
D
er „Appell von Hannover“ schlägt

vor, anläßlich des neuerlichen Über-

falls der türkischen Armee auf die

kurdischen Gebiete im Nordirak einen Frie-

denszug von Brüssel bis Diyarbakir zu orga-

nisieren. Er startet am 26.8. und soll am

1.9. ankommen, pünktlich zum Antikrieg-

stag. Der Zug kostet viel Geld. Spenden

werden benötigt. Für die Reiseteilnahme

(einschließlich zwei Übernachtungen in

Diyarbakir ergeben sich geschätzte Kosten

von DM 1500,-. Rasche verbindliche Anmel-

dung und Vorüberweisung von 700,- DM

sind für die Teilnahme notwendig.

Im Nahen Osten gibt es keinen Frieden! …
In diesen Tagen schiebt sich die Dampfwal-
ze der türkischen Kriegsmaschinerie als töd-
licher Zug auf dem Wege einer völkerrechts-
widrigen Invasion in die Kurdengebiete des
Nordirak … Entgegen dem Veto des Gene-
ralsekretärs der Vereinten Nationen. Ent-
gegen den Friedens- und

Menschenrechtsvorstellungen des Eu-
ropäischen Parlaments. Entgegen den Frie-
densbekundungen und der Verhandlungsbe-
reitschaft der kurdischen Seite. Gegen auch
unsere Bemühungen und Aufrufe und Frie-
denskonferenzen, die unter dem Namen
„Appell von Hannover“ Beachtung fanden.
Der Entscheidung des Nationalen Sicher-
heitsrates der Türkei für die Fortsetzung und
Ausdehnung des Krieges wollen wir unsere
demokratische Friedensvorstellung entge-
gensetzen. Wir schicken der Invasion einen
Friedenszug ins Haus. Einen europäischen
Friedenszug, der von Brüssel über Istanbul
nach Diyarbakir fährt. Ein Friedenszug mit
dem Namen des ermordeten kurdischen
Dichters „Musa Anter“. Einen Sonderzug
der europäischen Bundesbahnen mit Men-

schen aus Deutschland und ganz Europa …
„Es ist höchste Zeit für den Frieden in Kur-
distan.“ Diese Botschaft ist gerichtet an die
Regierung der Türkei.Verbunden mit der Er-
wartung auf Einhaltung der Menschenrech-
te. Auf Verwirklichung sozialer Gerechtig-
keit. Diese Botschaft wird in Istanbul und
Diyarbakir im Rahmen großer Friedensfe-
stivals ihre Bestätigung finden …
Die Menschen des Europäischen Friedens-
zuges erwarten während ihrer Anwesenheit
eine Antwort der türkischen Regierung …
Ein Zeichen der Friedensbereitschaft der
türkischen Regierung wäre die sofortige
Freilassung der international bekannten
Abgeordneten Leyla Zana und des renom-
mierten Wissenschaftlers Ismail Besikci so-
wie aller anderen inhaftierten Parlamenta-
rier, Schriftsteller und Journalisten …

Das Versprechen auf De-
mokratie erfordert die friedliche Lö-

sung des Konflikts. Eine weite Reise für den
Frieden in einem großen Zug wird auch für
die Beteiligten eine großartige solidarische
Möglichkeit der menschlichen Begegnung
bieten. Eine lange Fahrt mit Lesungen, Vor-
trägen und Programmen in allen reservier-
ten Waggons. Zur Teilnahme an diesem Er-
eignis wird herzlich eingeladen …

Bitte fordern Sie die weiteren Informationen

an. Bitte unterstützen Sie das wichtige Vor-

haben durch hre Spende unter dem  

Stichwort:„Friedenszug“ auf das Konto

Hans Branscheidt, 302479-602 (BLZ 500

100 60), Postgiro FFM, 

Hans Branscheidt, 

Postfach 35, 61445 Oberursel, 

Tel. 06171-981348, Fax 06171-981334
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Unterstützt den 

Friedenszug

von Brüssel 

nach 
Diyarbakir!



ATOMGESETZ-
NOVELLE. Auch ohne die Zustim-
mung der SPD-Länder will Bundes-
umweltministerin Merkel das Atom-
gesetz ändern, um das Kernenergie-
programm der Regierung weiter ge-
gen den Widerstand der Bevölkerung

durchsetzen zu können.Geplant sind u.a.
eine Verlängerung der sog. „Übergangs-
fristen“ für die Einlagerung von Atom-
müll in Morsleben und Greifswald um 5
Jahre bis zum Jahr 2005, neue Enteig-
nungsmöglichkeiten – die u.a.darauf zie-
len, den Salzstock in Gorleben zu enteig-
nen – sowie die Einführung eines sog.
„standortunabhängigen Prüfverfah-
rens“ für neue Reaktortypen. Ein solch
absurdes Prüfverfahren soll Einspruchs-
rechte von Kommunen, Ländern und aus
der Bevölkerung gegen von der Industrie
geplante neue Reaktortypen beseitigen.

LAUSCHANGRIFF 1. MdB Manuel
Kiper (Grüne) warnt vor einer Auswei-
tung der Telefonüberwachung: „In seiner
Sitzung am 4. Juli beriet der Bundesrat
über massive Ausweitungen der Befug-
nisse zur Telefonüberwachung. Die Bun-
desregierung beabsichtigt mit dem Tele-
kommunikations-Begleitgesetz „nur“
die Ausweitung der Überwachungsbe-
fugnisse auf interne Firmennetzwerke
und Klarstellungen, um auch E-Mail-
Verkehr überwachen zu können. Auf In-
itiative von Bayern und anderen  Ländern
kamen hinzu:
• Mobiltelefone als Peilsender: einge-
schaltete Mobiltelefone geben automa-
tisch ihre Positionsdaten ab. Durch eine
Änderung des § 100c der StPO sollen Si-
cherheitsbehörden nun auch diese Daten
zur Ortsfeststellung und für Bewegungs-
bilder nutzen können.
• Überwachung Dritter durch Raster-
fahndung im Äther: Die Sicherheits-
behörden sollen Geräte nutzen dürfen,
die den gesamten Mobilfunk-Verkehr
überwachen und neben Netzkennungen
von Teilnehmern sogar verschleierte Te-
lefonate mithören können. Dabei wird in
Kauf genommen, daß Mobiltelefon-Ge-
spräche unbeteiligter Dritter in dersel-
ben Funkzelle abhörbar werden.
• Präventive Überwachung: Das Zollkri-
minalamt darf in besonderen Fällen –
insbesondere dem Handel mit Kriegs-
waffen – präventiv Telefone überwachen.
Die Daten dieser präventiven Überwa-
chung sollen nun auch an Verfassungs-
schutzämter weitergegeben werden.“
Kiper: „Wieder einmal soll jede sich bie-
tende Gelegenheit genutzt werden, die
Überwachungsbefugnisse der Sicher-
heitsbehörden auszudehnen. Ein Grund-
recht wird damit zur Disposition der Si-
cherheitsbehörden gestellt – ein Versagen
der Politik in einem demokratischen
Rechtsstaat.“

LAUSCHANGRIFF 2. Am 1. Juli hat
der „Ermittlungsrichter beim BGH“
erstmals den Einbau von „Wanzen“ in ein
Auto gebilligt. Der innenpolitische Spre-

cher der Bündnisgrünen, MdB Rezzo
Schlauch, protestierte dagegen: „Der Be-
schluß der Ermittlungsrichter beim Bun-
desgerichtshof ist verfassungsrechtlich
nicht haltbar. Er bedeutet im Endeffekt
die Einführung des Lauschangriffs ohne
gesetzliche Grundlage. Ginge es nach
dem BGH,darf die Polizei künftig im Ver-
dachtsfall nach richterlicher Genehmi-
gung in jeden PKW, wenn sie nur einen
begründeten Verdacht hat, eine Wanze
einbauen. Die sophistische Unterschei-
dung, das Auto diene als Fortbewegungs-
mittel und nicht als Aufenthaltsort und
unterliege deshalb nicht dem grundge-
setzlichen Schutz der Unverletzlichkeit
der Wohnung, kann nicht darüber hin-
wegtäuschen,daß es sich im vorliegenden
Fall um den umstrittenen Lauschangriff
handelt … Es kann nicht angehen, daß
der BGH mit einem Federstrich ein um-
strittenes, ineffektives und teures poli-
zeiliches Ermittlungsinstrument legali-
siert, das politisch bis heute wegen der
schwerwiegenden verfassungsrechtli-
chen Bedenken keine gesetzliche Grund-
lage gefunden hat. Das Urteil kann vor
dem Bundesverfassungsgericht keinen
Bestand haben.“

HAUSHALTSKLAGE. Die SPD-
Fraktion hat eine Verfassungsklage gegen
Waigels skandalöse Haushaltspolitik
eingereicht.Nach Ansicht der SPD-Frak-
tion hat die Bundesregierung bereits
1996 gegen die Beschränkung der Neu-
verschuldung in Art. 115 GG verstoßen.
Art. 115 legt fest, daß die Neuverschul-
dung die Investitionsausgaben nicht
übersteigen darf. Waigels Haushaltsplan
für 1996 hatte sich daran zwar gehalten,
im Laufe des Jahres aber hatten sich Wai-
gels Einnahmeerwartungen aber als völ-
lig überhöht herausgestellt, die Neuver-
schuldung übertraf die Investitionen bei
weitem. 1997 erwartet die SPD den glei-
chen Verstoß.Außerdem ist das sog. „Par-
ken“ von Bundesvermögen bei der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (dort will
Waigel für 25 Mrd.DM Telekomaktien ge-
gen hohe Zinszahlungen an diese Bank
„parken“, weil er sie nicht verkaufen
darf) nach der SPD-Klage eine verdeck-
te Form der Kreditaufnahme und damit
ein weiterer Verstoß gegen Art. 115.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Der
Bundestag ist bis Ende August in „Som-
merpause“. Am 10. Juli beginnt der Ver-
mittlungsausschuß seine Beratungen
über die Steuerreformpläne der Regie-
rung. Bis 28. Juli soll ein Zwischenergeb-
nis vorliegen,bis  Mitte August will der
Ausschuß dann wissen, ob eine Einigung
möglich ist. Am 11. Juli will das Bundes-
kabinett Waigels Haushalt für 1998 ver-
abschieden.Am 16.Juli legt die EU-Kom-
mission ihren Bericht über den Beginn
der EU-Osterweiterung vor. Am gleichen
Tag will das Bundeskabinett Merkels
Entwurf für Änderungen am Atomgesetz
und die Fortsetzung der Kohlebeihilfen
beraten.
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Nato Osterweiterung, 
Rüstungshaushalt …

Deutschland
erwacht –
Die Vernunft
geht schlafen
In diesen Tagen wird in Madrid die Ost-
erweiterung der Nato beschlossen, ohne
daß dieser gefahrvolle Schritt eine poli-
tische Bewegung hervorgerufen hätte. In
den selben Zusammenhang gehört die
Absicht der Bundesregierung, den Euro-
fighter trotz größter Haushaltsprobleme
bauen zu lassen. Da ist es sogar zu ge-
meinsamen Pro-Rüstungskundgebungen
von Wirtschaft, Politik und organisierter
Arbeiterbewegung gekommen. Wenn die
Süddeutsche Zeitung dann noch die
Schlagzeile setzt: Die Nato auf dem
Marsch nach Osten, wird eine düstere
Aussicht wahrnehmbar: Auf Einverneh-
men von Beherrschten und Herrschen-
den, in einen Kampf um eine Führungs-
position in Europa und auf der Welt ein-
zutreten und,koste es auch was,ganz vor-
ne mitzumischen.

Eine neue Sicherheits- und Militär-
doktrin beginnt sich in der öffentlichen
Meinung festzusetzen. Erkennbare Fa-
cetten dieses Bewußtseinskomplexes
sind militärisch-technisch: Sicherheit
durch technische Überlegenheit;  poli-
tisch: Sicherheit durch Hegemonie der
Starken über die Schwachen; ideolo-
gisch: Gerechtigkeit durch Herrschaft.
Was große und bislang wachsende Teile
der Bevölkerung in die Gefolgschaft of-
fen imperialistischer Politik zieht, ist
nicht schlichte Sorge um Beschäftigung,
es ist das Gesamtkonzept dieser Politik.

In diesem Gesamtkonzept ist dann
freilich enthalten, daß der Deutsche
Staatsbürger eines Landes des Nordens
ist, eines leistungsfähigen Landes, das
Leistungen anderer Länder einsaugen
kann, eines starken Landes, dem keines-
wegs seinerseits diktiert werden kann,
was es anderen diktiert usw.

Eine Chance der Opposition gegen die-
se Entwicklung anzugehen, liegt in der
Möglichkeit, diese neue imperiale Poli-
tikkonzeption gemeinsam mit den auser-
sehenen Opfern zu kritisieren, denn nur
eine solche Kritik kann Aussichten auf
ein anders geordnetes Zusammenleben
der Völker glaubhaft machen.

Auf den folgenden Seiten dokumen-
tieren wir den gerade in dieser Hinsicht
sehr instruktiven Vortrag Hans Modrows
auf dem öffentlichen Landesparteitag
der PDS Bayern.
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POLEN TSCHECHIEN UNGARN RUMÄNIEN SLOWENIEN

Bevölkerung 38,5 Millionen 10,4 Millionen 10,2 Millionen 22,8 Millionen 2,0 Millionen

Fläche 312 685 qkm 78 846 qkm 93 036 qkm 237 500 qkm 20 255 qkm

Streitkräfte 248 500 Mann 70 000 Mann 62 000 Mann 205 000 Mann 9 590 Mann

Rüstungsetat 3,9 Mrd. DM 2,2 Mrd. DM 3,9 Mrd. DM 1,3 Mrd. DM 418 Mio. DM

F E T T E  

B E U T E

Schlagzeile der „Augsburger Allge-

meinen Zeitung“, Transparenttexte

auf der Demonstration der DASA:

Ohne Eurofighter gehen die Lichter

aus / Gibt’s Eurofighter gibt’s Azu-

bis / Es geht um Dich, um unser

Werk Augsburg und um die Luft-

und Raumfahrtindustrie / Für unse-

re Region, für unser Werk, für un-

sere Zukunft …
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Liebe Genossinnen und Genossen,
es ist sehr begrüßenswert, und ich bin
dankbar dafür, daß ich hier vor Euch zu
diesem Thema ,,NATO-Osterweiterung“
sprechen kann. Das aus mehreren Grün-
den:
1. Die Probleme der NATO-Osterweite-
rung sind noch längst nicht genügend in
das öffentliche Bewußtsein gerückt, und
das nicht nur in Deutschland, sondern in
allen westeuropäischen Ländern. Sozia-
le Probleme, die die Menschen im Mo-
ment unmittelbar betreffen, und EU-
Währungsunion, der viele Bürgerinnen
und Bürger mit großer Sorge und Unge-
wißheit entgegensehen, lassen alles an-
dere, so die NATO-Osterweiterung, weit
in den Hintergrund rücken. Die wenig-
sten haben bisher begriffen, daß sie die
Völker Westeuropas ebenfalls angeht.Die
Führungen der NATO bzw. der NATO-
Staaten können hier im Grunde noch
schalten und walten, wie sie wollen.
2. Daß dies so ist, ist auch ein Schwäche
des Wirkens der linken Kräfte Westeuro-
pas, auch der PDS, die – abgesehen von
auch vorhandenen Meinungsunterschie-
den hinsichtlich der Rolle der NATO –
dieses Problem noch nicht genügend the-
matisiert haben,um Mitglieder und Sym-
pathisantInnen mit dieser gesamten Pro-
blematik vertraut zu machen und dar-
über hinaus die genannten Fragen auch
wieder stärker ins öffentliche Bewußt-
sein zu bringen. Es fehlt die Informiert-
heit, damit daraus schließlich auch Ak-
tionen entstehen können.
3. Kommt der Umstand hinzu, daß linke
Kräfte in den Ländern Mittel- und Ost-
europas, zum größten Teil sogenannte
Postkommunisten, als heute Regierende
nach Mitgliedschaft in der NATO stre-
ben. Ich denke da besonders an Ungarn,
Tschechien und Polen,wobei ich noch be-
reit bin, den Polen – wie die allgemeine
Stimmung in Polen es besagt – zu konze-
dieren, daß sie angesichts ihrer Ge-
schichte und der Entwicklungen in Ruß-
land verunsichert sind und ein Sicher-
heitsbedürfnis bekunden.
4.Schließlich wird den NATO-Mächten
die Realisierung ihrer Pläne nicht nur da-
durch erleichtert, daß die Führungen der
MOEL in die NATO wollen, sondern daß
bei aller zur Schau gestellten Freund-
schaft zum ,,Demokraten“ und ,,Refor-
mer“ Jelzin es zunehmend gelingt, ange-
sichts der Unberechenbarkeit der Ent-
wicklung in Rußland als Feindbild – die
NATO hatte es ja nach dem Zusammen-
bruch des Warschauer Vertrags verloren –
eine „russische Gefahr“ heraufzube-
schwören.NATO-Osterweiterung bedeu-
tet im Grunde Rückkehr zur Konfronta-
tion.

Um auch weiter realistisch zu bleiben:

Im Grunde ist es für die linken Kräfte
schon fast zu spät, um hier noch zu ver-
suchen gegenzuhalten. Die Messen, noch
nicht alle, sind schon gesungen. Be-
kanntlich werden schon Anfang Juli in
Madrid auf einem Sondergipfel der
Staats- und Regierungschefs der NATO
die führenden Vertreter dieser Staaten
darüber entscheiden, welche mittel- und
osteuropäischen wann in die NATO auf-
genommen werden sollen. Aussichts-
reichste Kandidaten für eine baldige
Aufnahme sind Polen, Tschechien und
Ungarn.

Tagung der Neuen 
Europäischen Linken in
Berlin

Leider fehlt auch gemeinsames Handeln
der Linken. In Berlin hatten sich Ende
April Vertreter von 16 linkssozialisti-
schen, grün-linken und kommunisti-
schen Parteien aus 14 Ländern im Rah-
men des Forums der Neuen Europäischen
Linken (NELF) zusammengefunden, um
sich neben anderen Themen auch zur NA-
TO-Osterweiterung auszutauschen. Als
Gäste hatten sie einige linke Parteien aus
den mittel- und osteuropäischen Län-
dern eingeladen, nicht in jedem Falle die
wichtigsten: aus Rußland die unbedeu-
tende Sozialistische Partei der Werktäti-
gen Rußlands sowie das Komitee der Sol-
datenmütter, während die Kommunisti-
sche Partei der Russischen Föderation
nicht erwünscht war; aus der Ukraine
fehlten gleich beide Linksparteien, so-
wohl die Kommunisten als auch die So-
zialisten, und die Agrarpartei gehörte ei-
gentlich als dritte linke Kraft noch dazu.

Auf der Berliner Tagung des Forums
der Neuen Europäischen Linken in Ber-
lin blieb es bei einem Meinungsaustausch
zum Thema NATO-Osterweiterung, zum
Teil auch recht kontrovers,weil vor allem
der Vertreter der polnischen Sozialdemo-
kratie die Position seiner Partei, die, wie
gesagt den NATO-Beitritt anstrebt, hart-
näckig verteidigte. Seine Hauptargu-
mente: die NATO sei dabei, sich positiv
zu verändern, ein regionaler Sicherheits-
pakt, z.B. der Visegrad-Länder, sei wegen
zu großer Differenzen zwischen ihnen
unrealistisch, die OSZE sei wegen ihrer
geringen Effektivität keine Alternative.

Fast von allen anderen Teilnehmern
wurde eine grundsätzlich andere Sicht
auf die NATO-Pläne zur Osterweiterung
dargelegt. So wurde darauf verwiesen,
welche großen Belastungen durch den
Erwerb von NATO-Waffen und -Ausrü-
stungen auf die MOEL zukommen. Die
Kosten für die Konversion der alten,

nicht NATO-kompatiblen Waffen und
Ausrüstungen sowie für die Umstellung
der eigenen Rüstungsindustrie würden
die Situation noch zuspitzen.

Ferner wurde daran erinnert, daß heu-
te 15% der Menschheit ca. 80% der
Reichtümer der Erde besitzen. Man müs-
se sich darauf vorbereiten, daß die dar-
aus resultierenden sozialen Probleme
gelöst werden müßten. Das Geld sollte
nicht für immer mehr Waffen,sondern zur
Lösung der sozialen Probleme in der Welt
ausgegeben werden. Die neue Rolle der
NATO bestehe gerade darin, die Reichen
der Welt vor den Armen der Welt zu schüt-
zen und den Weltgendarm abzugeben.

Die Osterweiterung habe außerdem
die Aufgabe, Rußland zu neutralisieren
und als zweit- oder drittrangige Macht in
diesen Prozeß einzubinden. Man wisse
genau,daß dies nationalistische Reaktio-
nen in Rußland auslösen werde, kalku-
liere dieses Risiko jedoch ein. Die Oster-
weiterung sei also kein Beitrag zu eu-
ropäischer Sicherheit und erst recht nicht
zur Errichtung eines demokratischen
und sozialen Europa.Die Osterweiterung
werde ein Faktor der Instabilität, nicht
der Stabilität in Europa sein. Zweifel
wurden auch geäußert, ob die NATO die
Sicherheit der osteuropäischen Staaten
tatsächlich garantieren könne. Die histo-
rische Pufferzone zwischen Rußland und
dem Westen werde auch nach dem Bei-
tritt der mittel- und osteuropäischen
Staaten weiter bestehen.

Das Problem der Osterweiterung führ-
te auch zu einer kontroversen Diskussi-
on über den Charakter der NATO.Der Er-
klärung, die NATO habe sich bisher als
die einzige Organisation in Europa er-
wiesen,die in Konfliktsituationen erfolg-
reich eingegriffen habe, wurden folgende
Argumente entgegengestellt: 

• die NATO sei nicht in der Lage, die
Probleme Europas zu lösen. Sie habe bis-
her nicht einmal Probleme zwischen
ihren Mitgliedstaaten wie Griechenland
und der Türkei lösen können.

• in der Pariser Charta der KSZE sei
Europa eine neue Phase von Frieden und
Sicherheit in Aussicht gestellt und ein ge-
meinsames europäisches Sicherheitssy-
stem ins Auge gefaßt worden. Man habe
in den 70er und 80er Jahren für die Auf-
lösung aller Militärblöcke gekämpft.
Nach dem Zerfall des Warschauer Vertra-
ges habe die NATO keine Existenzbe-
rechtigung mehr; die NATO sei nicht ge-
eignet, die Konflikte von heute zu lösen,
deren Ursachen vor allem sozialökono-
mische Probleme,Verletzungen der Men-
schenrechte und ökologischer Abstieg
seien. Dazu werde präventive Diploma-
tie und ein mehrdimensionales Handeln
gebraucht. Das könnte die NATO als von

4 AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT • PB 14/97

Vortrag von Hans Modrow auf dem Landesparteitag der PDS Bayern

NATO-Osterweiterung heißt Instabilität für Völker Europas und 
Riesengeschäft für Rüstungskonzerne



PB 14/97 • AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT 5

Militärs geführter Pakt nicht bieten;
• die NATO treibe die Aufrüstung vor-

an. Der gesamte Prozeß von Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung komme kaum
noch voran. Die NATO sei außerdem da-
bei, ihre Strategie grundsätzlich zu ver-
ändern und sich von einem kollektiven
Verteidigungspakt zu einem internatio-
nalen Interventionsbündnis zu ent-
wickeln. Die Linke müsse für die Auflö-
sung der NATO kämpfen.

In der Diskussion wurde weiter betont,
für die Linken sei nicht nur die militäri-
sche Rolle der NATO ein Problem, son-
dern auch die Tatsache, daß sie das ganze
politische System der Staaten beeinflus-
se, den militärisch-industriellen Kom-
plex und die bürgerliche Gesellschaft
stärke. Fast einmütig sprachen sich die
Anwesenden dafür aus, daß die Linken
ein gesamteuropäisches Sicherheitssy-
stem anstreben und die OSZE stärken
müssen. Wichtig sei, daß daran alle eu-
ropäischen Staaten gleichberechtigt be-
teiligt sind.

So weit zu der Tagung europäischer
Linker, die wie gesagt bei weitgehender
Übereinstimmung weder eine gemeinsa-
me Erklärung noch eine gemeinsame Ak-
tion beschloß.

Bei aller Einschätzung, daß der Zug in
Richtung NATO-Osterweiterung schon
abgefahren ist und durch die kürzliche
Unterzeichnung der Grundakte NATO-
Rußland noch beschleunigt wurde, halte
ich es für dringend notwendig und stim-
me offensichtlich mit Euch überein, daß
wir uns intensiv damit befassen und es
neben den bundesweiten Problemen wie
Massenarbeitslosigkeit und sozialer Ab-
bau sowie der EU- und speziell der Eu-
ro-Problematik in unsere Wahlkampfar-
beit mit einbeziehen,zumal die Dinge bei
genauem Hinsehen und Analysieren eng
miteinander zusammenhängen. Ich will
versuchen, dazu eine Diskussionsgrund-
lage zu geben.

NATO-Beitritt als 
Vorbedingung für EU-
Aufnahme

Ursprünglich stand die NATO-Osterwei-
terung überhaupt nicht im Vordergrund,
weder für den Westen noch für den Osten.
EU-Osterweiterung war zunächst ange-
sagt, und es gab keine Kopplung zwi-
schen beiden. Doch in den westlichen
Führungskreisen besann man sich dann
eines anderen, ganz bestimmt nicht bes-
seren: Die ,,Angst vor den Russen“ in ei-
nigen MOEL, besonders in Polen, als Vor-
wand nutzend, wurde die NATO-Auf-
nahme als der zunächst notwendige
Schritt postuliert. Damit sollen sozusa-
gen mehrere Fliegen mit einer Klappe ge-
schlagen werden:
1. Soll vermieden werden, daß die EU an-
gesichts der innerhalb der Europäischen
Union gegenwärtig nicht gelösten
schwerwiegenden Probleme durch die

Aufnahme von weiteren zehn mittel- und
osteuropäischen Ländern – Polen, Un-
garn, Tschechische Republik, Slowakei,
Slowenien, Rumänien, Bulgarien, Litau-
en, Lettland, Estland –, die zum größten
Teil selber tiefe innere Krisen, insbeson-
dere auf wirtschaftlichem Gebiet durch-
machen, über die Maßen belastet wird.

Die zehn MOEL repräsentieren aus
geographischer und demographischer
Sicht einen bedeutenden Teil Europas.
Zusammengenommen haben sie eine Be-
völkerung von 106 Millionen Menschen
und ein Gebiet von 1,1 Millionen Qua-
dratkilometern. Das entspricht rund 29
Prozent der Bevölkerung und 33 Prozent
der Fläche der 15 EU-Länder.

Welche Probleme dabei entstehen wer-
den, zeigt allein eine Betrachtung der Si-
tuation in der Landwirtschaft: Trotz er-
heblicher Produktionseinbrüche in den
letzten Jahren ist das Produktionspoten-
tial der Landwirtschaft der MOFL noch
sehr hoch. Die Konkurrenz der Nah-
rungsgüter der EU-Staaten ist in den
MOEL und den Staaten der GUS stark.
Dennoch gibt es in diesen immer ein ent-
wicklungsfähiges Produktionspotential,
das bei gleichen Chancen auf den Markt
der EU drängen könnte, aber gerade die-
se Chancen werden den Ländern nicht
gegeben. Damit drängt ein großes, noch
entwicklungsfähiges Produktionspoten-
tial auf den mit Agrarprodukten ohnehin
gesättigten Markt der Europäischen 
Union.

Andererseits erfordern der Transfor-
mationsprozeß und die notwendigen
ökonomischen Maßnahmen zur Vorberei-
tung der Integration in die EU in den mit-
tel- und osteuropäischen Ländern einen
bedeutenden Rationalisierungsschub,
der Millionen von Arbeitskräften in der
Landwirtschaft freisetzt. Da sich gleiche
Prozesse in anderen Wirtschaftsberei-
chen vollziehen werden, wird die Ein-
gliederung dieser freigesetzten Arbeits-
kräfte woanders kaum möglich sein.Wel-
che Situation sich für die Millionen Ar-
beitslosen ergeben wird, noch dazu bei
ungenügender sozialer Absicherung,
kann sich jeder ausmalen.

Dazu die Belastungen für die Eu-
ropäische Union: Nach internen Ein-
schätzungen könnte allein der Beitritt
von Polen und Ungarn eine zusätzliche
Belastung des EU-Haushaltes von bis zu
30 Milliarden ECU bedeuten, wobei al-
lein die Ausgaben für die gemeinsame
Agrarpolitik schon über 50% des EU-
Haushalts ausmachen.
2. War ausschlaggebend für die Ent-
scheidung der führenden Kreise der
westlichen Länder, die NATO-Aufnahme
einer EU-Mitgliedschaft der MOEL
,,vorzuschalten“, obwohl beide mitein-
ander eigentlich nichts zu tun haben,
auch das Drängen der militärisch-indu-
striellen Komplexe der NATO-Staaten,
mit der NATO-Erweiterung nach Osten
ein gewaltiges Rüstungsgeschäft zu lan-
den. Sowohl die USA-Rüstungsmonopo-
le als auch die westeuropäischen Kon-

zerne, allen voran die der Bundesrepu-
blik und Frankreichs, sehen hier ihre
großen Profitchancen. Dabei liegen USA
und Westeuropa in hartem Konkurrenz-
kampf miteinander. Der österreichische
Ökonom Metzner hat recht, wenn er
schreibt: ,,Die NATO-Osterweiterung ist
nicht zuletzt eine Markterweiterung der
westlichen Rüstungskonzerne zu Lasten
der Rüstungsindustrie in Rußland und in
anderen Nachfolgestaaten der Sowjet-
union.“ Man müßte noch hinzufügen, so-
wie der Rüstungsindustrie der in die NA-
TO strebenden MOEL.

Das Riesengeschäft, das da den west-
lichen Rüstungskonzernen winkt, ver-
deutlichen Angaben aus einer Studie des
Weißen Hauses, die dem USA-Kongreß
vorgelegt worden ist: Bis 2009 und ohne
die vorgeschobene Stationierung von
Truppen und Nuklearwaffen würden sich
die Kosten der Umrüstung auf 35 Milli-
arden Dollar belaufen. Allein die drei er-
sten neuen Mitglieder sollen 17,5 Milli-
arden Dollar aufbringen.Allerdings wer-
den da noch andere Zahlen gehandelt:
Nach einer Kostenstudie des Congressio-
nal Budget Office der USA vom vergan-
genen Jahr wird die vollständige Umrü-
stung der Armeen allein Polens, Tsche-
chiens, Ungarns und der Slowakei in den
nächsten 15 Jahren 42 bis 52 Milliarden
Dollar kosten. Und das sind nur vier der
zehn Staaten, die die NATO-Integration
anstreben.

Was die NATO-
Umrüstung wirklich 
kosten wird …darüber
schweigt man sich
natürlich aus. 

Was die NATO-Umrüstung wirklich ko-
sten wird und welche Belastungen auch
auf die Steuerzahler der jetzigen Mit-
gliedstaaten der NATO zukommen wer-
den,darüber schweigt man sich natürlich
aus. Einzig aus den USA gibt es einige
Angaben, die sich allerdings auch wider-
sprechen: Während das Weiße Haus von
200 Millionen Dollar pro Jahr ausgeht,
beziffert der Kongreß die entstehenden
Ausgaben für die USA auf ein Vielfaches,
nämlich fast 19 Milliarden bis zum Jah-
re 2010.

Ob selbst die 19 Milliarden ausreichen
werden,bleibt dahingestellt.Nur eines ist
sicher: Für das gewaltige Rüstungsge-
schäft der Konzerne zahlen die Völker der
künftigen und der heutigen NATO-Staa-
ten. Letzteres ergibt sich schon aus einer
nüchternen Betrachtung der Wirt-
schaftslage der MOFL. Beim Erwerb von
Flugzeugen und Kampfhubschraubern
zum Stückpreis von 40 Millionen bzw. 22
Millionen oder des Kampfpanzers ,,Leo-
pard 2“ zum Systempreis von 7,8 Millio-
nen DM oder dem Ausbau eines Flug-
platzes nach NATO-Standard mit einem
Kostenaufwand von 560 Millionen DM
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wird sicherlich auch vieles als ,,Verteidi-
gungshilfe“ an die MOEL zur Verfügung
gestellt.

NATO-Umrüstung der MOEL heißt
nicht nur Kauf neuer Waffen und Gerä-
te, es heißt unter anderem auch Neuor-
ganisation der Struktur der Streitkräfte,
Vereinheitlichung der Operationsverfah-
ren, der Ausbildungsprogramme, Anpas-
sung der Führungssysteme, der Fernmel-
deverbindungen und Nachrichtensyste-
me usw. Der kostspieligste Bereich sind
die Führungsmittel. Zwischen den vor-
handenen oder bisher genutzten Füh-
rungssystemen und dem, was NATO-
Standard ist, gibt es nicht auszuglei-
chende Inkompatibilität.

Wie gesagt, das sind nur einige Stich-
worte, hinter denen sich grundlegende,
gewaltige Kosten erfordernde Umrü-
stungen verbergen, bis hin zur Ausbil-
dung von Offizieren – bei ihnen auch
sprachlich – und Soldaten.

Eine Position spielt in den Kostenbe-
rechnungen überhaupt noch keine Rolle,
nämlich die der Konversion, was ich zu
Beginn schon kurz erwähnte, – der Be-
seitigung,Vernichtung der bisher vor al-
lem aus russischer bzw.sowjetischer Pro-
duktion stammenden Waffen und Ausrü-
stungen.Und Konversion bis hin zur Um-
rüstung eigener Rüstungsbetriebe bzw.
sozialen Absicherung der Arbeitnehmer
bei Schließung solcher Rüstungsbetriebe
erfordert ebenfalls umfangreiche finan-
zielle Mittel. Mit Recht warf die Vertrete-
rin der bulgarischen Sozialisten auf der
Berliner Tagung der Linkskräfte die Fra-
ge auf, wie das alles von ihrem Land be-
zahlt werden soll, angesichts hungernder
Menschen, hungernder Kinder.

Aber das interessiert jene nicht,die aus
der NATO-Osterweiterung ein Riesenge-
schäft machen wollen, voran die USA-
Rüstungskonzerne. Der Kampf zwischen
den militärisch-industriellen Komple-
xen der USA und Westeuropas um den
größtmöglichen Anteil an diesem größten
Rüstungsdeal in Friedenszeiten hat
längst begonnen. Die ,,Süddeutsche Zei-
tung“ schrieb unlängst in einem Bericht:

,,Auch wenn die ganz großen Verkäufe
bislang noch auf Eis liegen, die Umrü-
stung wird von westlichen Ländern – spä-
tere Gewinne im Blick – kräftig vorange-
schoben, vor allem durch großzügige mi-
litärische Hilfspakete und Kredite.“

Und selbstverständlich wollen da die
westeuropäischen Rüstungskonzerne
mithalten, vor allem auch die deutschen.
Der parlamentarische Staatssekretär
beim Bundesminister für Verteidigung
Bernd Wilz erklärte im Februar diesen
Jahres im Bundestag: ,,Die Bundeswehr
nimmt maßgeblich an der Kooperation
mit unseren Partnern im Osten teil. Sie
unterstützt den Aufbau der Streitkräfte
in den jungen Demokratien Mittel- und
Osteuropas. Für das Jahr 1996 wurden
mit 17 Ländern bilaterale Programme für
die Zusammenarbeit auf militärischem
Gebiet vereinbart, die insgesamt 495
Maßnahmen umfaßten. Im Jahre 1997

sind fast 600 Maßnahmen vereinbart.“
Daß diese ,,Maßnahmen“ auch Rü-
stungsgeschäfte zur Konsequenz haben,
steht außer Zweifel.

In einem zunächst geheim gehaltenen
Abkommen hatten Kohl und der franzö-
sische Präsident Chirac im Dezember
vergangenen Jahres in Nürnberg neben
einem „Dialog über die Rolle der atoma-
ren Abschreckung im Zusammenhang ei-
ner europäischen Verteidungspolitik“ –
Bonn will über die Westeuropäische Uni-
on, den noch auszubauenden militäri-
schen Arm der EU, auch an Verfügungs-
gewalt über Atomwaffen heran – verein-
bart, auf dem Rüstungsgebiet eng zu-
sammenzuarbeiten und einen europäi-
schen Rüstungsmarkt zu schaffen. Die
FAZ schrieb von einem ,,schwierigen in-
ternationalen Kontext“, dem sich die
westeuropäischen Länder gegenüberse-
hen,gekennzeichnet durch die Verminde-
rung der Ausrüstungsbudgets und durch
steigenden Konkurrenzdruck. ,,Europa
muß daher über eine wettbewerbsfähige
Industrie- und Technologiebasis im Be-
reich der Verteidigung verfügen“, schrieb
die Zeitung.
3. NATO-Osterweiterung heißt aber auch
massiver Ansatz zur machtpolitischen
Beherrschung der mittel-und osteu-
ropäischen Länder. Die NATO-Mitglied-
schaft zwingt den MOEL – neben den
außerordentlichen wirtschaftlichen Be-
lastungen – eine neue sicherheitspoliti-
sche und militärische Abhängigkeit auf.
Die Einbeziehung der Armeen und zivi-
ler Bereiche der MOEL in die NATO be-
deutet, daß sie voll dem Kommando der
NATO unterstellt sind und daß sie keine
anderen militärischen Bündnisse einge-
hen können. Das heißt, sie sind in ihrer
außenpolitischen Beweglichkeit den In-
teressen der führenden NATO-Staaten
voll untergeordnet.

Daß hier die Bundesrepublik als die
stärkste europäische Wirtschafts- und
Militärmacht eine besonders aktive Rol-
le spielt, ergibt sich nicht nur aus ihren
wirtschaftlichen und sicherheitspoliti-
schen Interessen. Hier werden von neu-
em Tendenzen einer deutschen Europa-
Strategie erkennbar, die es schon seit Be-
ginn des zu Ende gehenden Jahrhunderts
gegeben und die zu zwei Weltkriegen ge-
führt hat. Sie soll vor allem mit Hilfe der
NATO-Osterweiterung und der später
vorgesehenen EU-Osterweiterung auf
,,friedlichem Wege“ umgesetzt werden.
Das Offenhalten von Eigentumsfragen in
den Beziehungen zu Polen und Tschechi-
en durch die Bundesregierung sind übri-
gens ebenfalls Teil dieser Europa-Strate-
gie.

Natürlich stellt sich die Frage, warum
sich die Führungen der mittel- und ost-
europäischen Staaten darauf einlassen,
zumal diese Länder durch ihre vorge-
schobene Position sehr leicht zum Schau-
platz eines künftigen Krieges werden –
Rühe sprach mit Genugtuung davon, daß
Deutschland dann nicht mehr an der Pe-
ripherie liege – und auch angesichts der

Umgestaltung der NATO von einem In-
strument der kollektiven Sicherheit in ei-
ne Interventionsstreitmacht in gefährli-
che Abenteuer gezogen werden könnten.
,,Sicherung des freien Marktzuganges“,
,,Sicherung der Rohstoffquellen“ und
,,Sicherung des freien Welthandels“ sind
ja heute schon offiziell verkündete
Grundsätze für interventionistisches
Handeln der NATO.

Für die Führungen der MOEL geht es
aus ihrer Sicht ebenfalls vor allem um
machtpolitische Interessen. Sie meinen,
durch die schnelle Verflechtung mit der
wirtschaftlichen Entwicklung Westeuro-
pas, die ihnen ja die EU-Mitgliedschaft
nach der NATO-Aufnahme verheißt, ihre
Position im Lande sichern zu können.

Zum Teil geht es ihnen dabei – ich ha-
be schon die besonderen Interessen Po-
lens angesprochen – angesichts der Un-
berechenbarkeit der Entwicklung in
Rußland sicher auch um einen verläßli-
chen sicherheitspolitischen Rahmen für
ihre Entwicklung. Wie berechenbar die
Entwicklung aber auch in Polen ist, wer-
den die Parlamentswahlen im Herbst
dort zeigen. Bei allen machtpolitischen
Bestrebungen und Rangeleien darf m.E.
eines nicht außer acht gelassen werden,
was schon Bismarck erkannt hatte: Die
weitere Entwicklung Europas erfordert,
egal wer in Rußland regiert, eine be-
stimmte Ausgeglichenheit zwischen
Westeuropa und Rußland. Dabei sollte
nicht unbeachtet bleiben, daß Rußland
noch immer eine große Macht ist. Politik
ist gefordert und nicht einfache Zuspit-
zung der Dinge.

Nach Einschätzung von Friedenskräf-
ten in den MOEL drängt auch die jewei-
lige Militärlobby auf einen Beitritt zur
NATO, weil sie hofft, damit die notwen-
dige Transformation der Militärstruktur,
die Modernisierung der Waffensysteme,
die Verstärkung ihrer eigenen Rolle und
die Verbesserung ihres Lebensstandards
zu erreichen.

NATO Garant für
Sicherheit der MOEL?

Bringt die NATO diesen Ländern in Mit-
tel- und Osteuropa nun tatsächlich Si-
cherheit, wie es z.B. Kinkel verkündete,
als er im Juni vergangenen Jahres in ei-
nem Beitrag im ,,Tagesspiegel“ erklärte:
,,Die NATO ist ein Stabilitätsanker für
Europa. Dazu wird auch die Öffnung der
NATO für neue Mitglieder beitragen.“
Das darf bezweifelt werden. Argumente
dagegen aus linker Sicht hatte ich schon
in der Information über die Berliner
NFLF-Tagung wiedergegeben.Hier noch
eine Zusammenfassung der wichtigsten
Gründe:
1. Die bisherige NATO-Praxis. Sie ist
nicht einmal in der Lage, seit Jahren be-
reits schwelende Konflikte zwischen
zwei NATO-Mitgliedstaaten wie zwi-
schen Griechenland und der Türkei zu
schlichten und in dieser Region Sicher-
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heit zu schaffen.Zypern ist wiederum ein
Beispiel dafür, wie die NATO die inter-
ventionistischen Bestrebungen eines
Mitgliedstaates, der Türkei, gegenüber
einem unabhängigen Land, Nichtmit-
glied der NATO, sanktioniert.
2. Die meisten Konflikte, die es in den
letzten Jahren gegeben hat, waren Kon-
flikte innerhalb eines Landes. Die NATO
ist nicht das Instrument, auf solche Kon-
flikte und Probleme wirkungsvoll zu rea-
gieren.Sie ist nicht imstande,solche Kon-
flikte ökonomischer, sozialer und ethni-
scher Natur zu bewältigen. Auch hier ist
die Türkei ein mehr als unrühmliches
Beispiel, wo seit Jahren Krieg gegen die
Kurden geführt wird, ohne daß die NA-
TO irgend etwas dagegen unternimmt.Im
Gegenteil, die Türkei wird laufend mit
neuen Waffen,darunter aus der BRD aus-
gestattet.
3. NATO-Osterweiterung schafft keine
europäische Sicherheit, NATO kann kein
europäisches Sicherheitssystem erset-
zen. Sie schafft Zonen unterschiedlicher
Sicherheit bzw. verfestigt sie.
4. Die NATO-Osterweiterung verstößt
gegen den Grundsatz: Im Interesse ganz
Europas nach Osteuropa nicht Instabi-
lität, sondern Stabilität exportieren. Die
,,Süddeutsche Zeitung“ hat recht, wenn
sie in dem schon erwähnten Beitrag
schlußfolgert: ,,Ob die Aufrüstung Ost-
europas die Region aber wirklich stabi-
lisieren wird, darüber scheinen sich we-
der Käufer noch Verkäufer allzu viele Ge-
danken zu machen. Kritiker befürchten
eher das Gegenteil: einen neuen Rü-
stungswettlauf ausgelöst durch die NA-
TO-Osterweiterung.“

Die Milliarden Dollar für die NATO-
Osterweiterung sollten eher für soziale
Zwecke in den MOEL ausgegeben wer-
den. Das wäre eine wirklicher Beitrag zu
europäischer Sicherheit! Wenn es auch
gegenwärtig noch bei jenen Staaten, die
Mitglied der NATO werden wollen, mit
Ausnahme Polens Widerstand gibt, die
Haushaltsmittel zugunsten der Um-
struktierung der Streitkräfte umzuver-
teilen, wird dieser Widerstand ganz si-
cher bald gebrochen sein.
5. Wie gesagt, die NATO-Osterweiterung
wird den Rüstungswettlauf erneut an-
heizen und damit wieder zusätzliche Un-
sicherheiten in Europa verursachen. Bei
aller offiziellen Euphorie auf beiden Sei-
ten beim Abschluß der Grundakte NA-
TO-Rußland – Kinkel sprach von einer
neuen Ära der europäischen Sicherheit –
ist zu befürchten, daß die NATO-Oster-
weiterung zur Stärkung des militärisch-
industriellen Komplexes und der natio-
nalistischen Kräfte in Rußland beiträgt.
Prof. Maximytschew, ehemaliger Ge-
schäftsträger der sowjetischen Botschaft
in der DDR, sprach unlängst davon, daß
diese Entwicklung ,,destruktive Züge an-
nehmen“ könnte. Die Öffentlichkeit in
Rußland ist überzeugt, daß angesichts
der NATO-Osterweiterung die Armee ge-
genwärtig nicht in der Lage ist, die Ver-
antwortung für die Sicherung des Lan-

des voll wahrzunehmen. Sie ist demzu-
folge offen für die Forderungen der Mi-
litärs nach Bereitstellung größerer fi-
nanzieller Mittel für die Modernisierung
der Armee, ganz abgesehen davon, daß
dem militärisch-industriellen Komplex
Rußlands mit der NATO-Osterweiterung
ein wichtiger Absatzmarkt für seine Waf-
fen und Ausrüstungen, die MOEL, verlo-
rengeht und auch diese Verluste auf an-
dere Weise kompensiert werden müssen.

Bei der NATO-Osterweiterung gäbe es
noch viele andere Aspekte zu beachten,
so zum Beispiel – um nur noch einen zu
nennen – die Gefahr, daß bei einem NA-
TO-Beitritt der baltischen Staaten Est-
land, Litauen und Lettland verantwor-
tungslose, extremistische, rußlandfeind-
liche Kräfte dazu verleitet werden könn-
ten,die Notwendigkeit einer guten Nach-
barschaft und Zusammenarbeit mit Ruß-
land zu vernachlässigen und Abenteuer
zu suchen, weil man ja unter dem NATO-
Schirm sicher sei.

Ein NATO-Beitritt der baltischen
Staaten hieße auch die NATO-Einkrei-
sung Schwedens und Finnlands und da-
mit zunehmender Druck auf diese beiden
Länder zur Aufgabe ihrer Neutralität.
Das würde Bestrebungen zuwiderlaufen,
einen neutralen Korridor zwischen Ruß-
land und der NATO zu schaffen, der u.a.
von der ukrainischen und der belorussi-
schen Regierung sowie von linken Kräf-
ten in Österreich vorgeschlagen worden
war. Ein solcher neutraler und vor allem
auch kernwaffenfreier Korridor von der
Ostsee bis zum Schwarzen Meer könnte
bestehen aus Schweden, Finnland, den
baltischen Staaten, Polen, Belorußland,
Ukraine, Bulgarien, Ungarn und Öster-
reich. Übrigens könnte, zumindest was
die Atomwaffenfreiheit anbelangt, das
Territorium Ostdeutschlands ebenfalls
dazu gehören. Denn nach dem 2+4-Ver-
trag ist es kernwaffenfrei zu halten.

Um wirklich Sicherheit in Europa zu
schaffen, bedarf es anderer Prioritäten
als die von den NATO-Kreisen ange-
strebten: Ausbau der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE), völkerrechtlich verbindliche
Gestaltung der Beziehungen zwischen
Rußland und der NATO, nicht so unver-
bindlich wie in der unterzeichneten
Grundakte, kooperatives Bemühen aller
Seiten, den weitgehend zum Stillstand
gekommenen Prozeß der Abrüstung in
Europa wieder anzukurbeln und damit
vor allem vertrauensbildend zu wirken.

Im Grunde haben die westlichen Staa-
ten gegenüber den Völkern Europas noch
eine gewichtige Schuld abzutragen: Mit
dem 2+4-Vertrag, mit dem Vertrag über
gute Nachbarschaft zwischen der BRD
und der Sowjetunion und der Charta von
Paris für ein neues Europa waren 1990
die Grundlagen für eine neue Friedens-
ordnung auf unserem Kontinent gelegt
worden.Der Westen hatte damals die Ver-
pflichtung übernommen, ein einheitli-
ches Europa aufzubauen.

Unter den genannten Bedingungen

könnten die MOEL andere Prioritäten
setzen, nicht Verschwendung dringend
gebrauchter Mittel für die Rüstung, son-
dern Einsatz für die wirtschaftliche Ent-
wicklung und soziale Leistungen.

Aufklärung, Warnen
und Handeln dringend
erforderlich.

Unsererseits sind Aufklärung, Warnen
und Handeln, vor allem auch um Bünd-
nispartner zu suchen, unerläßlich und
dringend erforderlich.

Leider ist von den anderen Oppositi-
onsparteien im Bundestag dazu nicht viel
zu erwarten. Von der SPD meinte selbst
die ,,Frankfurter Rundschau“ Ende ver-
gangenen Jahres (6.12.96), die Partei
meide den Konflikt über die Grundlini-
en der Außenpolitik. ,,Kinkel-Sätze wie
der, daß die Deutschen hinsichtlich in-
ternationaler Bundeswehreinsätze ,nor-
mal werden‘ und ,von der Zuschauer-
tribüne runterkommen‘ müssen, werden
auf Oppositionsseite kaum noch
attackiert.“ Und den Grünen mangelt es
nicht nur an einem eigenen außenpoliti-
schen Konzept, sie sind auch noch in
wichtigen sicherheitspolitischen Fragen
gespalten.Während Joschka Fischer sich
durch Inkonsequenz und Anpassung her-
vortut, indem er über den Umweg der
NATO-Osterweiterung zu einem gesam-
teuropäischen Sicherheitssystem gelan-
gen will, das es ja mit der OSZE eigent-
lich schon gibt,zu dessen Aktivierung nur
der politische Wille vor allem des Westens
fehlt, beklagt Ludger Vollmer eine solche
Haltung, indem er erklärt, mancher von
den grünen ,,Realpolitikern“ senke lieber
den Spitzensteuersatz für Großverdiener
als die Zahl der Atomraketen. Und wört-
lich weiter: ,,Eine bemerkenswerte Prio-
rität für eine Fraktion, die ohne die Frie-
densbewegung nicht existent wäre. Hät-
ten die Grünen bei der NATO-Nachrü-
stung dieselben Argumente benutzt, die
die Fraktion nun für die NATO-Oster-
weiterung anführt, die Partei wäre nie
entstanden.“

Einzig und allein die PDS hat eine kla-
re, antimilitaristische Haltung und dies
auch in verschiedenen Anträgen ihrer
Abgeordnetengruppe im Bundestag,dar-
unter in einem sehr komplexen Antrag
zum Thema ,,NATO-Osterweiterung und
europäische Friedensordnung“, doku-
mentiert. In dem Antrag wurde verlangt,
daß die Bundesregierung vom Bundestag
aufgefordert wird, sich im NATO-Bünd-
nis für den Verzicht auf die Osterweite-
rung einzusetzen und statt dessen alter-
native Wege zur Festigung der gesamteu-
ropäisch-transatlantischen Sicherheit
und Zusammenarbeit vorzuschlagen.

Um dahin zu kommen, bedarf es star-
ken parlamentarischen und vor allem
außerparlamentarischen Drucks und un-
ser aller Engagements.

Ingolstadt, den 6.Juni 1997
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Rechte Ökonomen wollen Abschaffung

der staatlichen Rente

Rentenversicherung
bald nur privat?
Während sich in Bonn Regierung und Oppo-
sition um die gesetzliche Rente streiten, pro-
pagieren gewissenlose rechte Nationalöko-
nomen (die sog. „Angebots-Schule“ in der
Tradition des berüchtigten US-Ökonomen
Milton Friedman) bereits die Abschaffung
der Renten-Sozialversicherung. Spätestens
ab dem Jahr 2003 sollen sich alle privat ver-
sichern.

Auf einer „Kieler-Woche-Konferenz“
Ende Juni berieten die „Angebotstheore-
tiker“ über diese Pläne. Gastgeber war
das Kieler „Institut für Weltwirtschaft“
(IFW), eine Kaderschmiede für Rechts-
außen-Ökonomen nach Art der „Chicago
Boys“ des US-Professors Milton Fried-
man,der sich u.a.1973 als Berater der Mi-
litärjunta in Chile, später als Propagan-
dist für Reagan und Thatcher hervortat.
Aus dem IFW kommen u.a. der Chef der
wirtschaftspolitischen Abteilung im
Kanzleramt, der Deutsche Bank-Vor-
stand Prof. Norbert Walter, der Leiter des
BDI-Instituts Prof. Fels und andere ein-
flußreiche Leute.

Spätestens nach den übernächsten
Bundestagswahlen, so der Tenor in Kiel,
werde das Rentensystem als Sozialversi-
cherung nicht mehr zu halten sein.Weder
der „Generationenvertrag“ noch die  Bei-
träge der Unternehmen zur Rente seien
dann noch zu bezahlen, so die „Sachver-
ständigen“. An deren Stelle müsse dann
eine gesetzliche Pflicht für jede Person
treten, sich privat zu versichern.

Der Kieler IFW-Chef Prof. Siebert gab
die Parole aus, dafür junge gegen alte
Leute aufzuhetzen: „Das Umlageverfah-
ren ist in der derzeitigen Form gerade in
den schnell alternden europäischen Ge-
sellschaften nicht mehr tragbar.“

Für die privaten Lebensversicherun-
gen wäre die Abschaffung der Renten-
Sozialversicherung ein Riesengeschäft
und ein unerhörter Machtzuwachs, flös-
sen ihnen doch über die schon jetzt enor-
men privaten Lebensversicherungs-
beiträge jedes Jahr weitere Einnahmen in
zweistelliger Milliardenhöhe zu. Zu-
gleich würden die Kapitalisten völlig von
der Beitragspflicht für die Rente befreit
– eine Verringerung der Lohnnebenko-
sten nach dem Geschmack der Konzerne.

Auch die verteilungspolitischen Wir-
kungen des in Kiel erörterten Planes
wären enorm. Zum einen wäre eine riesi-
ge Ausdehnung der Altersarmut die Fol-
ge, weil insbesondere Leute mit niedri-
gen und/oder unsteten Einkommen nicht
in der Lage wären, eine Lebensversiche-
rung im erforderlichen Umfang zurück-
zulegen. Um ein Beispiel zu geben: Die
gesetzliche Rentenversicherung zahlt
laut Minister Blüm derzeit im Durch-
schnitt 15 Jahre lang Rente. Angenom-

men, die Durchschnittsrente betrage
1.500 DM pro Person im Monat. Um 15
Jahre lang eine solche Rente zu bekom-
men, müßte das Guthaben bei der Le-
bensversicherung bei Rentenbeginn weit
über 200.000 DM betragen – eine Rück-
lage, die Leute mit gewöhnlichen Ein-
kommen nie erreichen werden.

Aber auch in der Mittelklasse wäre die
Wirkung enorm.Viele Rücklagen,die sich
gutverdienende Leute während ihrer Be-
rufszeit zurücklegen, würden im Alter
komplett aufgebraucht – von den Kosten
für Krankenbehandlungen, die im Alter
enorm ansteigen und auch privat aufge-
bracht werden sollen, ganz abgesehen.

Bleibt die Frage, wo die Milliarden-
beiträge für die privaten Lebensversi-
cherungen künftig angelegt würden?
„Den scheinbar begrenzten Kapitalanla-
gemöglichkeiten im Inland, die die deut-
sche Rentenreformkommission vor der
Kapitaldeckung hat zurückschrecken
lassen, stellt Feldstein (Professor der
Harvard Universität in den USA, d. Red.)
den weltweiten Kapitalmarkt entgegen,
der zur Risikostreuung ohnehin zu nut-
zen sei.“ (Handelsblatt, 30.6.) Also Anla-
ge von Lebensversicherungsbeiträgen
für Rohstoffgeschäfte, Immobilienspe-
kulationen u.ä. weltweit – bis zum näch-
sten Banken- oder Börsencrash!

Trotzdem: Von gewissenlosen Natio-
nalökonomen wird die Zerstörung der so-
zialen Rentenversicherung und eine wei-
tere Umwandlung der Gesellschaft nach
US-Vorbild propagiert werden – zumal
starke Geschäftsinteressen von Banken,
Versicherungen u.a. dahinterstehen.
Wenn das nächste Mal Katastrophenbe-
richte über die gesetzliche Rente erschei-
nen – Beiträge bis 30% und ähnlicher Lug
und Trug – dann stecken auch solche Ab-
sichten dahinter. rül

Halim-Dener: Erklärung der Nebenklage

„… mit der Aufklärung
des polizeilichen Todes-
schusses überfordert?“
Am 27. Juni, noch vor Verkündung des skan-
dalösen Freispruchs für den SEK-Beamten
Klaus T., der 1994 den kurdischen Jugendli-
chen Halim Dener in Hannover beim Kleben
von ERNK-Plakaten erschossen hatte, leg-
ten die Anwälte der Familie von Halim Dener
die folgende erste Bewertung des Prozes-
ses vor. Darin kündigten sie Revision beim
Bundesgerichtshof gegen das Urteil an.

Wenn heute der Freispruch für den ange-
klagten SEK-Beamten Klaus T. verkün-
det wird, ist die öffentliche Hauptver-
handlung zwar im zweiten Anlauf been-
det, die Erwartungen der Familie des er-
schossenen kurdischen Jugendlichen
Halim Dener sind aber ebenso ent-
täuscht,wie die kritischen Fragen der Öf-
fentlichkeit unbeantwortet. Den Eltern

gelang es gegen den Willen des Gerichts,
das es ablehnte, irgendwelche Kosten zu
übernehmen, erst ab dem 9. Hauptver-
handlungstag, am Prozeß teilzunehmen,
nachdem der Bundestag in Bonn sich
hiermit hatte beschäftigen müssen. Die
geltend gemachten Schadensersatz- und
Schmerzensgeldansprüche der Eltern
hat das Gericht gar nicht erst behandelt,
sondern wegen schwieriger zivilrechtli-
cher Fragen und einer Verzögerung als
ungeeignet abgelehnt – nachdem das Ver-
fahren bisher fast drei Jahre dauerte, ei-
ne erstaunliche Begründung.

Als Vertreter der Nebenkläger stellen
wir zum vorläufigen Ende des Verfahrens
fest:
1. Eine gründliche Aufklärung der Ereig-
nisse in der Nacht vom 30.6. zum 1.7.1994
fand nicht statt.
Weder die Einlassung des Angeklagten
zur angeblich versehentlichen Schußab-
gabe aus nächster Nähe (10 cm) in den
Rücken des flüchtenden sechzehnjähri-
gen Opfers waren Staatsanwalt und Ge-
richt eine kritische Nachfrage wert, noch
die skandalösen Ermittlungsfehler und
Pannen. War doch gegen die Anweisung
für polizeiliche Todesermittlungen im
Zusammenhang mit einem Schußwaffen-
gebrauch gröblichst verstoßen worden.
Der tatverdächtige Angeklagte wurde
nicht als erstes zur Vernehmung gebracht,
nicht festgenommen und von anderen ge-
trennt gehalten, ihm wurde die Waffe
nicht abgenommen und die nicht gesi-
chert. Stattdessen erhielt er die Gelegen-
heit, mit seinen Kollegen unbewacht zu
seiner Dienststelle zu fahren, dort sich
lange mit seinen Vorgesetzten zu unter-
halten,die Hände zu waschen etc.Die von
uns beanstandete Inaugenscheinnahme
des Tatortes wurde abgelehnt, ja das Ge-
richt stellte nicht einmal Ermittlungen
an, um das während des Verfahrens unter
mysteriösen Umständen verschwundene
Projektil wieder aufzufinden.

Man wollte sich mit einem vom SEK
vorgeschlagenen Gutachter begnügen,
der bereits im Ermittlungsverfahren auf-
grund allgemeiner sensomotorischer Er-
kenntnisse herausgefunden hatte, daß
unter besonderen Bedingungen, insbe-
sondere großem Streß, auch der hohe Ab-
zugswiderstand des Revolvers (von 4,3
kg) unbeabsichtigt überwunden werden
könne; während der auf Betreiben der
Nebenkläger durchgesetzte Schußwaf-
fenexperte dies aufgrund von Experi-
menten und seiner Erfahrung als Sach-
verständiger ausschloß.
2. Durch die Verhandlungsbedingungen
wurde das Opfer nachträglich zum Täter
gestempelt.
Wegen angeblicher Gefährdung des An-
geklagten war die Hauptverhandlung
beim ersten Anlauf im letzten Jahr – in
der Justizgeschichte einmalig! – in den
Hochsicherheitssaal des Oberlandesge-
richts in Celle verlegt worden, die Han-
noveraner Richter wollten sich in schuß-
sicheren Limousinen dorthin fahren las-
sen.Der Gerichtssaal glich eher einer Po-
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lizeifestung als einem Ort der Rechtspre-
chung. Auch die Richter der neu gebilde-
ten 3. Strafkammer haben sich den poli-
zeilich diktierten Sicherheitsbedingun-
gen unterworfen: Massive Polizeiprä-
senz,Absperrung des Gerichts, Durchsu-
chung der Prozeßbesucher und – unkon-
trollierte – Ablichtung ihrer Ausweise,
bewaffnete Polizeibeamte im Gerichts-
saal beeinträchtigten den ungehinderten
Zugang der Öffentlichkeit und schreck-
ten insbesondere Kurden vom Besuch der
Hauptverhandlung ab; der Angeklagte
erschien zu Verhandlungsbeginn und
nach jeder Unterbrechung in einem film-
reifen Szenario mit zwei bis vier Body-
guards als letzter im Gerichtssaal, in ei-
nem Nebenraum wartete eine Gruppe
von Polizeibeamten in einer Art „Kampf-
anzügen“, die Eltern von Halim Dener
mußten sich einer entwürdigenden
Durchsuchungsprozedur unterwerfen,
ein SEK-Dienstvorgesetzter des Ange-
klagten ließ es sich nicht nehmen, bei sei-
ner Zeugenvernehmung seine Waffe zu
tragen – alle Anträge der Nebenklage,
diese überflüssigen, diskriminierenden
und behindernden Sicherheitsbedingun-
gen zu beseitigen, wurden vom Gericht
abgelehnt, obwohl niemand eine konkre-
te Gefährdung ernsthaft behaupten
konnte und Innenminister Glogowski ge-
rade für die Aufhebung des PKK-Verbots
plädiert hatte, weil seit März letzten Jah-
res keine Gewalttaten mehr zu verzeich-
nen seien …

So war es nur konsequent, daß Ober-
staatsanwalt Borchers in seinem Schluß-
plädoyer eingestand, der SEK-Beamte
hätte eigentlich gar nicht angeklagt wer-
den dürfen,er hätte dies nur aufgrund des
großen Drucks getan; jedenfalls sei er in
Übereinstimmung mit dem sensomotori-
schen Gutachten freizusprechen, da T. in
der konkreten Situation „einfach über-
fordert“ gewesen sei. Dies bedeute in der
Konsequenz: Es soll gerichtlich abgeseg-
net werden, daß selbst hochtrainierte
SEK-Polizisten nicht zur Verantwortung
gezogen werden können, wenn sie Bürger
mit ihrer Waffe erschießen und nicht zu
widerlegen ist, daß dies unbeabsichtigt
und unter Streß geschah! Eine unsägli-
che und alarmierende Konsequenz.
3. Trotz „Maulkorb“ durch Oberstaats-
anwalt Borchers: Der Verdacht einer vor-
sätzlichen Körperverletzung mit Todes-
folge bleibt bestehen!
Wenn der offensichtlich befangene Ober-
staatsanwalt Borchers im Rahmen seines
Schlußplädoyers lautstark verkündete:
Wer nach dieser Beweisaufnahme noch
behaupte, es sei eine vorsätzliche Tat ge-
wesen,der begehe eine üble Nachrede ge-
genüber dem Polizeibeamten, so ist diese
Strafandrohung offensichtlich keine
Entgleisung, sondern Konsequenz seines
Versuchs,Angeklagten und SEK und von
jedem Verdacht reinzuwaschen – ein in
der jüngeren Justizgeschichte wohl ein-
maliger Vorgang zur Einschüchterung
der Opfer und ihrer Rechtsanwälte, der
nicht hingenommen werden darf.

Trotz dieser Drohung müssen wir da-
bei bleiben, daß dieses Verfahren keine
gründliche Aufklärung des Todesschus-
ses gebracht hat, das Urteil keinen An-
spruch darauf erheben kann,den Rechts-
frieden wiederherzustellen. Die Hanno-
veraner Justiz ist mit dem Verfahren of-
fensichtlich überfordert.Wir werden das
Urteil daher anfechten und nach vorlie-
gen der schriftlichen Begründung die
Durchführung der Revision prüfen, über
die der Bundesgerichtshof zu entschei-
den haben wird.
H.-Eberhard Schultz, Dr. Rolf Gössner,
Bremen/Hannover, den 27.6.1997

Erneut Brandanschlag auf Lübecker Kirche

Braune Drahtzieher
In der Nacht zu Sonntag, dem 29.6., wurde
erneut eine Kirche im Stadtteil St. Jürgen von
Nazis angezündet. Der oder die Täter hin-
terließen vier Hakenkreuze und die Drohung
„Harig, wir kriegen dich“. 

Es bedarf keiner übermäßigen analyti-
schen Fähigkeit, um den Zusammenhang
zum Anschlag auf St.Vicelin im Mai und
das von der Mariengemeinde einer alge-
rischen Familie gewährte Kirchenasyl zu
erkennen. Ganz offensichtlich wird die
Kette von Drohungen und Einschüchte-
rungsmaßnahmen gegen das Kirchenasyl
und Personen, die sich mit diesem huma-
nitären Akt solidarisieren, fortgesetzt.
Die Brandanschläge und Schmierereien
sind nichts anderes als blanker politi-
scher Terror, eine Methode, die dem Fa-
schismus seit seinem Entstehen eigen ist.
Die Äußerungen der Ermittlungsbehör-
den, vorgetragen auf ihrer Pressekonfe-
renz am Sonntagnachmittag , daß ein po-
litischer Hintergrund der Tat nicht sicher
sei, zeugen davon, daß die verantwortli-
chen ErmittlerInnen ihrer Aufgabe nicht
gerecht werden können.Wer das eindeu-
tige Bekenntnis der oder des Täter/s – me-
tergroß am Tatort hinterlassen – igno-
riert, oder den politischen Charakter al-
leine schon von Hakenkreuzen nicht se-
hen will, von dem kann keine Bekämp-
fung rechtsextremer Kriminalität erwar-
tet werden.

Es kann also auch kaum verwundern,
daß die – bereits seit längerer Zeit be-
kannten – Drahtzieher der faschistischen
Kampagnen gegen das Kirchenasyl der
Gemeinde von Pastor Harig vollkommen
unbehelligt bleiben: die beiden NPD/JN-
Aktivisten Ulrich Schwetasch und Jür-
gen Gerg aus Lübeck meldeten am 31.5.
Demonstrationen an, eine davon hatte
das Motto „Kirchenasyl – wider Gesetz
und Recht“. Aus dem gleichen Umkreis
kamen Hetzschriften gegen das Kirchen-
asyl, auf denen Pastor Harig abgebildet
wurde. Als Herausgeber wurde zynisch
ein „Aktionskomitee für HARIGe Ange-
legenheiten“ angegeben. Verantwortlich
zeichnete der langjährige Hamburger
Nazi Thomas „Steiner“ Wulff. Der eben-

falls zur NPD gehörige Jörn Lembke
konnte in den „Lübecker Nachrichten“
im Mai unter der Rubrik „Leser-Mei-
nung“ an exponierter Stelle gegen das
Kirchasyl wettern.

Der zunächst festgenommene Tatver-
dächtige wurde inzwischen wieder frei-
gelassen. Sicher scheint allerdings, daß
die Brandstiftung ebenso wie die Haken-
kreuzschmierereien an der Jakob-Kirche
und dem Büro von Günther Grass in den
Zusammenhang der Nazi-Kampagne
gehören, deren Hauptverantwortliche
Schwetasch, Gerg und Lembke sind.

Der braune Sumpf ist nicht unbe-
kannt, er hat Namen, Adressen und Ge-
sichter. Solange dieser Sumpf nicht
trockengelegt ist, muß mit weiteren An-
schlägen gerechnet werden. Sage keiner,
er oder sie habe von nichts gewußt!

Lübecker Bündnis gegen Rassismus

Urteilsbegründung unbefriedigend

Safwan Eid 
freigesprochen
Auf der Pressekonferenz gleich nach Ver-
kündung des Freispruchs für Safwan Eid
hielt auch das Lübecker Bündnis gegen Ras-
sismus einen Beitrag zum Prozeßausgang,
den wir hier (gekürzt) dokumentieren.

Daß Safwan Eid endlich freigesprochen
wurde, ist der einzig erfreuliche Aspekt
im Komplex zum Brandanschlag in der
Hafenstraße. Die Urteilsbegründung
kann nicht befriedigen: Das Gericht hat
Zweifel an Safwans Unschuld hinterlas-
sen, zu viele Fragen wurden nicht beant-
wortet. Es bleibt an Safwan ein Makel,
ein Verdacht hängen, das Gericht ist hin-
ter seine Erklärung vom April zurückge-
gangen.

Viele und entscheidende Fragen sind
auch 1 ½ Jahre nach dem Brandanschlag
ungeklärt:

• Offen ist, ob die tatsächlichen Täter
ermittelt werden; offen ist, ob die Er-
mittlungen gegen die dringend tatver-
dächtigen Nazis aus Grevesmühlen wie-
deraufgenommen werden.

• Offen ist, ob die willkürlichen und in
ihrer Einseitigkeit rassistischen Ermitt-
lungen auch juristische Konsequenzen
für die Verantwortlichen haben.

Die Staatsanwälte, die sich so vehe-
ment gegen den Vorwurf gewehrt haben,
bewiesen durch ihre Wertung der Aussa-
gen von ehemaligen Bewohnerinnen und
Bewohnern des Flüchtlingsheims,bewie-
sen durch ihre Vernehmungsmethoden
und -inhalte und schließlich auch durch
ihr Plädoyer, wie berechtigt und fundiert
die Anklage, rassistisch ermittelt zu ha-
ben, ist.

• Schließlich ist offen,ob die erst durch
den Brand, dann durch die Ermittlungen
zu Opfern gewordenen Flüchtlinge aus
der Hafenstraße 52 Bleiberecht erhalten.

Die Forderung nach dem Bleiberecht,
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die ihre Berechtigung unabhängig von
Brandursache und Tätern hat, stieß noch
am 18. Januar 1996 auf breiten Konsens
in Politik und Bevölkerung. Die Machen-
schaften der Staatsanwaltschaft und das
öffentliche Spekulieren um den Verdacht
gegen Safwan Eid haben diese Forderung
zwischenzeitlich weitgehend zurückge-
drängt. Immer noch gibt es viel verbale
Unterstützung für das Bleiberecht: Die
Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die
Grünen haben eine entsprechende Reso-
lution verabschiedet. Auch im Landtag
Schleswig-Holsteins fand eine Resoluti-
on für das Bleiberecht eine Mehrheit.
Aber alle verweisen auf den Bundesab-
schiebeminister Kanther als Verantwort-
lichen.Was fehlt,ist der Mut,z.B.der Lan-
desregierung, das Bleiberecht zu verfü-
gen und es auf einen politischen und
möglicherweise auch juristischen Kon-
flikt mit der Bundesregierung ankom-
men zu lassen.

Falls es zu einer Abschiebung auch nur
eines Überlebenden des Brandanschla-
ges kommen sollte, würde dies bedeuten,
daß Menschlichkeit und Gerechtigkeit in
der deutschen Gesellschaft verloren ha-
ben. Es würde auch eine Niederlage der
demokratischen, der liberalen Faktoren
gegenüber den reaktionären, bürokra-
tisch-rassistischen Hardlinern bedeuten.

Wir als Lübecker Bündnis gegen Ras-
sismus, als Teil der antifaschistischen
und antirassistischen Basisbewegung,
können nichts verfügen. Wir können der
Öffentlichkeit und besonders den von
Abschiebung bedrohten Flüchtlingen
aus der Hafenstraße nur versprechen,daß
wir alle Energien aufbringen werden, um
die Verantwortlichen zu einer schnellen
positiven Entscheidung zu drängen. Und
wir versprechen, daß es keine Abschie-
bungen ohne massivsten Widerstand von
uns geben wird.

Etwa 4.000 Personen haben während
der Unterschriftenkampagne für das
Bleiberecht mit ihrer Unterschrift be-
kundet, daß sie auch mit Mitteln des zi-
vilen Ungehorsams bereit sind, die
Flüchtlinge vor der Abschiebung zu
schützen.

Seien mir noch ein paar Worte zur Si-
tuation hier in Lübeck erlaubt.

Nach dem Brandschlag Hafenstraße
gab es noch mindestens vier rechtsextre-
me Brandanschläge bzw. davon einen
vereitelten, also Brandanschlagsversuch,
dazu noch etliche eindeutig faschistische
Schmierereien. … 

Auch zum Brandanschlag auf St.Vice-
lin gab es Äußerungen, die die Tat fak-
tisch verharmlosten, die Täter allein als
verwirrte, dumme Jungen charakterisie-
ren. Hakenkreuze und Brandanschläge
aber sind eindeutig, der Intelligenzquo-
tient der Täter, ihre soziale Situation, ihr
Alter sind nicht die entscheidenden Fak-
toren. Die derzeitige Tätigkeit der Er-
mittlungsbehörden in Lübeck wird fa-
schistische Brandstifter jedenfalls nicht
von weiteren Taten abschrecken.

Holger Wulf

Fast ohne Beachtung durch die breitere Öf-
fentlichkeit haben Regierungsparteien und
SPD-Opposition Ende Juni eine drakonische
Verschärfung der Ausländergesetze in Kraft
gesetzt. Künftig dürfen Ausländer/innen
schon bei bloßem polizeilichem Vorwurf, sie
hätten sich an einer verbotenen Demonstra-
tion beteiligt, abgeschoben werden. Eine ge-
richtliche Prüfung dieses Vorwurfs ist nicht
mehr erforderlich – der Rechtsweg ist für
Ausländer damit abgeschafft, während sich
polizeiliche Willkür ungehindert durch Ge-
richte frei entfalten kann. Lediglich die PDS,
die Grünen und einige wenige Abgeordneten
von FDP und SPD (darunter die SPD-Abge-
ordnete Däubler-Gmelin, die Ex-Justizmini-
sterin und FDP-Abgeordnete Leutheusser-
Schnarrenberger und die FDP-Abgeordne-
ten Burkhard Hirsch und Graf Lambsdorff)
lehnten das Gesetzespaket mit z.T. scharfen
persönlichen Erklärungen ab.

Trotzdem: Das Gesetzespaket ist in
Kraft. Für Ausländer, die von der Polizei
bei verbotenen Demonstrationen festge-
nommen werden,ist damit der Rechtsweg
abgeschafft – ein Rückfall, mit dem das
bundesdeutsche Rechtssystem gegen alle
Normen der Vereinten Nationen verstößt.
Eine zweite Änderung: Ausländische
Frauen, die sich von ihrem Ehemann z.B.
wegen ehelicher Gewalt,Vergewaltigung
oder erzwungener Prostitution scheiden
ließen, müssen künftig direkt nach ihrer
Trennung damit rechnen, abgeschoben
zu werden. Allein der Verdacht, sie könn-
ten auf Sozialhilfe angewiesen sen,reicht
dafür aus. Diese abstoßende Regelung
fand sogar der ansonsten bei Sozialhilfe-
streichungen bedenkenlose Graf Lambs-
dorff „menschlich schäbig“.

Wir dokumentieren Auszüge aus der
Bundestagsdebatte über das Gesetzespa-
ket am 26. Juni sowie einige der neuen
Bestimmungen. rül

Aus der Bundestagsdebatte

Kerstin Müller (Köln) (Bündnis 90/Die
Grünen): Herr Präsident! Meine Damen
und Herren! Mit der Novellierung des
Ausländerrechts wird aus unserer Sicht
leider die Chance vertan, eine grundle-
gende Reform hin zu mehr Integration zu
schaffen. (...) es gibt zahlreiche Punkte,
bei denen Sie, meine Damen und Herren
von der SPD und der Koalition, es ge-
schafft haben, das Rad in die 60er Jahre
zurückzudrehen. Mit der faktischen Auf-
hebung des Ausweisungsschutzes wird
die Doppelbestrafung und Verbannung
von straffällig gewordenen Jugendlichen
die Regel. Sie werden hier geboren, sie
wachsen hier auf, sie werden hier straf-
fällig – doch im Unterschied zu ihren
deutschen Altersgenossen folgt der Stra-
fe die Abschiebung in ein unbekanntes
Heimatland, das nichts mit ihren Proble-
men zu tun hat. Egal ob sie die Sprache
dieses Landes sprechen, egal ob sie dort
familiäre Bindungen haben – sie werden
genauso wie die Probleme abgeschoben.
Damit wird das Ausländerrecht zum
zweiten Strafrecht insbesondere für Ju-
gendliche.

(...) Zweierlei Recht für Ausländer und
Deutsche gibt es auch noch an einer an-
deren Stelle. Die Abschiebung eines Aus-
länders wegen einfachen Landfrieden-
bruchs wird erlaubt, ohne daß der Be-
troffene wegen der ihm vorgeworfenen
Tat von einem Strafgericht verurteilt
worden ist. Das heißt, künftig genügt der
bloße, nicht erwiesene Vorwurf, um einen
ausländischen Beschuldigten abzuschie-
ben. Wir haben an dieser Stelle schwer-
wiegende rechtsstaatliche Bedenken,
weil damit die Unschuldsvermutung für
Ausländer in einem Teilbereich aufgeho-
ben wird. Das heißt, an dieser Stelle wird
der Grundsatz „in dubio pro reo“ für
Ausländer abgeschafft. Dem können wir

Skandalöse Verschärfung des Ausländergesetzes

Abschiebungen schon bei
bloßem polizeilichem Verdacht



PB 14/97 • AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT 11

nicht zustimmen. (…) Wir brauchen end-
lich ein Ausländerrecht, das die Ent-
wicklung der letzten 35 Jahre akzeptiert,
das die Realität eines Einwanderungs-
landes endlich anerkennt, das Bürger-
rechte auch für Migranten realisiert. (…)

Wir brauchen aber vor allem eine Re-
form der Staatsbürgerschaft. Daran
müssen wir gemeinsam arbeiten. (…)
Statt die Situation der hier lebenden
Ausländer, vor allen Dingen der auslän-
dischen Jugendlichen,mal wieder zu ver-
schlechtern, müssen wir diese Menschen
endlich zu Inländern machen. Das muß
das nächste Reformprojekt sein.

Ulla Jelpke (PDS): Frau Präsidentin!
Meine Damen und Herren! Als mir das
Ergebnis des Vermittlungsausschusses
vorlag, dachte ich, ich traue meinen Au-
gen nicht. Ich meine, daß sich die SPD
nicht durch eine glänzende Verhand-
lungstaktik hervorgetan hat; denn der
Regierungsentwurf ist in Teilen noch ver-
schärft worden.

Zum ersten: Die vorgesehenen Rege-
lungen bezüglich eines eigenständigen
Aufenthaltsrechts für ausländische Ehe-
frauen sind meines Erachtens ver-
schlimmbessert worden. Es ist mir wirk-
lich schleierhaft, wie sozialdemokrati-
sche Politikerinnen diesem Entwurf zu-
stimmen können.

Nach geltendem Recht gibt es für
mißhandelte nichtdeutsche Ehefrauen
nach dreijähriger Ehe die Möglichkeit,
eine eigenständige Aufenthaltsgenehmi-

gung zu bekommen. Diese Frist soll – so
wurde richtigerweise gesagt – zwar weg-
fallen, dafür sollen als „außergewöhnli-
che Härtefälle“ nur noch erhebliche
Nachteile anerkannt werden, die bei ei-
ner Abschiebung in das Herkunftsland
drohen. Von ehelichen Mißhandlungen
und Gewalt hierzulande – hier stimme ich
meiner Kollegin Kerstin Müller zu – ist
plötzlich nicht mehr die Rede. Was ich
aber für einen besonderen Skandal hal-
te, ist, daß Frauen, die beispielsweise So-
zialhilfe bekommen, nicht in diese Här-
tefallregelung einbezogen werden kön-
nen. … Hier werden nicht nur Frauen, die
sowieso sozial schwach sind, benachtei-
ligt, sondern die jetzige Rechtslage wäre
für die Frauen besser, weil es in ihr im-
merhin noch heißt, daß die Frau noch ein
Jahr Sozialhilfe beziehen darf.

Zum zweiten: Auch in einem anderen
Punkt wurde der Gesetzentwurf im Lau-
fe der Arbeit des Vermittlungsausschuses
verschlechtert. Bürgerkriegsflüchtlinge
sollen in Zukunft wie Schwerverbrecher
behandelt werden, indem man sie ohne
Ausnahme erkennungsdienstlich behan-
delt. …

Zum dritten: Nichtdeutsche, die sich
hierzulande politisch betätigt haben,sol-
len selbst bei einem einfachen Landfrie-
densbruch ohne Pardon abgeschoben
werden. Es ist nicht einmal eine Verurtei-
lung nötig.

Ich kritisiere an diesem Teil der Vorla-
ge des Vermittlungsausschusses, daß Re-
gelausweisungen auch ohne rechtskräf-

tige Schuldfeststellung möglich sein sol-
len. Selbst anerkannte Flüchtlinge wol-
len Sie in Verfolgerstaaten abschieben.
Sie wissen genau, daß die Abschiebung
straffälliger Nichtdeutscher faktisch ei-
ner Doppelbestrafung gleichkommt. Da-
bei hat das Bundesverwaltungsgericht
erst vor einem Jahr entschieden, daß Ab-
schiebungen aus Gründen der Ab-
schreckung unzulässig sind.Vielmehr soll
es darauf ankommen, wo eine abzuschie-
bende Person ihren Lebensmittelpunkt
hat und welchen tatsächlichen Bezug sie
zu dem Staat hat, dessen Staatsan-
gehörigkeit sie besitzt. (...)

Mein letzter Gedanke. Aus der Entste-
hungsgeschichte dieses Gesetzes wissen
wir alle: Es geht um die politische Aus-
einandersetzung mit den aktiven Kur-
dinnen und Kurden in diesem Land.

In einer Plenardebatte Ende letzten
Jahres bin ich dafür gerügt worden, daß
ich sagte: Wer Menschen, die in ihrem
Land politisch verfolgt werden, ab-
schiebt, geht den Pakt mit den Folter-
knechten ein.

Sie wissen genau, daß in der Türkei
massiv gefoltert wird. (…) Ich denke, wer
dennoch selbst anerkannte türkische
oder kurdische Flüchtlinge mit der
Androhung einer Abschiebung in diesen
Folterstaat von einer politischen Betäti-
gung hierzulande abhalten will, der in-
strumentalisiert die Folter in der Türkei
für innenpolitische Zwecke. Einem sol-
chen Antrag werden wir auf keinen Fall
unsere Zustimmung geben.

Die neuen 
Bestimmungen

1. Eigenständiges Aufenthaltsrecht von

Frauen

In § 19 Ausländergesetz heißt es künftig
(Absatz 1, Satz 1 Nr. 2:
„Eine außergewöhnliche Härte (die eine
ausländische Frau vor einer Abschie-
bung bewahren könnte, d. Red.) im Sin-
ne von Satz 1 Nr. 2 liegt vor, wenn dem
Ehegatten wegen der Auflösung der ehe-
lichen Lebensgemeinschaft nach Art
und Schwere so erhebliche Schwierig-
keiten im Zusammenhang mit der be-
stehenden Rückkehrverpflichung dro-
hen, daß die Versagung der Aufenthalts-
erlaubnis als nicht vertretbar erschei-
nen würde; hierbei ist die Dauer der ehe-
lichen Lebensgemeinschaft im Bundes-
gebiet zu berücksichtigen. Zur Vermei-
dung von Mißbrauch kann die Verlänge-
rung der Aufenthaltserlaubnis in den
Fällen des Satzes 1 Nr.2 versagt werden,
wenn der Ehegatte auf die Inan-
spruchnahme von Sozialhilfe angewie-
sen ist.“

Damit kann z.B. eine Frau aus Polen,
die in der BRD von ihrem Ehemann ver-
gewaltigt oder zur Prostitution gezwun-
gen wurde, wegen „drohendem Sozial-

hilfebezug“ nach der Trennung von
ihrem Mann sofort abgeschoben wer-
den.

2. Erkennungsdienstliche Maßnahmen

gegen alle Ausländer

Ein neuer § 41a Ausländergesetz
schreibt künftig vor:
„(1) Die Identität eines Ausländers aus
einem Kriegs- oder Bürgerkriegsgebiet,
der das 14. Lebensjahr vollendet hat, ist
durch erkennungsdienstliche Maßnah-
men zu sichern, sofern ihm eine Aufent-
haltsbefugnis nach § 32 oder § 32a oder
eine Duldung nach § 54 erteilt wird oder
seine Zurückschiebung oder Abschie-
bung in Betracht kommt. Nach Satz 1
dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke
aller Finger aufgenommen werden.

(2) Zuständig für erkennungsdienst-
liche Maßnahmen sind die zentrale Ver-
teilungsstelle nach § 32s Abs 11 Satz 2,
die Ausländerbehörden,die Grenzbehör-
den und die Polizeien aller Länder.“

3. Abschiebung ohne Urteil

§ 47 Ausländergesetz Abs. 1 wird u.a. so
geändert, daß in den Katalog der unab-
weisbaren Abschiebungsgründe zusätz-
lich zur bisher schon genannten Verur-
teilung wg. schwerem Landfriedens-
bruch nun auch eine Verurteilung zu ein-
fachem Landfriedensbruch gehört, so-

fern die Jugendstrafe deshalb minde-
stens 2 Jahre beträgt oder eine Frei-
heitsstrafe verhängt wurde.

Abs. 2 führt dann erstmals die Ab-
schiebung ohne Urteil gleich zweifach
ein:

„(2) Ein Ausländer wird in der Regel
ausgewiesen, wenn er 

1. wegen einer oder mehrerer vor-
sätzlicher Straftaten rechtskräftig zu
einer Jugendstrafe von mindestens zwei
Jahren oder zu einer Geldstrafe verur-
teilt und die Vollstreckung der Strafe
nicht zur Bewährung ausgesetzt worden
ist,

2. den Vorschriften des Betäubungs-
mittelgesetzes zuwider ohne Erlaubnis
Betäubungsmittel anbaut,herstellt,ein-
führt, durchführt oder ausführt, ver-
äußert, an einen anderen abgibt oder in
sonstiger Weise in Verkehr bringt oder
mit ihnen handelt oder wenn er zu einer
solchen Handlung anstiftet oder Beihil-
fe leistet oder

3. sich im Rahmen einer verbotenen
oder aufgelösten öffentlichen Versamm-
lung oder eines verbotenen oder aufge-
lösten Aufzugs an Gewalttätigkeiten ge-
gen Menschen oder Sachen, die aus ei-
ner Menschenmenge in einer die öffent-
liche Sicherheit gefährdenden Weise mit
vereinten Kräften begangen werden, als
Täter oder Teilnehmer beteiligt.“
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Nach einem Monat im Amt hat die fran-
zösische rosa-rot-grüne Linksregie-
rung mittlerweile ihre ersten Rück-

zieher vollzogen, und Premierminister Lionel
Jospin ist bereits unter Rechtfertigungs-
druck geraten. Die Presse und die sich hä-
misch freuende politische Rechte üben sich
fleißig darin, die Versprechungen des Kan-
didaten den Taten des Amtsinhabers ge-
genüberzustellen.

Jospin wandte sich am Donnerstag (3.Ju-
li) bereits im Abendprogramm des zwei-
ten Fernsehkanals an das Wahlvolk, um
seine Entscheidungen zu legitimieren,
und suchte bei mehreren Gelegenheiten
die sozialistischen Abgeordneten auf
Loyalität zur Regierung einzuschwö-
ren. So betonte Jospin am 1. Juli vor der
PS-Parlamentsfraktion, die Abgeord-
neten seien „dafür hier,in die Arbeit der
Regierung einbezogen zu werden,deren
Programm sie unterstützt haben, und
die Regierung zu stützen“. Und weiter:
,,Man darf nicht so tun, als ob die Rech-
te nicht existieren würde, und glauben,
daß das politische Feld sich auf das Ver-
hältnis zwischen Mehrheit und Regie-
rung beschränkt. Der Kampf gegen die
Rechte bleibt eine Notwendigkeit.“
Aber bitte nicht gegen ihre Politik in den
eigenen Reihen … sonst, so Jospin, „pro-
voziert das die Kommunisten, ihrerseits
lauter zu werden, um einen eigenen poli-
tischen Raum wiederzufinden“.

Vor allem Gegenstand der Kritik: am
30. Juni gab der Renault-Konzern be-
kannt, daß nach Abschluß der „Exper-
tenprüfung“ – die nach dem Wahlsieg der
Linken zugestanden worden war – die
Entscheidung aufrechterhalten bleibe,
das belgische Werk Vilvoorde (3.100 Ar-
beitsplätze) vor Jahresende zu schließen.
Die französische Regierung erklärte sich
außerstande, dies zu verhindern. Mit 47
Prozent Aktienanteil ist der französische
Staat größter Minderheitsaktionär von
Renault (von 1945 bis 1996 hatte er stets
die Kapitalmehrheit gehalten).Lionel Jo-
spin, mittlerweile Premierminister, hatte
am 16. März als Sozialistenchef an einer
Protestdemonstration in Brüssel gegen
die Werksschließung teilgenommen und
bei seinem letzten Wahlkampfauftritt am
29. Mai in Lille den Vilvoorde-Arbeitern
das Drängen auf Alternativlösungen zu-
gesichert. Pikant an der Situation ist
auch, daß der Renault-Vorstandsvorsit-
zende Louis Schweitzer in den 80er Jah-
ren auch zu den damals zum Modebegriff
gewordenen ,,Unternehmern der Lin-
ken“ zählte, die rund um Francois Mit-
terrand ihren Aufstieg versuchten.
Schweitzer arbeitete etwa im Kabinett
von Laurent Fabius (PS-Premierminister
von 1984 bis 1986).

Jospin betonte in seiner Fernsehrede
vom 3. Juli, er habe „niemals verspro-
chen, daß Renault Vilvoorde nicht ge-
schlossen werde, sondern nur eine erneu-
te Öffnung der Akte“ zwecks nochmali-
ger Untersuchung. Gegenüber Kritiken
aus den eigenen sozialistischen Reihen –

etwa vom Flügel ,,Sozialistische Linke“
(GS) und dem Ex-Parteichef Henri Em-
manuelli – hob der Premierminister her-
vor, es gebe in Vilvoorde einen ehrgeizi-
gen Sozialplan, der – so ergänzte Wirt-
schaftsminister D. Strauss-Kahn –
,,ebenso teuer komme wie die Beibehal-
tung des Werks“ (fragt sich nur in den
Grenzen welchen Zeitraums). Tatsäch-
lich gab es für Vilvoorde einen relativ um-
fangreichen Sozialplan, der aber einen
Schönheitsfehler hat; er wurde am Mon-
tag (7. Juli) von den betroffenen Beschäf-
tigten abgelehnt …

Ab 1 Juli ist der gesetzliche Mindest-

lohn SMIC um 4 Prozent von 6.406 auf
6.660 Francs (von 1.900 auf 1.975 DM) er-
höht werden. Bemerkenswerterweise
hatte der bürgerliche Premierminister
Alain Juppe mit einer Erhöhung des
SMIC um 4 bis 5 Prozent im Vorjahr die
jetzige Regierung übertroffen. Die Kom-
munisten kritisierten die aktuelle Maß-
nahme als unzureichend, PCF-Sekretär
Robert Hue sprach sich für einen Zu-
wachs des SMIC „um 5 oder 6 Prozent“
(320 bis 380 Francs) aus. Im Wahlkampf
hatte die KP noch als Sofortmaßnahme
die Erhöhung ,,um 1.000 Francs ab 1. Ju-
li“ und mittelfristig ,,einen Mindestlohn
von 3.500 Francs (2.520 DM) auf ihre Fah-
nen geschrieben. Auch die beiden Ge-
werkschaftsbünde CGT und FO haben
bereits die in ihren Augen zu geringe Er-
höhung des SMIC kritisiert. Neben dem
Mindestlohn sollen auch die staatlichen
Mietbeihilfen (Wohngeld) nach oben re-
vidiert werden. Im Herbst soll ferner ei-
ne ,,Lohnkonferenz mit den Sozialpart-
nern“ einberufen werden,auf welcher ein
Grundsatzbeschluß über die Arbeitszeit-
verkürzung gefällt werden soll. Jospin
zufolge soll die 35-Stunden-Woche bis
zum Ende der fünfjährigen Legislatur-
periode über Verhandlungen der ,,Sozial-
partner“ erreicht werden.Dies entspricht
der 1996er Programmdebatte der Sozia-
listen, während das gemeinsame Papier
von PS und PCF im Wahlkampf ein ,,Rah-
mengesetz zur 35-Stunden-Woche zu An-
fang der Legislaturperiode“ in Aussicht
gestellt hatte.

Eine erste Maßnahme zur Senkung der
Staatsausgaben hat die Regierung be-
reits in der vorletzten Juniwoche an-
gekündigt: das Kindergeld soll künftig
nur noch an Haushalte bis zu einem
Höchsteinkommen von 25.000 Francs

(8.000 DM) monatlich ausbezahlt wer-
den. Was zum Effekt haben wird, daß et-
wa 10 Prozent der Haushalte – mit den
höchsten Einkommen – aus der Kinder-
geldvergabe herausfallen. Denn die Fa-
milienunterstützung fließt bisher in
Frankreich einkommensunabhängig ab
dem zweiten Kind,während Familien mit
nur einem Kind grundsätzlich keinen
Anspruch haben. Die Motivation dieser
Kindergeldzahlung ist also offenkundig
weniger sozialer denn vielmehr ,,natali-
stischer“ (geburtenfördender) Natur. Die
Kritiker der neuen Maßnahme der Re-
gierung kommen denn auch mit unter-

schiedlichen Motivationen aus verschie-
denen Lagern: die bürgerliche Rechte
verteidigt natürlich ihre Klientel, zu der
die Hauptbetroffenen gehören dürften.
Konservative Politiker und Familienver-
bände ziehen natalistische, katholisch-
familienpolitische oder ,,nationale“ Ar-
gumentationen (,,Erneuerung der Gene-
rationen durch französische statt Immi-
grantenkinder“) hervor. Aber auch von
kommunistischer und gewerkschaftli-
cher Seite kommt Kritik, da man hier be-
fürchtet, dies sei ein möglicher Anfang
dafür, Sozialleistungen generell unter
Einkommensvorbehalt zu stellen.

An einer ersten Protestdemonstration
vor der Nationalversammlung (mit eini-
gen hundert Teilnehmern) beteiligte sich
so neben bürgerlichen Abgeordneten,un-
ter ihnen die stockreaktionäre Anti-Ab-
treibungs-Vorkämpferin Christine Bou-
tin (UDF), auch etwa der KP-Parlamen-
tarier Maxim Gremetz. Letzterer zählt
parteiintern zu den Hardliner-,,Orthodo-
xen“, die parteiintern gegen die Führung
um Robert Hue und die Regierungsbetei-
ligung opponieren.

Im übrigen hat nun auch die neue Re-
gierung, welche die von Amtsvorgänger
Alain Juppe beschlossene Börsenein-
führung von France Telecom gestoppt
hat, für den Herbst die ,,Öffnung des Ka-
pitals“ der Telecom bis zu 49 Prozent an-
gekündigt. (Bei Juppe wären es zunächst
25 bis 30 Prozent gewesen.) 

Die deutsche Telekom,ab Ende 1998 zu
51 Prozent privatisiert, soll über eine
,,strategische Allianz“ einen Teil der Ak-
tien übernehmen, wie im Gegenzug auch
das französische Unternehmen beim
deutschen Partner.
(Aus Platzgründen von d. Red. gekürzt)

Frankreich

Erste Unstimmigkeiten in der
rosa-rot-grünen Linksregierung
Von Bernhard Schmid, Paris
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Seit Mitte der sechziger Jahre war mit
dem Militär ein unseliger Geist aus der
Flasche entwichen, der sich seitdem

nicht mehr bändigen ließ. Es begann die Ära
der „Neuen Ordnung“, wobei dem Militär
fortan die „dwi fungsi“, die Doppelfunktion
der äußeren Verteidigung und sozialpoliti-
schen Befriedung im Innern, zugewiesen
wurde. Aufstände in den Molukken und auf
Sumatra wurden niederkartätscht, Zehntau-
sende als Kommunisten bezichtigt, als
Staatsfeinde verhaftet und in KZ-ähnliche
Lager gesperrt; Intellektuelle mundtot ge-
macht oder mit Schreib- und Redeverbot be-
legt. …

Mit von der Partie war von Anfang an
auch der Bundesnachrichtendienst
(BND), der die indonesischen Militärs
mit Logistik und Waffen unterstützte.
Über die Bundeswehr und den Bundes-
grenzschutz gab’s für die fernen Freunde
– unter dem Vorwand der „Drogen-
mißbrauchsbekämpfung“ – Hilfestellung
in Form von Ausbildungskursen für Offi-
ziere an der Bundeswehrakademie Ham-
burg-Blankenese sowie Spezialtrainings
bei der Elitetruppe GSG-9 in Hangelar
bei Bonn (Dort erhielt unter anderen der
Schwiegersohn Suhartos General Prabo-
wo Subianto, 1981 eine Sonderausbil-
dung. In seine Heimat zurückgekehrt,
avancierte Subianto zum Chef der indo-
nesischen militärischen Spezialeinheiten
und übernahm zudem das Kommando
über das wegen seiner Brutalität ge-
fürchtete „Detachment 81“.)

Der damalige BND-Chef Reinhard
Gehlen, schrieb nach Suhartos Militär-
putsch: „Der Erfolg der indonesischen
Armee, die (…) die Ausschaltung der ge-
samten kommunistischen Partei mit
Konsequenz und Härte verfolgte, kann
nach meiner Überzeugung in seiner Be-
deutung gar nicht hoch genug einge-
schätzt werden.“

Laut Recherchen des Fernsehmaga-
zins Monitor, (ARD, 10.10.96) bildete der
BND indonesische Agenten in Deutsch-
land aus. Überdies lieferte man aus
Deutschland auch militärische Elektro-
nik,zum Beispiel über die BND-nahe Fir-
ma Telemit. Die Geheimdienstkontakte
sollten sich dermaßen freundschaftlich
gestalten daß der BND in der Deutschen
Botschaft in Djakarta sogar eine soge-
nannte legale Residentur einrichten
konnte. Der Zweck dieser BND-intern
FB 70 bezeichneten Residentur: enge Zu-

sammenarbeit mit dem Geheimdienst der
Suharto-Diktatur.

Damit nicht genug: Aus der Bundesre-
publik fand ebenfalls massenhaft mi-
litärisches Gerät den Weg nach Indonesi-
en, von Fregatten aus Beständen der
früheren Nationalen Volksarmee bis hin
zu Maschinenpistolen der Firma „Heck-
ler & Koch“. Hubschrauber der Firma
Messerschmitt-Bölkow-Blohm (MBB)
werden unter deutscher Lizenz im Lan-
de selbst gefertigt.

Die andere Seite des Regimes ist seine
– zumindest makroökonomisch betrach-
tet – Erfolgsstory in der Wirtschaftspoli-

tik … Indonesien wird in Südost- und
Ostasien als „Tiger“ auf dem Sprung ge-
handelt, der in die Stapfen seiner großen
Vorbilder Singapur, Hongkong, Taiwan
und Südkorea treten will. Suharto tat,
was etliche Präsidenten in der Region in
den sechziger Jahren ebenfalls taten. Er
holte im Ausland,vorwiegend in den USA
und der Bundesrepublik, geschulte Öko-
nomen in sein Kabinett, um so gegenüber
westlichen Kapitalgebern Kompetenz
und Solidität zu signalisieren. Die
1.000%ige Inflationsrate wurde auf
zweistelliges Niveau gedrückt Investitio-
nen angelockt, die Infrastruktur ausge-
baut, das Gesundheits- und Schulwesen
verbessert und die hohe Geburtenrate
drastisch gesenkt, wofür Suharto von der
UNO besonders ausgezeichnet wurde.
Als bedeutsamer Öllieferant und mäch-
tiges OPEC-Mitglied profitierte das In-
selreich lange vom Ölboom,wobei es Dja-
karta nach dessen Ende gelang, rechtzei-
tig seine Exportpalette zu diversifizieren
und sich auf andere Ausfuhrgüter umzu-
stellen. Die Weltbank lobt überdies, daß
sich die Lebenserwartung innerhalb von
drei Jahrzehnten von 41 auf 63 Jahre er-
höht habe und gleichzeitig der Anteil der
unterhalb der Armutsgrenze lebenden
IndonesierInnen (offiziell) von über 40
auf knapp 12% gesenkt wurde.

Doch die binnen kurzer Zeit aus dem
Boden gestampften Prachtbauten, glit-
zernden Kaufhausfassaden und impo-
santen Bürotürme die das heutige Stadt-
bild Djakartas prägen lassen erahnen,
daß dahinter die Kluft zwischen Arm und
Reich enorm zugenommen hat. Selbst in-
nerhalb von Betrieben ist ein Verhältnis
von 1:100 oder mehr zwischen den nied-
rigsten und höchsten Lohngruppen kei-
ne Seltenheit.

Läßt Mobutu grüßen? 

Wird Suharto gleich seinem Gesinnungs-
genossen Mobutu alsbald im politischen
Orkus verschwinden? Leider nicht: es
gibt etliche Gründe, die dagegen spre-
chen.

Erstens: Suharto hat die Politik des
Teile-und-Herrsche weitaus gewiefter
praktiziert als sein zentralafrikanischer
Kollege. Trotz der beiden gemeine Kor-
ruption und Kleptokratie hat Suharto im
infrastrukturellen und wirtschaftlichen
Bereich wenigstens Erfolge vorzuweisen.

Zweitens: Eine ernstzunehmende Op-
position ist bereits in den Anfangsjahren
der Suharto-Ära physisch liquidiert wor-
den, und heute ist der Widerstand
schwach und zersplittert. Bedeutsamer
sind, wenn überhaupt, oppositionelle
Tendenzen – besser: Nuancen – im Mi-
litärapparat selbst. Befürworten ältere
Kameraden, zentriert um Verteidigungs-
minister Edy Sudradjat und Vizepräsi-
dent Try Sutrisno, eine regulierte politi-
sche Öffnung des Systems, optieren an-
dere Generäle für den Weg zurück in die
Kasernen. Die dritte Tendenz verkörpert
die sogenannte Palastwache um den be-
reits genannten Subianto und den neuen
Stabschef des Heeres, General Hartono.
Doch alle eint über die strikte Loyalität
zum Präsidenten hinaus das Ansinnen,
dem Militär auch künftig sozialpolitische
Funktionen zu übertragen.

Drittens: Indonesien hat als bevölke-
rungsreichster Staat in Südostasien und
als anerkannte Regionalmacht kein
feindliches Umfeld, beziehungsweise ist
es nicht mit Anrainerstaaten konfron-
tiert, die alte Rechnungen begleichen
wollen. Im Falle Zaires hatten zumindest
Angola, Uganda, Ruanda und Burundi –
nicht zuletzt als Zufluchtsorte für unter-
schiedliche Mobutu-GegnerInnen – je ei-
gene Interessen, das Regime in Kinshasa
kippen zu sehen, als sich dessen Erosion
abzeichnete.

Viertens: Als von Anfang an (1967)
fester Bestandteil des Staatenbündnisses
ASEAN (Vereinigung südostasiatischer
Nationen), dessen Generalsekretariat in
der indonesischen Hauptstadt unterge-
bracht ist, kann sich die indonesische
Staatsführung beruhigt der raison d’ et-
re der ASEAN versichern, die explizit
keine wie immer gearteten zentrifugale
Kräfte toleriert. Das setzte nämlich eine
explosive Kettenreaktion in Gang, was
keines der sieben Mitglieder jemals er-
lauben würde.

So wird sich denn Suharto im Frühjahr
1998 wohl zum siebten Mal als Präsident
küren lassen. Wehe dem, der Böses dabei
denkt … 

Rainer Werning , in Königsdorf bei Köln
lebender Politik- und Sozialwissen-
schaftler, publiziert schwerpunktmäßig
zu Südost- und Ostasien und ist u.a. Au-
tor des Buches „Indonesien 1965–1985:
Lange Schatten des Terrors“, Münster
1985. Sein Artikel wurde aus Platzgrün-
den von der Redaktion gekürzt.

Siegerpos(s)e auf dem Archipel Suharto (Teil 2)

Das Janusgesicht 
des Suharto-Regimes
von Rainer Werning
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Demokratische Kräfte suchen Ausweg

Wahlen in Mexiko
Von Jochen Schneider, Mexiko-Stadt

Verlust der absoluten Mehrheit für die jahr-
zehntelang regierende PRI, Sieg des Oppo-
sitionskandidaten Cardenas bei den Gouv-
erneurswahlen in Mexiko City – so lauteten
die ersten Ergebnisse hierzulande von den
mexikanischen Wahlen am 6. Juli. Der fol-
gende Bericht über Hintergründe der Wah-
len wurde vor dem Wahltermin fertiggestellt.

In diesen Tagen wird die Hauptstadt Me-
xikos vom Wahlfieber beherrscht. Acht
Parteien kämpfen um die Gunst der
Wähler. Der 6. Juli wird für die regieren-
de PRI (Institutionelle Revolutionäre
Partei) ebenso bedeutsam sein wie für die
oppositionelle PRD (Partei der Demo-
kratischen Revolution). Seit über siebzig
Jahren wurde der Gouverneur der
Hauptstadt (Bundesdistrikt) vom Präsi-
denten der Republik per Dekret einge-
setzt. Und das war immer ein Mann der
PRI, der in all diesen Jahren regierenden
Partei! Nun haben die demokratischen
Kräfte durchgesetzt, daß Gouverneur
und Regierung der Hauptstadt gewählt
werden. Ebenfalls am gleichen Tag wer-
den ein Drittel des Senates und die Ab-
geordneten der Kammer des Kongresses
gewählt. In sieben Bundesstaaten finden
Kommunalwahlen zu den Gemeinde-
und Stadträten statt.

Entgegen den Erklärungen der Regie-
rung, die das „Ende der Krise“ bejubeln,
hält die krisenhafte Situation in Mexiko
an. Die Bevölkerung lebt in Armut. 70%
aller Lohnabhängigen leben vom Mini-
mallohn,was bedeutet,daß dieser Teil der
Bevölkerung nur mit etwa 5% am Ge-
samteinkommen der Bevölkerung betei-
ligt ist. Mit ihrer neoliberalen Politik hat
die Regierung Zedillo das Land verarmen
lassen und es an das ausländische Kapi-
tal verkauft.

Cuauhtémoc Cárdenas, Kandidat der
Oppositionspartei PRD für den Gouver-
neursposten des Bundesdistriktes, er-

klärte vor der Gewerkschaft der Elektri-
ker: „Die Kapitulations- und Veruntreu-
ungspolitik der gegenwärtigen Regie-
rung führte zur Polarisierung der Gesell-
schaft und zur Schwächung der nationa-
len Souveränität.“ Das sei Resultat der
Privatisierungspolitik und des Einfrie-
rens der Löhne. Die Regierung Zedillo
betreibe eine Politik der erhöhten Privi-
legien für ein paar Wenige und weiterer
Opfer für die Mehrheit.Der Unmut in der
Bevölkerung wachse.

Die PRD sieht gute Chancen für einen
Wahlsieg der Opposition in Mexiko-
Stadt und ihres Kandidaten Cárdenas.
Nach aktuellen Ergebnisse von Umfra-
gen liegt Cárdenas an der Spitze. Die
PRD, eine Partei, die erst im Mai 1989 als
Sammlungsbewegung demokratischer
Kräfte,Abtrünniger der PRI,linker Kräf-
te, Gewerkschafter und Intellektueller
gegründet wurde,hat in den vergangenen
Jahren einen kontinuierlichen Stimmen-
zuwachs zu verzeichnen. Bei den Präsi-
dentenwahlen 1994 errang die Partei im-
merhin 27% aller Stimmen und belegte
nach der PRI und der PAN (Partei der Na-
tionalen Aktion), einer rechten Partei,
den dritten Platz. In 235 Munizipien mit
mehr als 10 Millionen Bevölkerung stellt
die PRD die Bürgermeister und die Mehr-
heit der kommunalen Vertreter. In den
Kammern solch großer Staaten wie Me-
xiko, Hidalgo, Guerrero und Morelos hat
sie starke Fraktionen. Für den Kandida-
ten der PRD spricht auch die Tatsache,
daß er Sohn des Präsidenten Lázaro Cár-
denas ist, der während seiner Amtszeit
1934 die Erdölindustrie des Landes ver-
staatlichte. Gegen eine Reprivatisierung
kämpfen heute breite Kreise der mexi-
kanischen Bevölkerung.

Die PRD tritt für eine demokratische
Alternative und für die Selbstbestim-
mung des Volkes ein. „Unsere Auffassung
von Demokratie beschränkt sich nicht
auf die einfache Teilnahme an den Wah-
len,sondern sie erstreckt sich auf alle Ge-
biete des täglichen Lebens.“ Kern des
Wahlprogramms ist die entschiedene Ver-
besserung des Lebensniveaus des Volkes
durch eine wirksame Erhöhung der Löh-
ne der Minderverdienenden, die Ableh-

nung weiterer Privatisierungen, die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die
Sicherung der verfassungsmäßigen
Rechte der Bevölkerung auf Bildung, für
bessere soziale und gesundheitliche Für-
sorge. Die gelbe aztekische Sonne sym-
bolisiert das demokratische und soziale
Anliegen der PRD.

Die PRD strebt einen grundlegenden
Wandel mit den kommenden Wahlen in
Mexiko an. Erreicht die Opposition die
Mehrheit in der Abgeordnetenkammer
und gewinnt der PRD-Kandidat im Bun-
desdistrikt, käme das einem Erdrutsch
gleich. Mit einer Mehrheit in der Kam-
mer könnte der Übergang zu mehr De-
mokratie bewerkstelligt werden.

Nicht umsonst versucht die regieren-
de Partei mit allen Mitteln, auch in Alli-
anz mit der PAN, die PRD zu diskreditie-
ren. Sie ängstigt die Wähler mit dem Ar-
gument, einer möglichen Konfrontation
der kommenden Regierung des Bundes-
distriktes mit der Bundesregierung. Sie
behauptet, die PRD sei unfähig zu regie-
ren. Sie schreckt nicht vor Verleumdun-
gen des PRD-Kandidaten Cárdenas
zurück und erhöht den Druck auf Mit-
glieder und Sympathisanten der PRD.
Die PRD hat in den letzten Jahren unter
dem Terror der regierenden Caudilllos
mehr als 400 Menschenopfer zu bekla-
gen. Die Regierung militarisiert das öf-
fentliche Leben. Während des Staatsbe-
suches des Präsidenten der USA, Bill
Clinton, wurde Mexiko-Stadt in ein re-
gelrechtes Heerlager verwandelt. Die
Presse verwies auf den deutlichen Unter-
schied zwischen den Besuch John F. Ken-
nedys Anfang der sechziger Jahre und
dem Bill Clintons.

Bis heute sperrt sich die Regierung Ze-
dillo, die Verträge mit der ELZN (Zapa-
tistische Befreiungsarmee) zu unter-
schreiben. Nach wie vor setzt sie auf mi-
litärischen Druck.

In den Gebieten der indigenen Bevöl-
kerung herrscht offener Terror. Parami-
litärische Gruppen verfolgen unschuldi-
ge Menschen. Nach wie vor mißachtet die
Regierung die Rechte der indigenen Be-
völkerung, für deren Anerkennung sich
die PRD energisch einsetzt.

Cuathémoc Cárdenas Solórzano, kurze Biografie
Beruflich: u.a. Präsident der Mex. Planungsgesellschaft, Direktor des Wasser-
kraftwerkes La Villita, Stellv. Generaldirektor des Stahlwerkes Lázaro Cárden-
as-Las Truchas, Vorstandsvors. der Interamerikanischen Planungsgesellschaft,
Stellv. Minister für Forstwirtschaft; Minister für Land- und Wasserwirtschaft,
Politischer Werdegang: 1961-1965 Mitglied des Nationalrates der Bewegung für
Nationale Befreiung MLN, 1967-1968 Präsident des Techn. Konsultativrates der
Bauernkonföderation CNC, 1973 Kandidat des PRI für die Gouverneurswahlen
in Michoacán, 1976-1980 Senator, 1980-1986 Gouverneur von Michoacán, 1986-
1987 Führer der „Demokratischen Strömung“ zunächst innerhalb des PRI, ab
Ende 1987 als unab. Gruppierung, 1987-1988 Präsidentschaftskandidat der Na-
tionalen Demokratischen Front, FDN, 1990 Präsident der Partei der Demokra-
tischen Revolution, PRD, 1993 Nat. Bürgerkomitee CNC wählt Cárdenas als Prä-
sidentschaftskandidat für die Wahlen 1994, Rücktritt vom Posten des Partei-
präsidenten des PRD, 1994 Präsidentschaftskandidat des PRD und der Nat. De-
mokratischen Allianz ADN, 1997 Kandidat des PRD für die Wahl zum Gouver-
neur im Bundesdistrikt am 6. Juli.



Spanien: Linken Parteien treffen
sich in Madrid
In Spaniens Hauptstadt trafen sich am
letzten Wochenende VertreterInnen von
18 europäischen Linksparteien, darunter
die Vereinigte Linke Spaniens (IU) die
Kommunistische Partei Frankreichs
(KPF), Rifondazione Communista aus
Italien.Anlaß für das Treffen war der NA-
TO-Sondergipfel, der am 8. und 9. Juli in
Madrid stattfand. Die VertreterInnen der
Linken Parteien machten auf dem Tref-
fen klar, das sie gegen eine Ausweitung
der NATO nach Osten sind, weil sie eine
weitere Spaltung des Kontinents be-
fürchten.Gegen die NATO-Osterweitung
demonstrierten dann die Teilnehmer des
Treffens mit einer Kundgebung am
Samstag in Madrid.

„Neue Linke“ in der IU bestraft
Der Bundesrat der spanischen „Vereinig-
ten Linken“ (IU) beschloß am 28.6. mit
108 gegen 61 Stimmen (bei 11 Enthal-
tungen),die 5 Hauptdirigenten der „Neu-
en Linken“ („Nueva Izquierda“) von der
Exekutive auszuschließen und ihren drei
Abgeordneten alle Verantwortlichkeit in
der parlamentarischen Gruppe zu ent-
ziehen, wenn sie nicht auf ihre Sitze ver-
zichten. Begründet wurde die Resolution
mit dem Verlust des Vertrauens in die Lei-
ter der „Neuen Linken“, nachdem die
sich geweigert hatten, Mehrheitsbe-
schlüsse mitzutragen wie die Ablehnung
der spanischen Arbeitsreform, die die
Unternehmer mit den Vertretern der
großen Gewerkschaften (UGT und
CCOO) ausgehandelt hatten. Die Mehr-
heit der „Vereinigten Linken“ verurteilt
die spanische Arbeitsreform als Ver-
schlechterung der Situation der Arbeit-
nehmer, wie dies auch etwa die beiden
baskischen Gewerkschaften ELA und
LAB tun. So werde es den Unternehmern

deutlich erleichtert,Entlassungen vorzu-
nehmen. Der Koordinator der „Vereinig-
ten Linken“,Julio Anguita,faßte sein Ver-
ständnis des Bündnisses wie folgt zu-
sammen: „Wenn die Mehrheit etwas gut-
heißt, ist es das Gesetz der „Vereinigten
Linken“.“ Die Vorsitzende der „Neuen
Linken“, Cristina Almeida, meinte, es sei
zugunsten der Zerstörung des politischen
Projekts „Vereinigte Linke“ abgestimmt
worden, und kündigte an, die „Neue Lin-
ke“ werde auf ihre Parlamentssitze nicht
verzichten. M. Ostrowski

Spanien: Felipe Gonzales erneut 
wegen GAL-Affäre belastet
Der Ex-Sekretär der spanischen Soziali-
sten von Bizkaia, Ricardo Garcia Dam-
borenea, bekräftigte gestern vor Gericht,
daß die geheime staatliche „Antiter-
ror“einheiten GAL eine Initiative des da-
maligen Präsidenten Felipe Gonzalez
waren. Ricardo Garcia Damborenea sag-
te etwa eine Stunde als Zeuge vor dem
Nationalgericht aus, wo in der „Vorun-
tersuchung Onederra“ die ersten Akti-
vitäten der GAL behandelt werden. Der
Ex-Sekretär der PSOE von Bizkaia wie-
derholte seine vorausgegangenen Aussa-
gen, daß die GAL eine Initiative der spa-
nischen Regierung waren, an deren Spit-
ze ein Präsident stand, der diese Initiati-
ve anregte und deckte. (Quelle: Egin 25.6., M.
Ostrowski)

Toni Negri kehrt zurück – verhaftet
Toni Negri, einer der Gründer von pote-
re operaio, Militanter und Theoretiker
der autonomia, vom italienischen Staat
wegen Bildung einer terroristischen Ver-
einigung,Verschwörung gegen den Staat
und ähnlicher Vorwürfe zu 13 Jahren und
11 Monaten Knast verurteilt, ist nach
fünfzehn Jahren Exil in Frankreich am 1.
Juli nach Italien zurückgekehrt und auf

italienischem Boden sofort ver-
haftet worden. Negri ging diesen
Schritt, um eine politische Lösung
auch für andere Militante in den italie-
nischen Knästen wie im Exil zu forcie-
ren.„Wir sind besiegt,doch wir sind nicht
die Verbrecher und erst recht nicht die
reuigen Verbrecher, als die uns der Staat
gern hätte“, sagt er in einem Interview.

Kolumbien: Geheimabkommen zwi-
schen Militärs und Ölmultis
(Santafé de Bogota, 26. Juni, pulsar-Poo-
nal).– Nach Informationen von Human
Rights Watch haben die Ölgesellschaften
Shell (Niederlande) und Occidental Pe-
troleum (USA) ein Abkommen mit den
kolumbianischen Streitkräften für die
Gründung paramilitärischer Gruppen
geschlossen. Demnach wurde im Sep-
tember 1996 in einem Geheimdokument
vereinbart, daß die Ölmultis pro Jahr et-
wa zwei Millionen Dollar an die kolum-
bianische Armee zahlen wird. Als Ge-
genleistung sollen die offiziellen Streit-
kräfte paramilitärische Kräfte bereit-
stellen, die die Einrichtungen der Gesell-
schaften schützen. Shell geht es beson-
ders um den Schutz seiner Ölfelder von
Cano-Limon, die zu den ergiebigsten in
Kolumbien gehören. Ein ähnliches Ab-
kommen soll es zuvor bereits zwischen
British Petroleum und den Streitkräften
in der Provinz Casanare gegeben haben.

Kuba-Dominikanische Republik:
Ende der Eiszeit
(Havanna, 30. Juni, pulsar-Poonal).– Die
diplomatischen Beziehungen zwischen
Kuba und der Dominikanischen Repu-
blik normalisieren sich. Die beiden Kari-
bikländer vereinbarten die Eröffnung
von Konsulaten in der jeweils anderen
Nation. Seit die Dominikanische Repu-
blik 1959 mit dem Rückzug ihres Bot-
schafters wenige Monaten nach der
Machtübernahme von Fidel Castro den
Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen herbeiführte, waren die Kontakte
zwischen beiden Ländern auf ein Mini-
mum reduziert. Jetzt dankte die stellver-
tretende kubanische Außenministerin,
Isabel Allende, ausdrücklich für die do-
minikanische Verurteilung des US-Em-
bargos und die Bereitschaft der Repu-
blik, Kuba als Mitglied der Vereinigung
der Karibikstaaten zu integrieren. Beide
Seiten unterzeichneten auch ein Doku-
ment, das erste Schritte für die Regelung
der Migration von KubanerInnen in die
Dominikanische Republik vorsieht. Die
illegale Auswanderung dorthin hat sich
seit der 1990 beginnenden Wirtschafts-
krise auf Kuba erhöht. Die dominikani-
sche Vizeaußenministerin Minou Tavarez
Mirabal erklärte, die Regierung von Prä-
sident Leonel Fernández wolle verhin-
dern, daß die Dominikanische Republik
zu einem Durchgangsland für kubani-
sche AuswandererInnen in Richtung
USA werde. (Zusammenstellung: hav)
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Mit diesem Hetzplakat brach-
ten israelische Siedler in der
palästinensischen Stadt He-
bron erneut die palästinensi-
sche Bevölkerung gegen sich
auf. Unter dem Schutz des
noch in Hebron stationierten
israelischen Militärs brach-
ten sie das Pamphlet an meh-
reren Läden öffentlich an.
Das israelische Militär schoß
dann weisungsgemäß auf pro-
testierende palästinensische
Jugendliche mit Gummige-
schossen, z.T. auch mit schar-
fer Munition. Zahlreiche
Schwerverletzte auf palästi-
nensischer Seite waren die
Folge. Die furchtbare Traditi-
on, Menschen als Tiere zu ver-
leumden, hat offenbar unter
israelischen Siedlern auf der
Westbank Anhänger. rül
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sten da. Doch auch wenn sich NPD und
JN nicht blicken ließen: Sie fühlen sich
im Aufwind, nicht zuletzt durch eine ras-
sistische, immer unmenschlichere Aus-
länder- und Asylpolitik insbesondere des
Bundesinnenministeriums. Und sie wol-
len provozieren. Um so wichtiger ist es,
die antifaschistische Arbeit wieder stär-
ker zu entwickeln. wof

Polizeipräsident soll sich öffentlich
bei Kernkraftgegnern entschuldigen
POTSDAM. Eine öffentliche Entschuldi-
gung des Potsdamer Polizeipräsidenten
Detlef von Schwerin bei Atomkraftgeg-
nerInnen aus Brandenburg fordern
Bündnis 90/Die Grünen. Die Polizei hat-
te am 1. März diesen Jahres gesetzeswid-
rig die Daten von etwa 90 Demonstran-
tInnen gesammelt und gespeichert, die in
zwei Bussen auf dem Weg zur Demo in
Lüneburg überprüft worden waren. So-
wohl der brandenburgische Innenmini-
ster als auch der Landesbeauftragte für
Datenschutz haben inzwischen bestätigt,
daß die Polizei damit gegen das Polizei-
aufgabengesetz verstoßen hat. Die Grü-
nen laden außerdem Polizei und Innen-
ministerium zur Demo beim nächsten
Castor-Transport ein, um sich selbst vom
friedlichen Protest der Brandenburge-
rinnen und Brandenburger zu überzeu-
gen. (Aus PE vom 26.6.97

Bündnis 90/Die Grünen Brandenburg)

Rechter Durchmarsch im
Internationalen Referat des AStA
ESSEN. Auch das zukünftige autonome
„Internationale“ Referat des AStA der
Uni GHS Essen wird von türkischen
Rechten und Islamisten gebildet. Mit er-
heblicher, materieller und logistischer
Unterstützung durch den in Essen zen-
tralisierten Auslandsapparat des türki-
schen Staates haben die islamistische

Ausländische Studentenvereinigung
(ASV) und die den faschistischen Grau-
en Wölfen nahestehende „Multi Cultis“-
Studentenvereinigung es am 26.6. ge-
schafft, einen großen Teil der türkischen
Studierenden auf ihre Seite zu ziehen.

Auch ein schwebendes Verfahren we-
gen veruntreuter Gelder aus einer Tür-
keireise und Äußerungen, die die faschi-
stoid-fundamentalistischen Positionen
des Personenkreises deutlich machen,
haben eine Wiederwahl nicht verhindern
können. Der Vorsitzende des ASV, Aydin
Öztürk, schürte erneut die jahrhunder-
tealten Verleumdungen gegen die stets
demokratisch und laizistisch eingestell-
te Minderheit der Aleviten. Aus aleviti-
schen Händen könne man keine Speisen
zu sich nehmen,verkündete er.Damit be-
weist er, wie „tolerant“ und „internatio-
nal“ ein türkischer Islamist sein kann.

Während der offizielle und inoffizielle
Auslandsdienst des türkischen Staatsap-
parates sich einerseits rassistischer
Stammtischparolen bedient, um die Po-
larisierung der Gesellschaft für ihre
Zwecke zu fördern, benutzt man ande-
rerseits auch staatstreue Pseudoaleviten,
um die unabhängigen alevitischen Orga-
nisationen zu spalten. Dies zeigte sich
auch in Essen, als Reval Rozvera öffent-
lich vor 250 Studierenden seine Kandi-
datur zurückzog und dazu aufrief, statt-
dessen den islamisch-fundamentalisti-
schen ASV zu wählen. Rozvera steht im
engen Kontakt zu der rechtsextremen
pseudoalevitischen Organisation C.E.M.
Vakfi. Zu jaulen begannen die Vertreter
der ASV und der „Multi Cultis“, als sich
die prokurdische Studentenvereinigung
Arbeitskreis Kurdistan (AKK) vorstellte.

Nach Erhalt der endgültigen Wahler-
gebnisse dürfte nun der AStA Essen am
Zuge sein. Inwieweit ein demokratischer
AStA einem undemokratischen „Inter-
nationalen“ Referat seine Unterstützung
gewährt, wird zu beobachten sein.

Informationsbüro
Türkei und Kurdistan

Rund 300 Antifa-
schistInnen demon-
strierten am 28. Juni
in Lüdenscheid ge-
gen den Donner-Ver-
sand, der seit sieben
Jahren bundesweit
faschistische Schrif-
ten vertreibt. Aufge-
rufen hatten das Lü-
denscheider „Bünd-
nis gegen Rechts“
und andere Organi-
sationen. Trotz mas-
siver Polizeikräfte
verlief die Demon-
stration friedlich.
Die Veranstalter
werteten sie als Er-
folg, auch wenn we-
niger kamen als er-
wartet.

Kieler Woche 97 – Polizei vertreibt
Straßenkünstler und -händler
KIEL. Mit einer Flugblatt- und Unter-
schriften-Aktion protestierten die „orga-
nisierte Künstlerbande“ und die „Verei-
nigung Betroffener und BesucherInnen
der Kieler Woche“ gegen mittelalterli-
chen Zustände: KünstlerInnen und
StraßenhändlerInnen wurden von der
Kriminalpolizei vertrieben, teilweise mit
Geldstrafe belegt (500 DM), Waren min-
destens in zwei Fällen beschlagnahmt.
400 Einsätze gegen sog. Schwarzhändler
gab es laut Polizei (KN, 25.6.).Einige Ma-
le wurde ein Stadtverbot ausgesprochen.

Zuerst wurden samstags die Afrikane-
rInnen vertrieben. Presseamtsleiter Gerd
Müller (Kieler Woche Büro) behauptet,
daß der Verkauf von Sachartikeln nur auf
dem sog. „Internationalen Markt“ er-
laubt sei. Bei den Länder-Buden vor dem
Rathaus ist aber zu bemerken, daß über-
wiegend Deutsche dort verkaufen, aus-
ländische Menschen werden – dem inter-
nationalen Charakter der Kieler Woche
zum Hohn – als „organisierte kriminelle
Banden“ hingestellt. Dies nur, weil sie es
sich nicht leisten können, für einen klei-
nen Bauchladen 5.000 DM bis 10.000 DM
(Miete für eine Woche/laut einiger Markt-
buden) für einen Standplatz zu zahlen.
1996 gab es die Regel,daß 100 DM pro qm
für Standflächen von „fliegenden Händ-
lerInnen“ gezahlt werden konnten.

Die Initiativen fordern: „Straße frei
für mehr Kultur – Heraus mit den be-
schlagnahmten Bildern!“ Sie begrüßen
die Initiative einiger Stadtteile, zur Kie-
ler Woche offene Stadtteilfeste zu orga-
nisieren. CL-Netz, Archivgruppe Kiel

Faschistischer „Ruhrkampftag“
fiel kläglich ins Wasser
DORSTEN. Für Samstag, 28. Juni, hatte
der Landesverband NRW der Jungen Na-
tionaldemokraten (JN) eine Demonstra-
tion in Dorsten angemeldet. „Ruhr-
kampftag – Kohle und Stahl nur mit uns!
Jetzt Widerstand leisten gegen die sozia-
le Verelendigung des deutschen Volkes“
...“ So lauten einige Zeilen des Kauder-
welsches, das der NPD-Parteivorstand
als Aufruf verbreitete. Wie andere Rech-
te setzen NPD und JN auf soziale Dem-
agogie gegen alles „Nicht-Deutsche“.
Der Aufmarsch wurde vom Polizeipräsi-
denten des Kreises Recklinghausen ver-
boten. Er begründete das Verbot mit der
Rolle der JN: Sie ist zu einem „Auffang-
becken“ für Mitglieder verbotener neo-
faschistischer Organisationen wie FAP,
DA und NF geworden,die inzwischen den
Ton angeben. Die Veranstalter hatten
zwar angekündigt, alle Rechtsmittel ge-
gen das Verbot auszuschöpfen. Das
„Dortmunder Info-Telefon“ sagte den
Aufmarsch am Tag vorher jedoch ziem-
lich kleinlaut ab. In Dorsten marschierte
am Samstag lediglich die Polizei auf,
gleichzeitig waren rund 150 Antifaschi-



PB 14/97 • REGIONALES AUS WEST UND OST 17

Demonstration in der bayerischen Provinz

„Biji Kurdistan!“
Zur Demonstration „Für ein freies und
sozialistisches Kurdistan“ rief die PDS in
Moosburg am Samstag,den 5.Juli auf.Et-
wa 60 Deutsche, KurdInnen und TürkIn-
nen vorwiegend aus Niederbayern und
München waren dem Aufruf gefolgt. Es
war den Schikanen der bayerischen Po-
lizei verschuldet, daß viele EmigrantIn-
nen erst verspätet die Demonstration er-
reichten. An der Abfahrt der B 11 wur-
den an einer Selektionsstelle schwarz-
haarige Autofahrer von der Polizei ge-
stoppt, festgehalten und kontrolliert.

„Weg mit dem PKK-Verbot“ forderte
die Transparente der PDS und der Lands-
huter AG International, und „Solidarität
mit dem kurdischen Befreiungskampf“
war die Losung des Fronttransparentes
des RSB. Aus dem Lautsprecherwagen
verbanden Redebeiträge die soziale
Kahlschlagspolitik der Kohl-Regierung
und deren Unterstützung des türkischen
Mafia-Regimes. Bei der Losung „Biji
Kurdistan“ mußte der Demozug stoppen,
da die Polizei erst einen kurdischen Dol-
metscher benötigte.

Auf der Abschlußkundgebung spra-
chen Claus Schreer vom Münchner
Bündnis gegen Rassismus, die PDS Bun-
destagsabgeordnete Eva Bulling-Schrö-
ter und ein kurdischer Genosse.

Alle Redner prangerten die Beihilfe
der BRD-Regierung zum Völkermord am
kurdischen Volk an, forderten ein Ende
der Militärhilfe und die Aufhebung des
PKK-Verbots.

Türkische MHP-Faschisten hatten
schon in den Tagen vor der Demo die
deutschen Veranstalter bedroht und an-
gekündigt, die DemonstrantInnen anzu-
greifen. Entlang der Demo-Route stan-
den dann auch auffallend viele eindeutig
erkennbare „Graue Wölfe“, die Parolen
riefen („Ich bin stolz, ein Faschist zu
sein!“),die DemonstratInnen anpöbelten
und versuchten, in den Lautsprecherwa-
gen zu spucken.

Auch nach dem Ende der Kundgebung
suchten Schlägertrupps von MHPlern die
Stadt nach einzelnen Linken ab und be-
schimpften eine Gruppe abreisender De-
monstranten. Sie trauten sich allerdings
nicht, diese Gruppe tatsächlich physisch
zu attackieren, folgten aber bis zum
Bahnhof.

Auch diese kleine Demonstration hat
den Wunsch des kurdischen Volkes nach
Freiheit und Frieden wieder verdeutlicht.
Und die MHP und ihre deutschen Unter-
stützer wissen nun: auch die bayerische
Provinz ist kein ruhiges Hinterland für
die Sympathisanten des türkischen Ma-
fia-Regimes!  NiB

Terroristisch ist nicht die PKK, sondern
der türkische Staat! Keinen Tourismus in
die Türkei! Weg mit dem Verbot der PKK!
Für eine friedliche, politische Lösung!

Verbot alevitischer Veranstaltung und Razzia in München

Proteste gegen erneute 
Kriminalisierung von Kurden
Am Samstag, den 6. Juli, wurden die Räume
des Vereins für interkulturelle Zusammenar-
beit e.V. von Beamten des bayerischen Lan-
deskriminalamtes und der Bereitschaftspo-
lizei durchsucht und mehrere Personen fest-
genommen. Dagegen protestiert die Infor-
mations- und Beratungsstelle für Men-
schenrechte – MESOPOTAMIA – im Verein
für interkulturelle Zusammenarbeit ab dem
9. Juli mit einem befristeten Hungerstreik in
der Münchner Innenstadt. Am Samstag, den
12. Juli, soll eine Demonstration stattfinden. 

Der Grund für die Razzia war eine Ge-
denkveranstaltung der Union der Alevi-
ten Kurdistans (FEK) aus Anlaß des Jah-
restages des Attentats von Sivas (Türkei),
bei dem 1993 35 Intellektuelle und
Schriftsteller von islamischen Funda-
mentalisten ermordet worden waren. Die
Polizei sah in diesem Gedenken eine
PKK-Veranstaltung und erwirkte beim
Kreisverwaltungsreferat ein Verbot.
Ähnliche Veranstaltungen zu diesem Da-
tum wurden bereits in der Vergangenheit
in München kriminalisiert und zerschla-
gen. Damit wurde bereits im dritten Jahr
das Grundrecht auf Religionsfreiheit und
politische Betätigung für ausländische,
insbesondere kurdische Menschen außer
Kraft gesetzt. So wurde zur Mittagszeit
die Landwehrstraße über mehrere Stun-
den hinweg durch starke Einsatzkräfte
militärisch abgeriegelt, systematische
Personenkontrollen erfolgten nach rassi-
stischen Kriterien. Es wurden vorwie-
gend Menschen südländischen Ausse-
hens durch Bereitschaftspolizei und die
bayerischen Sondereinheiten des Unter-
stützungskommandos (USK) aufgehal-
ten. Der Verein wurde durch massenhaf-

te Erteilung von Platzverweisen regel-
recht abgeschirmt. Dabei galt anschei-
nend für die Polizei der Grundsatz der
Sippenhaft – ein kurdischer Jugendlicher
wurde mit der Begründung abgewiesen:
„Von Ihrer Familie haben wir schon zu
viele da!“

Währenddessen durchsuchten Beamte
des bayerischen Landeskriminalamtes
und des Staatsschutzes die Vereinsräume,
begleitet von dem durch seine rabiate
Vorgehensweise – unter anderem beim
Weltwirtschaftsgipfel 1992 – berüchtig-
ten USK. Dies geschah ohne Vorlage ei-
nes richterlichen Durchsuchungsbefehls.
Der Einsatzleiter vom Staatsschutz fiel
dabei den Anwesenden durch seinen pe-
netranten Alkoholgeruch auf. Bei dem
Einsatz wurden nicht nur wahllos Com-
puteranlagen, Kleidungsstücke und
zahlreiche Unterlagen des Vereins be-
schlagnahmt, sondern es wurde auch Ar-
beitsmaterial mutwillig zerstört.So wur-
de ein Stapel Installationsdisketten sy-
stematisch zerknickt hinterlassen.

Drei Personen wurden festgenommen
– als Begründung mußte unter anderem
der Besitz von zwei Büchern des seit Jah-
ren in der Türkei inhaftierten Schrift-
stelles Ismail Besikci herhalten. Besikci
hatte die eigenständige Existenz des kur-
dischen Volkes soziologisch belegt. Sol-
che Meinungsäußerungen sind also nicht
mehr nur in der Türkei, sondern auch in
Bayern Anlaß zur Strafverfolgung.

Die Informationsstelle MESOPOTA-
MIA wehrt sich gegen diesen erneuten
Versuch, jegliche Aktivität kurdischer
Menschen mit der Keule des PKK-Ver-
bots zu kriminalisieren.

Informationsstelle MESOPOTAMIA

Weiter verboten
Der Verwaltungsgerichtshof in Mann-
heim hat das Verbot des deutsch-kurdi-
schen Freundschaftsvereins Stuttgart
bestätigt. Damit wurde die Klage des
Vorstands des Vereins auf Aufhebung
des Verbots abgewiesen. Gegen diesen
Bescheid ist jetzt noch eine Beschwer-
de möglich.Darüber berät der Vorstand
in der nächsten Zeit. Mit seinen Ver-
lautbarungen betet das Gericht die völ-
lig unbewiesenen Äußerungen des ba-
den-württembergischen Innenministe-
riums in der Verbotsverfügung einfach
nach. Dort war weitschweifig die Poli-
tik der PKK beurteilt worden. Ande-
rerseits wurden seitenweise über Akti-
vitäten im Verein und über andere Ak-
tivitäten berichtet, die sich mit der La-

ge in Kurdistan auseinandersetzten.
Aber einen direkten Zusammenhang
zwischen Unterstützung der verbote-
nen PKK und der Vereinstätigkeit
konnte das Innenministerium in kei-
nem Punkt herstellen.Es wurde einfach
jede prokurdische Aktivität als Unter-
stützung der PKK eingeordnet. Wenn
dieser Standpunkt jetzt auch noch ge-
richtlich bestätigt wird, dann heißt das
erstmal: für kurdische Menschen in
Stuttgart ist jedwede organisierte
Form, sich mit der Lage in ihrem Land
zu befassen, eigentlich von vornherein
verboten, es sei denn, ausdrücklich und
von vornherein distanziert man sich
von der PKK. Letzteres dürfte auch ei-
nes der Hauptziele des Verbots und sei-
ner gerichtlichen Bestätigung sein.

heb
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„Ich bin ein Störfall“ – Heraus aus dem Klammergriff der Monopole!

Initiative übernimmt erstmals Stromversorgung
Erstmals in der Bundesrepublik hat eine Bür-
gerinitiative die Stromversorgung einer Ge-
meinde übernommen. Das Netz des 2.500-
Einwohner-Ortes Schönau bei Freiburg ging
am 1. Juli 1997 für zunächst 15 Jahre an die
Elektrizitätswerke Schönau (EWS), die von
den „Stromrebellen“ aufgebaut wurden.

Nach der Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl 1986 hatten die Schönauer
„Stromrebellen“ den Kampf gegen die
Kraftübertragungswerke Rheinfelden
(KWR) aufgenommen. Der Gemeinderat
lehnte damals den Übernahmewunsch
mit einer Stimme Mehrheit ab. Doch ei-
nen anschließenden Bürgerentscheid ge-
wannen die Atomstromgegner. Der Ge-
meinderat lenkte ein, aber CDU und ein
einzelner SPD-Stadtrat erzwangen ih-
rerseits einen Bürgerentscheid. Auch bei
dieser zweiten Volksabstimmung am 10.
März gewann die Initiative. Sie gründete
die Elektrizitätswerke Schönau GmbH
(EWS) und mobilisierte alle Kräfte für
die finanzielle Absicherung des Projekts.

Über Beteiligungskonten und den En-
ergiefonds der GLS-Bank Bochum flos-
sen vier Millionen Mark; mehrere Spen-
denaktionen, zuletzt die bundesweite
Kampagne „Ich bin ein Störfall!“,brach-
ten weitere zwei Millionen zusammen.
4.000 bis 5.000 Menschen stellten Geld
zur Verfügung.

Am 1. Juli wurde dann der Vertrag mit
den über den Verkauf des Leitungsnetzes
für zunächst 5,7 Millionen DM unter-
zeichnete. Die Vereinbarung steht jedoch
unter dem Vorbehalt der gerichtlichen
Klärung des Kaufpreises.Die KWR woll-
ten nämlich ursprünglich 8,7 Millionen
DM, während ein von der Bürgerinitiati-
ve in Auftrag gegebenes Gutachten den
Netzpreis auf 3,9 Millionen DM schätzte.
Die Frage, ob Stromnetzkäufe eher nach
dem Neuwert oder nach dem tatsächli-
chen Sachzeitwert in Rechnung zu stel-
len sind, ist über Schönau hinaus von

grundsätzlicher Bedeutung. Mehrere
Prozesse sind darüber anhängig. Eine
Entscheidung könnte, so die Schönauer,
eine Welle von Stromnetzübernahmen
auslösen.

Weitere Städte in Schönaus Nachbar-
schaft sind schon aktiv: Lörrach,Weil am
Rhein und Waldkirch. In den verhand-
lungen mit Waldkirch hat die Badenwerk
AG ihre ursprünglichen Vorstellungen
von 30 Millionen Mark bereits auf 20 ge-
senkt, berichtet der Waldkircher Bürger-
meister Leibinger (SPD), was der Stadt
aber immer noch viel zu teuer sei.

Wirtschaftsminister Döring hat den
Schönauern die Genehmigung zur
Stromversorgung erteilt. Noch muß man
dem Großlieferanten Atomstrom abneh-
men. Aber spätestens in 15 Jahren soll
sich das grundlegend geändert haben.
Während die Konzerne an möglichst ho-
hem Verbrauch interessiert sind und al-
ternative, regenerative Stromgewinnung
durch massiven Preisdruck bremsen,
wollen die Schönauer den 40prozentige
Anteil aus Atomstrom mit Einsparung
und alternativen Energiequellen erset-
zen. Wer mit Hilfe eines Blockheizkraft-
werkes Energie erzeugt, wird künftig ei-
nen wesentlich besseren Einspeisungs-
preis erhalten; statt sieben oder acht,
dann 14 bis 15 Pfennig für die Kilowatt-
stunde.

Eine ernsthafte Gefahr droht durch
die neue Energierechtsreform.All das,für
das engagierte Bürger und Politiker
gekämpft haben, wird auf den Kopf ge-
stellt, kritisiert Dr. Michael Sladek von
der Schönauer Bewegung.

Rexrodt will die Konzerne stärken, die
Netzkäufer dagegen wollen kleinräumig
wirtschaften, die Erlöse sollen in der Re-
gion bleiben.

Vom 10. bis zum 12. Oktober  wird die
Netzkauf Schönau ein großes Netzüber-
nahmefest in Schönau durchführen.

Quelle: CL-Netz, SZ 1.7., 4.7., baf

Sozialabbau in Mannheim

Neue Wohnungs-
probleme
Einkommensverluste zwingen zum Umzug /
Kleinere Wohnungen Mangelware

Der allgemeine Sozialabbau, die steigen-
de Zahl von Arbeitslosen und Sozialhil-
feempfängern, führt auch im Wohnungs-
wesen zu drastischen Veränderungen.
Wenn Millionen von Familien Einkom-
meneinbußen von bis zum Teil 50 Prozent
haben, dann ist das auch verständlich.

So weist der sogenannte „Blüm-Be-
richt“ für 1996 nach, daß selbst für noch
in Arbeit Stehende 1996 bei 1,8% Brut-
tolohn- und Gehaltszuwachs und rund
2,5% Teuererungsrate ein bedeutender
Nettoeinkommensverlust entstand.

In den baden-württembergischen
Großstädten ist allein 1996 die Zahl der
Räumungsklagen wegen Mietrückstän-
den stark angestiegen, in Stuttgart allein
um 17 Prozent. Und ob in Mannheim das
Obdachlosenprogramm weiterhin viele
solcher Fälle auffangen bzw. abmildern
kann, sei dahingestellt.

Im kürzlich erschienenen Wohnungs-
baubericht der Stadtverwaltung wird auf
ein weiteres Folgeproblem des allgemei-
nen Sozialabbaus und der Arbeitslosig-
keit hingewiesen.

Die Zahl der Mieter, die eine billigere
Wohnung suchen, ist sehr stark im Wach-
sen begriffen. Das wiederum führt auch
zu einem erneuten Anstieg der „Dring-
lichkeitsfälle“ Wohnungssuchender, die
beim Wohnungsamt anhängig sind. So
wurden 1996 in Mannheim 5.900 solcher
Fälle bekannt. Aber nur 2.100 solcher
Fälle konnten eine neue, billigere Woh-
nung erhalten; 3.800 blieben auf der
Strecke.

Da das staatliche Wohngeld in den
letzten acht Jahren nicht mehr erhöht
wurde, verliert es immer mehr seine – oh-
nehin umstrittene – soziale Funktion.

Es ist nicht so, daß die Bundesregie-
rung diese Entwicklung nicht sehen wür-
de. Aber was sie vorschlägt, ist nicht ei-
ne Erhöhung des Wohngeldes, nicht ein
Stopp des Sozialabbaus. Sie will durch
restriktivere Gesetze und Verordnungen
die Dinge in den Griff bekommen –
natürlich zu Lasten der Betroffenen.

Eines ist klar: Wenn der Gemeinderat
und die Stadtverwaltung ihre Aufgaben
gegenüber den Bürgern ernst
nehmen,dann müssen sie ge-
gen diese Bonner Pläne
zur weiteren Ver-
schlechterung des
Wohn- und Miet-
rechts Sturm lau-
fen. Ihre Verant-
wortung gegenüber
den Bürgern
zwingt sie dazu.

nik/mannheim
konkret
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Von Gunter Scholze

Die Riesenverluste der Leipziger Messege-
sellschaft, eines der Vorzeigeprojekte beim
„Aufbau Ost“, gingen kürzlich durch die
Fernsehnachrichten. Die Zeitung „Leipzigs
Neue“ veröffentlichte interessante Hinter-
gründe – u.a. Geschäftsverbindungen zwi-
schen Messegesellschaft und Firmen aus
Hannover. Aus Hannover kam vor Jahren
auch Leipzigs OB Lehmann-Grube – zum
„Aufbau Ost“. Hier der – aus Platzgründen
gekürzte – Bericht.

Als Oberbürgermeister Lehmann-Grube
in der Junisitzung des Leipziger Stadt-
parlaments die Finanzsituation der Lei-
pziger Messegesellschaft darstellte, wa-
ren die Stadträte heftig erschüttert, und
das fraktionsübergreifend. „Überrascht,
schockiert, voller Unmut“ – so schilder-
ten die Sprecher ihre Gemütslage ange-
sichts des Desasters, das den Stadtrat
nach monatelangem Ringen um einen
Sparhaushalt vor neue Probleme stellt.…
Bis 1999 ergibt sich ein zusätzlicher Fi-
nanzbedarf von 340 Millionen DM, der
zur Hälfte auf die Stadt zukommt …

Euphorie ist passé

Wir erinnern uns noch der euphorischen
Lobgesänge und überreichlich ausgeteil-
ten Vorschuß-Lorbeeren anläßlich der
Messeeröffnung. Ein „Signal für ein ein-
zigartigen Aufschwung in den östlichen
Ländern der Bundesrepublik“ sollte die
Messe sein, für Kanzler Kohl war sie ein
„Leuchtturm“ …

Dabei wäre bereits vor Eröffnung der
Neuen Messe ausreichend Anlaß gewe-
sen, die überschäumende Begeisterung
zu dämpfen. Denn da war die Pleite mit
dem LOCC, dem „Leipziger Order- und
Creativ-Center“ bereits perfekt … Die
LOCC-Investruine ließ ein Bauunterneh-
mer aus Hannover, Herr Dieter Diening,
errichten.Kosten: 43 Millionen Mark.Die
Messegesellschaft verpflichtete sich, das
Objekt komplett bis zum Jahr 2017 für
drei Millionen jährlich anzumieten. Wer
hat dieses für die Stadt und Messe ungün-
stige Abkommen eingefädelt? …

Der clevere Herr Diening wird auf-
merksamen Beobachtern der Leipziger
Skandalchronik noch aus anderen Zu-
sammenhängen erinnerlich sein. Seine
hochentwickelte Beziehungspflege zu
Leuten im Leipziger Rathaus zahlte sich
für ihm zum Beispiel mit beschleunigten
Baugenehmigungen aus. Das ging immer
reibungslos, bis auf einen Deal, den der
Umwelt-Beigeordnete Holger Tschense
für ihn – den Paten seines Sohnes – auf
den Weg bringen wollte. Objekt der Be-
gierde war ein Grundstück in der Rathe-
naustraße 54, das der Hannoveraner oh-

ne Ausschreibung, zu einem abgesenkten
Pachtzins, erhalten sollte.Die Sache ging
schief, offenbar aus Mangel an Professio-
nalität, hatte aber weder für Tschense
noch für Diening spürbare Konsequen-
zen.

Zum Pressegespräch über das Messe-
desaster hat auch Herr Michael Weber
Platz genommen.Herr Weber ist einer der
Geschäftsführer der BBVL, der „Bera-
tungsgesellschaft für Beteiligungsver-
waltung Leipzig mbH“.

Bereits bei Gründung dieser Gesell-
schaft fanden – neben dem Protest des
Regierungspräsidiums – die Spitzen-
gehälter der beiden Geschäftsführer von
jeweils 230.000 Mark im Jahr erhebliche
Beachtung. Lehmann-Grube entgegnete
damals seinen Kritikern, daß solche
Gehälter für „diese Art von Tätigkeit und
bei den gestellten Anforderungen nor-
mal“ seien.

Webers Geschäfte

Der Name Weber ist dann noch mit der
Leipziger „Immobilien-Affäre“ verbun-
den. Gegen die Herren Michael Merkel,

Michael Weber und Jürgen Wasmann war
Anfang 1996 der Vorwurf erhoben wor-
den, ihr Normalgehalt durch sogenannte
„Insidergeschäfte“ – privater Immobili-
enhandel … – aufgebessert zu haben.Auf
öffentlichen Druck setzte der OB damals
eine Untersuchungskommission unter
Vorsitz eines Kirchenmannes gegen seine
Berater ein. Die Kommission untersuch-
te auch, die Veröffentlichung ihres Be-
richtes wurde jedoch in letzter Minute
durch Interventionen des Sächsischen
Datenschutzbeauftragten gestoppt …

Wer kontrolliert die Messegesellschaft?

Über die Tätigkeit der durch Herrn We-
ber repräsentierten BBVL lag den Stadt-
räten im Mai ein Bericht vor. Hier sind
auf drei Seiten Unternehmen angeführt,
für die im Rahmen des „Grundvertrages
über Leistungen der Beteiligungsverwal-
tung“ die BBVL zuständig ist. Darunter
auch die Leipziger Messe GmbH mit fünf
Beteiligungsgesellschaften. Angesichts

der Tatsache, daß die Stadt Leipzig zur
Hälfte an diesem Großunternehmen be-
teiligt ist, muß es freilich verwundern,
daß die BBVL hier offenbar nicht wirk-
sam geworden ist. Warum eigentlich?
„Das Controlling entspricht den Bedürf-
nissen der Messegesellschaft“, sagt Frau
Wohlfarth. Doch entspricht es auch den
Bedürfnissen der Gesellschaft, dem Frei-
staat und der Stadt? Ist es nicht höchste
Zeit, die Messegesellschaft und ihre Aus-
gründungen genau unter die Lupe zu
nehmen? …

Für wen ist die Messe da?

Der Oberbürgermeister versäumte es
nicht, in seinen Ausführungen auf die
4.000 Arbeitsplätze hinzuweisen, die
mittelbar in der Region Leipzig mit dem
Messegeschäft zusammenhängen. Doch
ist es nicht an der Zeit, deutlich zu ma-
chen, wer außerdem noch von der Leip-
ziger Neuen Messe profitiert?

Bereits in der Bauphase war sichtbar,
daß im Hauptgeschäft an diesem Riesen-
objekt nur westdeutsche Firmen als Ge-
neralauftragnehmer zu finden waren;

aus dem Osten und speziell aus dem Leip-
ziger Raum waren nur Subunternehmer
tätig, denen einige Krümel vom großen
Kuchen zufielen. Doch heute ist die Si-
tuation nicht viel anders. Zum Beispiel
gehen lukrative Aufträge der Messege-
sellschaft im graphischen Bereich nach
England … Weitere Geschäfte werden mit
der Schlütrigen Verlagsgesellschaft Han-
nover abgewickelt.

Überhaupt ist von Hannover und Han-
noveranern sehr oft die Rede, wenn in
Leipzig von Geschäften und Pleiten ge-
sprochen wird. So wird die zentrale Wer-
bung der Leipziger Verkehrsbetriebe
über die Firma Strothoff aus Hannover
abgewickelt. Leipziger Kinowerbung
kommt von der Firma Agir aus Hanno-
ver. Herr Lehmann-Grube kam aus Han-
nover, der oben angeführte Herr Diening
ist Hannoveraner. Existiert in Leipzig ei-
ne Hannover-Connection? Man wird
doch mal fragen dürfen! …

(aus: Leipzigs Neue 13/97, 27. Juni)

Finanzmisere der Leipziger Neuen Messe wirft erneut bisher unbeantwortete Fragen auf

Teuer, unkontrolliert, skandalumwittert
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PDS-Anträge gegen Dis-
kriminierung von Migran-
tinnen und Migranten

Ende Mai hat die PDS-Fraktion im Berliner
Abgeordnetenhaus acht Anträge einge-
bracht, in denen sie Bundesratsinitiativen
verlangt, um die Diskriminierung von Min-
derheiten ohne deutschen Paß abzubauen.
Hier Auszüge.

1.„Der Senat wird aufgefordert, im
Bundesrat eine Initiative zur Ände-

rung des Vereinsgesetzes zu ergreifen.
Ziel der Initiative ist es, die §§ 14 und 15
des Vereinsgesetzes (besondere Verbots-
klauseln für Ausländervereine) ersatz-
los zu streichen.
Begründung: Die §§ 14 und 15 sehen be-
sondere Verbotsmöglichkeiten nur für
Vereine nichtdeutscher Bürger/innen
bzw. Vereine mit Sitz im Ausland vor.
Diese Regelungen gehen weit über die in
Art. 9, Absatz 2 normierten Gründe, die
ein Verbot von Vereinen rechtfertigen,
hinaus. Diese zusätzlichen Verbotsmög-
lichkeiten stellen eine erhebliche Be-
schränkung des Grundrechts auf Ver-
einsfreiheit dar. Die Unterordnung der
Vereinsfreiheit unter behördlich weit
auslegbare Kriterien wie z.B. die „öf-
fentliche Ordnung“ bzw. „sonstige er-
hebliche Belange der Bundesrepublik“
beeinträchtigt den Grundgehalt der Ver-
einsfreiheit als klassisches Abwehrrecht
gegen staatliche Eingriffe.

Das normative Ziel,Vereine aufgrund
von Verstößen gegen die Strafgesetze,ei-
ner gegen die verfassungsmäßige Ord-
nung oder den Gedanken der Völkerver-
ständigung gerichteten Tätigkeit zu ver-
bieten, bleibt durch das bereits gegebe-
ne Rechtsinstrumentarium gewahrt …“

2.„Der Senat wird aufgefordert, um-
gehend eine Bundesratsinitiative

zur Einfügung von neuen Diskriminie-
rungsschutzklauseln in das Pflichtver-
sicherungsgesetz und das Versiche-
rungsvertragsgesetz einzubringen.

Dementsprechend soll in § 4 des Ge-
setzes über die Pflichtversicherung für
Kraftfahrzeuge sowie in § 1 Versiche-
rungsvertragsgesetz jeweils der Zusatz
eingefügt werden,daß die Ablehnung ei-
nes Versicherungsantrages nicht damit
begründet werden darf, daß die Antrag-
steller/innen Ausländer/innen sind.
Gleichfalls muß ausgeschlossen werden,
sie einer besonderen Risikogruppe zu-
zuordnen und deswegen erhöhte Prämi-
en zu verlangen …“

3.„… soll im 4. Buch des Sozialge-
setzbuches (Wählbarkeit für die

Gremien der Sozialversicherung) der §§
51, Abs. 1, Nr. 3 eingefügt werden, daß
für die Selbstverwaltungsgremien der
Sozialversicherung wählbar ist, wer das
Wahlrecht zum Deutschen Bundestag
bzw.zum Europ.Parlament innehat oder
sich rechtmäßig im Bundesgebiet auf-
hält.

Begründung: … Der bisherige Zustand,
daß nichtdeutsche Bürger erst nach
6jährigem Aufenthalt wählbar sind, wi-
derspricht dem Gleichheitsgrundsatz
der Wahl … Es ist nicht einsehbar, daß
die Wählbarkeit der Migranten/innen zu
den Selbstverwaltungsgremien der Ar-
beitslosenversicherung, der gesetzli-
chen Rentenversicherung und der ge-
setzlichen Krankenversicherung einge-
schränkt wird.Als Beitragszahler/innen
der Versicherungen sollen Migranten/in-
nen ein unbeschränktes,d.h.gleiches ak-
tives und passives Wahlrecht erhalten.“

4.„… den § 110 der Zivilprozeßord-
nung (Sicherheitsleistung von Aus-

ländern) ersatzlos zu streichen.
Begründung: Kläger/innen ohne

deutsche Staatsangehörigkeit unterlie-
gen unter bestimmten Bedingungen der
Verpflichtung, bei Einreichung einer
Klage die Prozeßkosten des deutschen
Beklagten vorzustrecken. Unter den Be-
dingungen der Einwanderungssituation
führt diese Rechtsvorschrift zu einer sy-
stematischen Ungleichbehandlung
nichtdeutscher Bürger/innen und er-
richtet vor allem für Menschen mit nied-
rigem Einkommen zusätzliche Hürden,
ihren Interessen Geltung zu verschaffen
…“

5.„… Änderung des Bürgerlichen Ge-
setzbuches mit dem Ziel der Schaf-

fung eines wirksamen Diskriminie-
rungsschutzes … Dementsprechend
sind die §§ 611a (Benachteiligungsver-
bot) und 823 (Schadensersatzpflicht)
BGB auf folgende Weise zu ändern :

• Das in § 611a formulierte Benach-
teiligungsverbot bei der Begründung,
Gestaltung und Beendigung eines Ar-
beitsverhältnisses ist in seinem Gehalt
uneingeschränkt auf Diskriminierungen
aufgrund von ethnischer Herkunft und
Staatsangehörigkeit auszudehnen …

• In § 823 ist anzufügen: „Wer ande-
re aufgrund ihrer ethnischen Herkunft,
ihres Geschlechts oder ihrer sexuellen
Orientierung, ihrer Kultur oder Religi-
on diskriminiert, ist zum Ersatz des dar-
aus entstehenden Schadens verpflich-
tet.“ …

6.„… Im Beamtenrechtsrahmenge-
setz ist der § 4 Abs. 1 (allg. persön-

liche Voraussetzungen der Berufung in
das Beamtenverhältnis) dahingehend
abzuändern, daß nichtdeutsche Bürger
/innen, die sich seit 5 Jahren im Bundes-
gebiet aufhalten, regulär in das Beam-
tenverhältnis berufen werden können …
Begründung: Die politische Stabilität
des Gemeinwesens ergibt sich nicht aus
der nationalen Homogenität des Berufs-
beamtentums, sondern aus der demo-
kratischen Teilhabe aller Bevölkerungs-
gruppen. … Es gehört im übrigen nicht
zu den hergebrachten Grundsätzen des
Berufsbeamtentums, daß nur deutsche
Staatsangehörige Beamte werden dür-
fen. Diese Regelung ist erst 1938 in die
damalige NS-Gesetzgebung aufgenom-
men worden …“

7.„… soll § 19 Arbeitsförderungsge-
setz dahingehend geändert werden,

daß Ausländer/innen, die sich recht-
mäßig oder geduldet im Bundesgebiet
aufhalten,Anspruch auf Erteilung einer
Arbeitserlaubnis haben …
Begründung: … Das bestehende Ar-
beitserlaubnisrecht … ist eine struktu-
relle Rahmenbedingung für die hohe Ar-
beitslosigkeit unter Migranten/innen.…
Die in § 19 gegebenen Beschränkungen
sind auch deswegen abzuschaffen, weil
sie die öffentlichen Haushalte (Arbeits-
losenversicherung bzw. Sozialhilfe) in
doppelter Weise belasten …“

8.„… sollen die folgenden Gesetze: •
die Bundesärzteordnung • das

Zahnheilkundegesetz • die Bunde-
stierärzteordnung • und das Gesetz über
das Apothekenwesen dahingehend
geändert werden, daß auch nichtdeut-
sche Bürgerinnen und Bürger, die sich
seit 5 Jahren rechtmäßig im Bundesge-
biet aufhalten, die Erlaubnis für die
Ausübung eines ärztlichen Berufes bzw.
die Betreibung einer Apotheke erhalten.

Begründung: Nicht die Staatsan-
gehörigkeit, sondern allein die fachliche
und persönliche Eignung soll künftig
über die Zulassung zu einem ärztlichen
Beruf oder die Erlaubnis, eine Apothe-
ke betreiben zu dürfen, entscheiden …“

Berlin, den 21.5.97.
Antragsteller: Giyasettin Sayan, Karin
Hopfmann, ausländerpolitische Spre-
cher/in, PDS-Fraktion.

Demonstration am 28.6. in Freiburg nach Brand(anschlag) in Friedrichshafen
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GEWERBESTEUER-BE-
FREIUNG: Uetersen. Nach

einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs können Konzerne ih-

re Schulden einzelnen Betriebsstätten
mit Gewinn steuermindernd anrechnen
lassen. Im Zusammenhang mit der Än-
derung bei der Gewerbesteuer, wonach
Fremdkapital (Schulden) nicht mehr
zum Betriebsvermögen gerechnet wer-
den soll, wird dieses Urteil die Gewer-
besteuereinnahmen der Kommunen gra-
vierend beeinflussen. So hat der Stora-
Konzern (Papierhersteller) mit Sitz in
Düsseldorf für seine acht bundesdeut-
schen Standorte Gewerbesteuerbefrei-
ung beantragt. Für die Kommunen Ue-
tersen und Moorrege bedeutet dies für
dieses Jahr Ausfall von 1,5 Mio. DM, für
Uetersen bis zu 2,5 Mio. DM Rückzah-
lungen bis 1994 und bis zum Jahr 2000
keine GewSt.-Zahlungen von Stora.

INVESTITIONSRÜCKGANG: Bonn.
Nach Angaben des Präsidenten des
Deutschen Landkreistages, Axel End-
lein, stiegen die Ausgaben der Land-
kreise für Sozial- und Jugendhilfe von
13,8 Mrd. DM im Jahre 1992 auf 19,5
Mrd. DM im laufenden Jahr. Demge-
genüber seien die Investitionen in die-
sem Zeitraum von 7,13 auf 5,45 Mrd.DM
zurückgegangen. Er forderte die Um-
kehr dieser Entwicklung. Notwendig sei
dazu die Schaffung von Arbeits- und
Ausbildungsplätzen ohne Kostenver-
schiebung auf die Sozialhilfe. Bund und
Länder dürften Lasten nicht länger auf
die kommunale Ebene abschieben. Im
Interesse der finanziellen Handlungs-
fähigkeit der Landkreise meinte er zu-
dem, in die Forderung nach „Überprü-
fung aller sozialen Leistungen“ einstim-
men zu müssen.

KEINE PRIVATISIERUNG! Frankfurt.
Noch vor der Kommunalwahl im Früh-
jahr hatte sich OB Petra Roth (CDU)
dafür ausgesprochen, daß die 72,66%
Anteile des Bundes an der Frankfurter
Siedlungsgesellschaft, die er verkaufen
will,von der Stadt Frankfurt gemeinsam
mit dem Land Hessen erworben werden,
damit „der Wohnungsbestand (9600
Wohnungen,davon 2.261 in Frankfurt) ...
auf Dauer breiten Schichten der Bevöl-
kerung zur Verfügung steht“. Jetzt for-
dert sie die Zustimmung der SPD zum
Verkauf der FSG an einen privaten In-
vestor. Der Verein „Mieter helfen Mie-
tern“ ist über diese Täuschung der
Wähler und Mieter empört und fordert,
der Magistrat möge sich dem Veto des
Landes Hessen gegen den Verkauf der
Bundesanteile an einen privaten Inve-
stor anschließen, damit die Sperrmino-
rität ausgeübt werden kann.

BETTELN UND ORDNUNG: Freiburg.
Seit dem 21.6. gilt für die Innenstadt ei-
ne neue „Sicherung der öffentlichen

Ordnung“. Angestoßen vom rechten
Mehrheitskartell darf nun keine „Not-
durft“ mehr in öffentlichen Anlagen ver-
richtet, auf Straßen nicht mehr genäch-
tigt, an allen Orten nicht mehr „gebet-
telt“ und schließlich auch nicht mehr
„grob ungehörig“ jemand belästigt oder
behindert werden. Polizisten auf Moun-
tainbikes werden schnell zur Stelle sein,
um derartiges „asoziales Verhalten“
schärfstens zu ahnden. Innenstadtsäu-
berungen stehen auf dem Programm der
Stadtbilderneuerung ganz oben ...

„VISION 2000“: Elmshorn. Bürger-
meisterin Fronzek (SPD) hat sich ent-
schieden, die Armut aus Elmshorns Ge-
schäftswelt wegknüppeln zu lassen. Die
Stadt habe handeln müssen, weil alte
Menschen angepöbelt, aggressives Bet-
teln um sich gegriffen hätte. Die Wirk-
lichkeit ist anders. IHK, FDP und CDU
wollen die „Vision 2000“ umsetzen. In
ihren Strategiepapieren haben sie offen
gegen alles die Geschäftswelt Störende
gehetzt und die Punks mit Müll und
Dreck verglichen, den man ordnungspo-
litisch herauszufegen habe. Der Markt-
platz wurde umgestaltet, so daß es kei-
ne Sitzmöglichkeiten mehr an der Kir-
che gibt. Der Wall wurde plattgemacht,
so daß die Punks jetzt wie auf einem Prä-
sentierteller ihre Lebensweise zur Schau
stellen. Der Konflikt mit den Bürgern
war vorprogrammiert. So wurden
„Gründe“ für Maßnahmen aufgebaut,
die schon seit über einem Jahr von reak-
tionären Kreisen ausgeheckt wurden.

PUNKS: Augsburg. Die Grüne Stadt-
ratsfraktion hat gegen das Vorgehen der
Polizei bei einem Aktionstag der Punks
protestiert. Die Jugendlichen sahen sich
100 martialisch ausgestatteten Polizei-
beamten gegenüber und wurden durch
eine Sperre daran gehindert, in die In-
nenstadt zu gelangen. Lobenswert dage-
gen die Initiative eines einzigen Sozial-
arbeiters, der mit den Jugendlichen ge-
redet habe und sie auch zum Aufsam-
meln des Mülls bewegen konnte.Anstatt
Jugendliche zu vertreiben, komme es
darauf an, Probleme zu lösen.Viele Au-
genzeugen am Bahnhof teilten den Ein-
druck, daß man so nicht mit den Ju-
gendlichen umgehen könne.

KOMMUNALFEINDLICHE POLITIK:
Bonn. Die PDS-Bundestagsgruppe hat
eine große Anfrage zur Lage der Kom-
munen an die Bundesregierung gestellt.
Es geht um Hintergründe, Daten und
Fakten zu den Gebieten Kommunale
Selbstverwaltung, Finanzsituation, Be-
schäftigungs- und Wirtschaftsförde-
rung, Soziales, Stadtentwicklung, Woh-
nen, Umwelt, Verkehr, Energie und an-
deren, auf denen die Gemeinden unter
der kommunalfeindlichen Politik der
Regierung zu leiden haben.

Zusammenstellung: ulj
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Frauennetzwerk in Thüringen gegründet

Gegen ungeschützte
Arbeitsverhältnisse
Auf Initiative des Landesfrauenausschusses
der Gewerkschaft hbv und des DGB hat sich
Ende Juni in Thüringen ein „Frauennetz-
werk“ gegründet. In einem Flugblatt unter
dem Titel „Mittendrin … und trotzdem
draußen. Geringfügig Beschäftigte sozial-
versichern“ schreiben die Gründerinnen:

„Das Thema ‚Ungeschützte Arbeitsver-
hältnisse‘ muß unbedingt wieder ganz
oben auf die Tagesordnung der politi-
schen und gewerkschaftlichen Arbeit ge-
setzt werden. Allein in Thüringen gibt es
nach Schätzungen 140.000 geringfügige
Beschäftigungen. Beschäftigte, denen ei-
ne Umwandlung ihres Arbeitsplatzes in
eine geringfügige Beschäftigung droht,
sind aufgefordert, sich über ihre Rechte
bei ihrer Gewerkschaft hbv zu informie-
ren. Betriebsräte müssen überzeugt wer-
den, geringfügige Beschäftigungsver-
hältnisse im Betrieb einzugrenzen und
abzubauen und sozial abgesicherte Teil-
zeitarbeitsverhältnisse einzufordern.Ar-
beitnehmerInnen ohne Erwerbsarbeit
müssen sensibilisiert werden, statt eines
prekären Arbeitsverhältnisses ein Teil-
zeitangebot einzufordern.

Aber wirksam bekämpft werden kann
es nur,wenn eine Gesetzesreform alle Be-
schäftigungsverhältnisse in die Sozial-
versicherungssysteme einbezieht und so-
zialversicherungsfreie Beschäftigungen
auf 60 bis 80 DM begrenzt werden.Ar-
beitsverhältnisse mit niedrigem Stun-
denvolumen sollen nicht verboten, son-
dern eine soziale Absicherung durchge-
setzt werden. Gemeinsam mit den Frau-
enverbänden, Kirchen, verschiedenen
Parteien, dem DGB und seinen Einzelge-
werkschaften werden Frauenbündnisse
geschaffen,um eine Gesetzesänderung zu
erzwingen.“

Das Thüringer Frauennetzwerk will
deshalb auch an der bundesweiten Kam-
pagne gegen ungeschützte Arbeitsver-
hältnisse teilnehmen und die bundeswei-
te Aktionswoche Anfang Oktober mit-
tragen. Als nächste Aktivitäten sind ge-
plant:
• Erfurter Straßenzeitung des KIK, erste
Ausgabe am 30.9.97
• Erarbeitung von Info-Material für Be-
troffene durch den Arbeitslosenverband,
Veröffentlichung in der Presse
• Wanderausstellung mit Fakten, Zahlen
und Bildmaterial - DGB Thüringen
• Aktionswoche vom 5. bis 11. Oktober
vom TEC zum Thüringen Park, Info-
Stände in der ganzen Stadt Erfurt
• Zusammenführung aller Thüringer Ak-
tivitäten.

Das nächste Treffen findet am 25. Au-
gust, 17 Uhr im Haus der Gewerkschaf-
ten in Erfurt statt. Kontakt: 
Frauennetzwerk Thür. c/o Gewerkschaft
hbv, Juri-Gagarin-Ring 150, 99084 Erfurt
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ALTERSTEILZEIT:
Am 2. Juli 1997 faßte

die Große Tarifkommission der
IG Metall Baden-Württem-
berg folgende Entschließung:
Die bisherigen Verhandlungen
für einen Tarifvertrag zur Be-
endigung von Arbeitsverhält-
nissen durch Altersteilzeit (Ta-
rifvertrag Altersteilzeit) wa-
ren erfolglos. Die Arbeitgeber
machten die Freiwilligkeit der
tarifvertraglichen Regelung
zur Vorbedingung für weitere
Verhandlungen. Damit ver-
weigern sie sich einer Lösung
am Verhandlungstisch. Dar-
über hinaus sollen die Be-
schäftigten ihr vorzeitiges
Ausscheiden selbst bezahlen.
Denn : Der VMI will einen Ta-
rifvertrag nach Gutsherrenart.
Der Unternehmer soll im Be-
trieb alleine bestimmen kön-
nen, ob der Tarifvertrag ange-
wandt wird, wer in Altersteil-
zeit gehen darf und zu welchen
Bedingungen. Der VMI fordert
darüber hinaus zusätzliche
Öffnungsklauseln zur weite-
ren Verschlecherung der tarif-
vertraglichen Rahmenrege-
lung. Der VMI bietet gerade
mal ein Altersteilzeitentgelt
von 75 Prozent vom Netto.Wei-
tere Aufstockungen soll es nur
dann geben,wenn die Beschäf-
tigten bereit wären, „andere
tarifliche oder betriebliche
Leistungen“ einzubringen.
Der VMI verweigert eine Auf-
stockung der Rentenbeiträge
über die gesetzliche Höhe von
90%. Auch hier soll eine höhe-
re Aufstockung der Renten-
beiträge nur mit „Eigenbeiträ-
gen“ der Beschäftigten erfol-
gen können. Der VMI weigert
sich, bei vorzeitigem Renten-

bezug die Rentenabschläge
auszugleichen.„Die Korrektur
der Rentenminderung ist nicht
Aufgabe der Arbeitgeber“
(VMI-Verhandlungsführer
Klaus Fritsche). Der VMI
macht zudem einen Tarifver-
trag von weiteren Verschlech-
terungen tarifvertraglicher
Regelungen abhängig, wie
Aufhebung des Ausgleichs-
zeitraums von Arbeitszeitkon-
ten und befristete Absenkung
von Eingangsentgelten. Bei
diesen Vorstellungen der Ar-
beitgeber wird klar: Eine ta-
rifliche Altersteilzeit kann oh-
ne Druck in den Betrieben auf
dem Verhandlungswege nicht
durchgesetzt werden.Wir müs-
sen dafür kämpfen! Die Große
Tarifkommission der IG Me-
tall Baden-Württemberg be-
antragt daher beim Vorstand
der IG Metall das Scheitern
der Verhandlungen.Wir wollen
einen verbindlichen Tarifver-
trag mit abgesicherten An-
sprüchen auf Altersteilzeit für
5 Prozent einer Belegschaft.
Die Beschäftigten dürfen nicht
der Gnade der Unternehmer
ausgesetzt sein. Wir wollen
Mindestbedingungen für die
Altersteilzeit, die nicht unter-
schritten werden dürfen. Wir
fordern ein Altersteilzeitent-
gelt von 85 Prozent vom Netto.
Bei einem Teilzeiteinkommen
von 50 Prozent zahlt die Bun-
desanstalt für Arbeit bei Neu-
einstellungen auf 70 Prozent
auf. Den Rest trägt der Arbeit-
geber. Wir wollen keine Verlu-
ste bei der Rente und fordern
eine Aufstockung der Renten-
beiträge auf 100 Prozent. Wei-
tere Eigenbeteiligungen der
Beschäftigten an der gesetzli-

chen Rente sind nicht zumut-
bar. Die Beitragssätze sind
schon jetzt zu hoch bei gleich-
zeitig sinkenden Ansprüchen
durch die Rentenreform der
CDU/FDP-Bundesregierung.
Unser Modell der tariflichen
Altersteilzeit ist für die Unter-
nehmen finanzierbar, sichert
den Beschäftigten ihre Rente,
ermöglicht einen Ruhestand in
Würde und schafft Zukunft für
die jüngere Generation. Die
Unternehmer in den Betrieben
müssen jetzt Farbe bekennen!
Alle Vorbereitungen sind zu
treffen, um diesen Tarifver-
trag, wenn notwendig, auch
kampfweise durchzusetzen!

MCDONALD’S AKTION DER
NGG: Hamburger machen
nicht satt!! Gegen Niedrigst-
löhne und Sozialdumping!
Aufruf zum Besuch des Ar-
beitgeberverbandes in Wies-
baden, so ist ein Aufruf der
NGG Frankfurt für den 9. Juli
überschrieben.Weiter heißt es:
„McDonald’s ist einfach guuut
…“ – so heißt es einfühlsam in
der Werbung. Fragt sich bloß,
für wen! Für die Beschäftigten
in den Schnellimbiß-Restau-
rants wie Burger King, Pizza
Hut und McDonald’s gilt dies
jedenfalls nicht. Sie sind den
ganzen Tag auf Achse, hetzen
sich ab und verdienen Gehäl-
ter wie in anderen Branchen
vor zwanzig Jahren. Nicht sel-
ten gehen sie mit weniger als
monatlich 1.500 DM netto
nach Hause. Kein Wunder, daß
manches Lächeln hinter der
Theke künstlich aussieht und
keine wirkliche Arbeitsfreude
widerspiegelt. Doch wenn es
nach dem Bundesverband der

Systemgastronomie (BdS) mit
Sitz in Wiesbaden geht, dann
sollen die Beschäftigten • eine
Gehaltserhöhung von nur 1,2
% erhalten,• die Einstiegslöh-
ne noch weiter gesenkt, sowie
• eine Reihe manteltarifver-
traglicher Leistungen ver-
schlechtert werden. Die Inter-
essenvertretung der Schnell-
imbiß-Restaurants nutzt da-
bei den Druck der Massenar-
beitslosigkeit, um den Ver-
handlungspartner der Be-
schäftigten, die Gewerkschaft
NGG, unter Druck zu setzen.
Mehrere Gespräche verliefen
ergebnislos, weil der BdS
bockbeinig auf seinen unge-
rechten Forderungen beharrte.
Demgegenüber will die NGG
weder Billiglöhne noch Sozial-
dumping in der Gastronomie
hoffähig werden lassen. Denn
das erhöht nicht nur die Kon-
kurrenz unter den Beschäfti-
gen und spielt sie gegeneinan-
der aus, sondern bringt ma-
chen Arbeitnehmer an den
Rand der eigenen Existenz.
Dieses Treiben des BdS und
seiner Mitgliedsfirmen – allen
voran des „einfach guuuten
McDonald’s“ – darf nicht un-
widersprochen hingenommen
werden. Deshalb ruft die Ge-
werkschaft NGG auf, dem Ge-
schäftsführer des BdS,Thomas
Heyll, in seiner Residenz einen
eindringlichen Besuch abzu-
statten. Deshalb treffen sich
alle Interessierten und Betrof-
fenen zur Demo und Kundge-
bung.

OSTGESCHÄFTE: Mit drasti-
schen Vorwürfen reagierte der
bulgarische Zeitungsverband
auf die Übernahme zweier Ver-
lage durch den Essener WAZ-
Konzern. Der Verband wirft
dem Verlag vor, die Konkur-
renz an die Wand zu drücken
und Einfluß auf die Politik des
Landes nehmen zu wollen. Die
WAZ hatte im September 1996
die Verlagsgruppe „168 Tscha-
sa“ („168 Stunden“) erworben
und im Februar den zweit-
größten Zeitungsverlag,
„Trud“ („Arbeit“). Damit ver-
fügt die WAZ über 70% der
verkauften Auflage des bulga-
rischen Zeitungsmarktes. Ein
Sprecher der WAZ wies die
Vorwürfe zurück.Die WAZ ha-
be die beiden Zeitungshäuser
lediglich von „Lobby-Interes-
sen“ befreit. Die bulgarische
Wettbewerbsbehörde prüft ,ob
sie einschreiten soll.

Zusammenstellung: alk

In verschiedenen Bundesländern halten die Feuerwehrproteste an: In Berlin fand am 26.
Juni fand eine Kundgebung und Demonstration der Beschäftigten der Feuerwehr statt.
Hintergrund sind die von der Bundesregierung geplante Anhebung der Altersgrenze (von
60 auf 61 Jahre) als auch die in den letzten Jahren ständig und erheblich gestiegenen Be-
lastungen im Einsatzdienst, die durch Stellenstreichungen noch dramatischer werden.
Nach einer außerordentlichen Personalversammlung in der Fahrzeughalle der Feuerwache
Mitte zogen am morgen ca. 1.500 Feuerwehrleute zur Senatsverwaltung für Inneres.
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Berlin: Gegen Tarifbruch und Billiglohnarbeit (I)

Seit dem 30. Juni streiken Bauarbeiter
Weil sich die „Fachgemeinschaft Bau“ –
ein neuer Verband von Baubetrieben, der
aus dem Baukapitalistenverband ausge-
schert ist und in Berlin und Brandenburg
einen besonders billigen Lohntarif
durchsetzen will – hartnäckig weigert,
die bundesweit vereinbarten Bauarbei-
tertarife inklusive Schlechtwettergeld
und Lohnfortzahlung zu übernehmen,
traten am 30. Juni mehrere hundert Ber-
liner Bauarbeiter auf 40 Baustellen in
den Streik.

Am Donnerstag, den 3. Juli, waren be-
reits 1.000 IG-Bau-Mitglieder aus 28
Berliner Baubetrieben im Streik. Spre-
cher der IG Bau kündigten an: „Wir ha-
ben einen sehr, sehr langen Atem!“

Vorausgegangen waren ergebnislose
Verhandlungen der IG BAU mit der
„Fachgemeinschaft“ am 17. Juni, bei de-
nen 3.500 Berliner Bauarbeiter ihre Un-
terstützung für die Forderungen ihrer
Gewerkschaft auf Übernahme des Bun-
destarifs mit einer Protestkundgebung
auf dem Potsdamer Platz unterstrichen.
Die Fachgemeinschaft Bau, die vor kurz-
em aus dem bundesweiten Arbeitgeber-
verband ausgetreten war, weigert sich
hartnäckig, den von der IG Bau ausge-
handelten bundesweiten Bautarifvertrag
anzuerkennen. Sie will weder 100%
Lohnfortzahlung zahlen, noch ein 13.
Monatsgehalt, noch die neue Winterrege-
lung anerkennen.Außerdem verlangt sie,
die Berliner Bautarife auf das (niedrige-
re) Lohnniveau in Brandenburg zu sen-
ken sowie zusätzliche „Öffnungsklau-
seln“ im Tarif einzuführen.

Die IG Bau rief daraufhin die Urab-
stimmung in den Berliner Betrieben aus.
Mit 89,3 Prozent Zustimmung für
Kampfmaßnahmen zur Durchsetzung
des bundesweiten Tarifs fiel das Ergeb-
nis deutlich aus. Trotzdem bewegte sich
die Fachgemeinschaft Bau keinen Milli-
meter, statt dessen versuchte sie sogar,
mit Klagen und Anträgen auf einstweili-
ge Verfügungen die Streikvorbereitungen
und Proteste der Bauarbeiter verbieten
zu lassen. „Ja, wir werden den Flächen-
tarifvertrag zerstören. Das hat Signal-
wirkung für die gesamte Bundesrepu-
blik“, hatte am 18. Juni der Präsident der
Fachgemeinschaft, Dr. Freymuth, ge-
genüber Journalisten getönt.

„Bis jetzt haben wir von der Fachge-
meinschaft Bau nur Unverschämtheiten
gehört“, so IG Bau-Sprecher Holger Bar-
tels am 30. Juni auf die Frage, ob es auf
den Beginn der Streiks schon irgendwel-
che Reaktionen der „Fachgemeinschaft
Bau“ gebe. Am Montag mittag (30. Juni)
hatten sich im Streikzelt sofort ca. 600
streikende Kolleginnen und Kollegen aus
17 Betrieben registrieren lassen.

Für rund 40.000 Baubeschäftigte in
Berlin und Brandenburg gelten übrigens

die Bautarife bereits, weil sie in Betrie-
ben arbeiten, die dem Bauindustriever-
band Berlin-Brandenburg e.V. an-
gehören, der den bundesweiten Tarif im
Juni unterzeichnet hatte. Lediglich für
die 9.000 Beschäftigten der Betriebe, die
der „Fachgemeinschaft Bau“ angehören,
gilt der Tarif noch nicht. Eventuell par-
allel zu dem Streik in Berlin und Bran-

denburg beginnen am 9. Juli die Ver-
handlungen über die Löhne und Gehäl-
ter der Beschäftigten im Bauhauptge-
werbe in den neuen Bundesländern in
Dresden. Auch hier steht der Gewerk-
schaft ein harter Konflikt bevor. „Ein
weiteres Abkoppeln der Tarifgebiete
‚neue Länder‘ kann für die IG Bau nicht
in Frage kommen“, so die IG BAU. rül

Hamburg Hafen: Gegen Tarifbruch und Billiglohnarbeit (II)

Lohnforderungen durchgesetzt
Die Firma Carl Tiedemann (CT),die größ-
te Stauerei im Hamburger Hafen,war mit
Wirkung vom 1.1.1997 aus dem Unter-
nehmensverband Hafen Hamburg ausge-
treten. Erklärtes Ziel war es, den mit der
ÖTV abgeschlossenen Tarifen auszuwei-
chen. Insbesondere wollte CT neue Ein-
stiegslohngruppen und eine Senkung der
Zahlungen für sogenannte unproduktive
Zeiten wie Freischichten,Urlaub und Ar-
beitsunfähigkeit erreichen. Die Kollegen
der Firma CT sind zu etwa 80% in der
ÖTV organisiert. In Verhandlungen ver-
suchte die ÖTV, einen Haustarifvertrag
abzuschließen, in dem die Lohn- und Ar-
beitsbedingungen in gleicher Weise fest-
gelegt werden wie für die übrigen Ha-
fenarbeiter. Nach sieben Verhandlungs-
runden wurde von der ÖTV das Scheitern
der Verhandlungen erklärt. Es bestand
keinerlei Aussicht auf eine Einigung in
freien Verhandlungen.Grund für eine be-
sondere Verärgerung unter den Kollegen
war die Nichtübernahme der im Flächen-
tarifvertrag für die deutschen Seehäfen
ausgehandelten Lohnerhöhung von 1,5%

ab 1.4.1997 und weiteren 1,8% ab
1.4.1998 jeweils für zwölf Monate.

In einer Urabstimmung, die am 18.6.
und 19.6.1997 durchgeführt wurde, spra-
chen sich 89,6% der organisierten Be-
schäftigten von CT für einen Streik zur
Durchsetzung der Lohnforderungen aus
und auch dafür, daß keinerlei Koppelge-
schäfte eingegangen werden. Die Firma
CT hatte sich nämlich den Trick einfallen
lassen, eine Lohnerhöhung von 2,5% ab
1.4.97 und weiteren 2,2% ab 1.4.98 anzu-
bieten. Im Gegenzug sollten die Hafenar-
beiter aber zu Verschlechterungen bei den
Rahmenbedingungen bereit sein. Die ge-
plante Absenkung der Lohngruppen soll-
te aber nur neueingestellte Hafenarbei-
ter treffen, während für die alten Be-
standsschutz gelten sollte.

Aber dieses Spaltungsmanöver miß-
lang kräftig. Obwohl die Geschäftslei-
tung in einem persönlichen Brief an alle
Mitarbeiter sogar mit Arbeitsplatzver-
lust gedroht hatte, beteiligten sich 160
Kollegen an der Urabstimmung, und nur
12 stimmten gegen Streik. Nach der Ur-

Inzwischen (am 8. Juli) sind 1200 Bauarbeiter in Berlin im Streik, eine weitere Aus-

dehnung des Arbeitskampfes durch die IG BAU ist angekündigt.
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abstimmung informierte die ÖTV sofort
die Geschäftsleitung von CT über die Ab-
sicht, den Streik zu beginnen. In der lau-
fenden Woche hatten verschiedene Be-
legschaften im Hamburger Hafen ihre
Solidarität erklärt. So hatten zum Bei-
spiel auf den Betriebsversammlungen
beim Gesamthafenbetrieb alle anwesen-
den Kollegen in einer Abstimmung er-
klärt, daß sie sich nicht für Streikbre-
cherarbeiten hergeben werden. Bei dem
Containerterminal Eurokai hatten sich
die Kollegen in einer Pausenversamm-
lung mit den Kollegen von CT solidarisch
erklärt. Für das erste Wochenende nach
der Urabstimmung hatten viele Kollegen
Zusatzschichten und Überstunden abge-
lehnt. Noch ehe der Streik begann, wur-
den Abfertigungsschwierigkeiten sicht-
bar. Andere nicht unmittelbar betroffene
Hafenbetriebe fürchteten um den Ruf des
Hamburger Hafens. Die Pressemeldun-
gen über den beginnenden Streik waren
schon abgesetzt, als die Geschäftsleitung
von CT der ÖTV in einem Fax zusicher-
te, daß sie auf die Lohnforderungen der
ÖTV in vollem Umfang eingehen und
auch ihre Forderungen auf Verschlechte-
rung der Rahmenbedingungen zurück-
nehmen wird. Daraufhin wurde von der
ÖTV der Streik abgesetzt. Im Hamburger
Hafen wurde damit der Beweis angetre-
ten,daß die Hafenarbeiter zusammen mit
ihrer Gewerkschaft nach wie vor durch-
setzungsfähig sind. Wegen der Niederla-
ge in der Schlepperauseinandersetzung
war es im Arbeitgeberlager wohl zu der
Auffassung gekommen, daß man mal se-
hen muß, ob die ÖTV überhaupt noch zu
einem Arbeitskampf in der Lage ist. Die-
se Frage ist jetzt beantwortet.Die Streik-
vorbereitungen haben für die kommen-
den Auseinandersetzungen um die Lohn-
fortzahlung die Bedingungen erheblich
verbessert. obj

Wachdienste, Reinigungskräfte, Groß-

und Außenhandel

Tarifkonflikte spitzen
sich zu
Aus Essen wird berichtet: in mehreren Bran-
chen, die zum boomenden Dienstleistungs-
bereich mit Niedrigstlöhnen gerechnet wer-
den, finden heftige Arbeitskämpfe statt.

Dazu gehören die Wachdienste, wo die
Wachunternehmen die volle Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall verweigern,
die Einführung von „Einstiegslöhnen“
von unter 11 DM/Stunde, Kürzungen
beim Urlaub, und die Streichung von
Überstundenzuschlägen durchsetzen
wollen. Zu dieser von der ÖTV betreuten
Branche zählen in Essen allein rund
4.000 Beschäftigte.

Dazu gehört auch das Gebäudereini-
gerhandwerk, also die „Putzfrauen“, in
dem die IG BAU im Bezirk Nordrhein ge-
rade ein Urabstimmungsergebnis von

99,09% für Streik erzielte – bei rund
1.800 Gewerkschaftsmitgliedern,die sich
an der Urabstimmung beteiligten. In Es-
sen stimmten 95% der Arbeiter/innen der
Firma Piepenbrock im Marienhospital,
im Schulzentrum Stoppenberg und ei-
nem weiteren Objekt für Streik. Dietmar
Schäfers, Geschäftsführer der IG BAU:
„Die durchgeführten Urabstimmungen
sind ein deutliches Signal dafür, daß die
Kolleginnen mächtig sauer sind. Bei ei-
nem Stundenlohn von 13,90 DM brutto
wird die Akkordleistung der Gebäuder-
einiger/innen nicht gerecht entlohnt.“

Und auch im Groß- und Außenhandel
von NRW, für den die Tarifgespräche am
26.6. erneut gescheitert sind, spitzt sich
die Lage weiter zu. Die Gewerkschaft
HBV hat den Betrieben ein Ultimatum
gestellt: Wer bis zum 2.7. den Entwurf ei-
nes Haustarifvertrages unterzeichnet,
wird von Streikmaßnahmen ausgenom-
men. Die anderen Betriebe müssen mit
weiteren Streiks rechnen. Ziel der Ge-
werkschaft ist es, die Haustarife in einen
Flächentarifvertrag zu überführen.

Diese Arbeitskämpfe sind nicht leicht.
Der gewerkschaftliche Organisations-
grad ist meist ziemlich niedrig. Um so
mehr verdienen sie Unterstützung. wof

Banken machen Druck

Telefonverkauf an
Sonntagen ist illegal !
In allen Sparten des Dienstleistungsge-
werbes werden zunehmend Telefon-Hot-
lines eingerichtet, worüber Beratung
und/oder Verkauf an allen Tagen der Wo-
che – im Extremfall rund um die Uhr –
möglich ist.Das Bankgeschäft,dessen In-
halt der Kredit sowie die Übertragung
und Verwaltung von Eigentumstiteln an
Waren (Zahlungsverkehr) oder Kapital
(Wertpapiere) ist, und das mithin we-
sentlich mit der Verarbeitung von Infor-
mationen beschäftigt ist, ist besonders
gut für das Medium Telefon oder E-mail
geeignet.Seitdem die Telekom – aus Steu-
ermitteln – die ganze BRD verkabelt hat,
sprießen die Direktbanken aus dem Bo-
den.

Nachdem erst die Aufsichtsbehörden
in Niedersachsen und Nordrhein-West-
falen die Durchführung des Geschäfts-
verkehrs von Direktbanken an Sonn- und
Feiertagen genehmigt hatten, gab auch
die zuständige Behörde in Frankfurt, das
Amt für Arbeitsschutz und Sicherheits-
technik, dem entsprechenden Antrag der
Frankfurter Sparkasse statt.Kein Zufall,
daß es sich jeweils um sozialdemokrati-
sche oder sozialdemokratisch dominier-
te Landesregierungen handelt,denen das
Argument Standort- und Arbeitsplatzsi-
cherung schnell den Geist vernebelt.
Denn: die Folge der Einrichtung des Te-
lefongeschäftes ist schlicht die Abschaf-
fung der entsprechenden Beratungs- und
Verkaufsarbeitsplätze im unmittelbaren
Kundenverkehr, d.h. die Verkleinerung
der Belegschaften in den Bankfilialen bis
hin zu deren Schließung.

Nun ist die grundgesetzlich geschütz-
te Sonn- und Feiertagsruhe durch das
Arbeitszeitgesetz bereits vielfach durch-
löchert. Neben den Aktivitäten, über de-
ren Notwendigkeit an Sonn- und Feier-
tagen ein breiter gesellschaftlicher Kon-
sens vorhanden ist, wurde auf Druck der
Bankenverbände in das Arbeitszeitgesetz
die „Aufrechterhaltung der Funktions-
fähigkeit von Datennetzen und Rechner-
systemen“ (§ 10 (1) 14.) von der CDU-/
FDP-Bundestagsmehrheit als zulässige
Ausnahme ins Gesetz aufgenommen. Für
die Benutzung dieser Netze für den Ge-
schäftsverkehr liegt jedoch keine Aus-
nahmeregelung vor. Telefonverkauf am
Sonntag ist offensichtlich kein Notfall (§
14 (1) ), auch kein besonderer Fall, der ei-
nen erweiterten Geschäftsverkehr erfor-
derlich macht (§ 13 (2) 2.a). Weder che-
mische, biologische, technische noch
physikalische Gründe erfordern einen
Fortgang des Bankgeschäfts am Sonntag
(§ 13 (4)). Auch die üble Konkurrenz-
klausel (längere Betriebszeiten im Aus-
land, § 13 (5)), mit der Pirelli im Oden-
wald die Reifenproduktion genehmigt
wurde – kurz darauf schloß das bayeri-
sche Schwesterwerk wegen mangelnder
Konkurrenzfähigkeit –, kann nicht her-
angezogen werden, da der Bankkunde
derzeit noch schwerlich seine Bankver-
bindung ins Ausland verlegen wird.

Eine Rechtsverordnung der Bundes-

Warnstreik bei der Firma Essilor-Ehinger,
einem Großhandelsbetrieb in Freiburg. Die
Gewerkschaft HBV konnte mit dieser und
anderen Aktionen in Baden-Württemberg
einen Tarifabschluß durchsetzen, der wich-
tige gewerkschaftliche Ziele sichert: Der
Samstag bleibt Ausnahmearbeitstag. Die
Lohnfortzahlung ist weitgehend gesichert
(Überstundenzuschläge fließen nicht in die
Berechnung ein). Die flexiblen Arbeitszeiten
müssen im Halbjahr durchschnittlich 38,5
Stunden in der Woche ergeben, maximal 35
Überstunden sind zulässig; die Betriebsräte
bestimmen über die Regelungen im einzel-
nen. Die Lohnerhöhung beträgt 1,5% für 12
Monate. (nach an/az, Freiburg)
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oder Landesregierung nach § 13 (1) a)
liegt nicht vor. Danach könnte zur Be-
friedigung täglicher Bedürfnisse der Be-
völkerung an diesen Tagen gearbeitet
werden. Vor Einführung einer solchen
Rechtsverordnung müßten aber die ge-
sellschaftlichen Gruppen und damit
auch die Gewerkschaften gehört werden.
Diese Diskussion wäre in Bezug auf
Bankdienstleistungen sicher spannend,
da man Geld im Unterschied zu Brötchen
nicht essen kann, und Zahlungsaufträge
an Samstagen, Sonn- und Feiertagen
wertmäßig erst am folgenden Werktag
ausgeführt werden können, denn nur
dann sind die Landeszentralbanken
geöffnet.

Was tun also die Gewerbeauf-
sichtsämter bzw. das Amt für Arbeits-
schutz und Sicherheitstechnik in Hessen?
Sie genehmigen die Arbeiten,weil sie „im
öffentlichen Interesse dringend nötig“
wären (§15 (2)).

Beamte des Frankfurter Amtes für Ar-
beitsschutz geben bei Nachfragen zu,daß
sie sich dabei äußerst unwohl fühlen,weil
das öffentliche Interesse sicher nicht
identisch ist mit dem Interesse der Ban-
ken. Nachdem aber Niedersachsen und
NRW die illegale Genehmigungspraxis
eingeführt hätten, bedrohten die Banken
das Frankfurter Amt mit weiteren Grün-
dungen in diesen Bundesländern.

Wenn diese illegale Genehmigungs-
praxis nicht durch Gerichte und Parla-
mente gestoppt wird, wird die Existenz
des Dienstleistungsangebots an Sonn-
und Feiertagen verbunden mit der Aus-
dünnung der Bankzweigstellen an Werk-
tagen ein tägliches Bedürfnis der Bevöl-
kerung hervorrufen. Dann wird eine spä-
tere Legalisierung durch Rechtsverord-
nung gesellschaftlich legitimiert und ei-
ne weitere Menschengruppe wird von der
Teilnahme an den sonstigen sozialen Ak-
tivitäten an Sonntagen und Feiertagen
ausgeschlossen. gst

Hinter den Kulissen …
Ab dem 7. Juli kann man Aktien des
Senders Pro 7 an der Börse handeln.
Von der Werbung bleiben auch dieje-
nigen nicht verschont, die sich dieses
unsägliche Fernsehprogramm erspa-
ren.Der 7.Juli ist ein Montag.Die Neu-
emmission erfolgt deshalb am Montag,
weil Pro 7 am Samstag zur besten Sen-
dezeit fernsehöffentlich in die Los-
trommel greifen und die mehrfach
überzeichnete Aktie zuteilen will. Die
für die Öffentlichkeit nicht so sichtba-
re Verwaltungsarbeit, die in den Kon-
sortialbanken für eine derartige Akti-
eneinführung nötig ist, dürfen die
Bankangestellten dann am Sonntag
leisten. Das ist gesetzwidrig, eine Aus-
nahmegenehmigung des Amtes für Ar-
beitsschutz kann auch nicht gegeben
werden, da diese Arbeiten selbstver-
ständlich auch an einem Werktag ge-
leistet werden könnten. gst 

Bayer: Gift-Regen in Dormagen

„Referenzanlage“ explodiert
Bayer-Werk Dormagen, Montag, 30. Juni,
21 Uhr: ein unter Druck stehendes Rohr
platzt, minutenlang spritzt eine Fontäne
mit heißer Flüssigkeit heraus und geht in
einem Umkreis von 100 Metern zu Boden.
Eine harzige Kruste überzieht die Anla-
ge, eine öffentliche Straße und einen
Parkplatz.Auch zwei Mitarbeiter und ein
vorbeifahrender Zug der Bundesbahn
werden getroffen, nur der späten Stunde
ist es zu verdanken, daß nicht mehr Mit-
arbeiter des drittgrößten Bayer-Werks zu
Schaden kommen.

An dem lecken Rohr entsteht Feuer,
giftige Wolken steigen auf. Erst nachdem
die Werksfeuerwehr den Brand gelöscht
hat, kann das Leck geschlossen werden.
Über 12 Tonnen Toluylendiamin (TDA)
sind mittlerweile ausgetreten, eine unbe-
kannte Menge des krebserregenden Stof-
fes ist in Rauch aufgegangen. Spe-
zialtrupps reinigen die Umgebung not-
dürftig, unter anderem müssen 160 Au-
tos dekontaminiert werden.

Sofort nach dem Unfall beginnen die
propagandistischen Aufräumarbeiten:
die Werksleitung behauptet reflexartig,
es bestünde keinerlei Gefahr für Anwoh-
ner und Umwelt. Im juristischen Sinn lä-
ge gar kein Störfall vor, sondern lediglich
ein „Produktaustritt“. Doch in Wirklich-
keit bleiben die Folgen für die Umgebung
unklar. Niemand weiß, welche Brandga-
se entstanden sind oder ob weitere Stof-
fe aus der Anlage ausgetreten sind.
Höchstwahrscheinlich sind durch das
Feuer Kohlenmonoxid und Stickoxide
entstanden, wohin die Gase getrieben
sind, ist unbekannt. Die beiden betroffe-
nen Mitarbeiter und die Feuerwehrleute
zeigen zwar keine unmittelbaren Sym-
ptome,aber Folgen des Kontakts mit dem
stark gesundheitsschädigenden TDA
können auch nach Jahren noch auftreten.

Toluylendiamin wird in Dormagen zur
Herstellung von Polyurethan-Schaum-
stoffen (PUR) verwendet. Der Massen-
kunststoff PUR steht seit Jahren im
Kreuzfeuer der Kritik, da für seine Her-
stellung hochgiftige Stoffe wie Phosgen
(Kampfgas im Ersten Weltkrieg) und TDA
verwendet werden. Regelmäßig heulen
im Werk Dormagen die Sirenen wegen
Phosgenalarm – nicht auszudenken
wären die Folgen, wenn die Explosion
auch die benachbarte Phosgenleitung be-
schädigt hätte.

Gerne sprechen die Chemie-Verbände
von dem Bekenntnis der Konzerne zu
„Responsible Care“, also dem verant-
wortungsvollen und sicheren Umgang
mit Chemikalien und Anlagen. Wie nach
jedem Unfall stellt sich aber die Frage,
wann die Chemie-Multis endlich in eine
wirklich vorsorgende Sicherheit inve-
stieren. Dies bedeutet zunächst, daß die
gefährlichsten Produkte vom Markt ge-

nommen werden und risikoreiche Her-
stellungsverfahren auf Alternativen hin
untersucht werden. Auch für die PUR-
Produktion gibt es zum Beispiel einen ri-
sikoarmen Weg, der zwar seit langem be-
kannt ist, aber nicht zur Serienreife ent-
wickelt wird.

Zum anderen müssen endlich die alten
Forderungen erfüllt werden, risikoreiche
Betriebe nicht in der Nähe von Wohnge-
bieten zu betreiben und alle Anlagen mit
einer doppelten Hülle zu sichern. Denn
obwohl Leckagen in druckführenden
Rohren zu den häufigsten Ursachen von
Störfällen gehören, hat Bayer bis heute
keine Vorkehrungen getroffen,diesen Un-
fällen vorzubeugen – eine Ummantelung
von Anlagen und Leitungen bleibt die
Ausnahme. Viele der heute betriebenen
Anlagen sind 25 Jahre und älter, was die
Gefahren in Zukunft noch erhöhen wird.
Gefordert sind also statt gnadenloser Er-
höhung des Shareholder Value verstärk-
te Investitionen in die Arbeitssicherheit
und in den Umweltschutz.Hierfür ist un-
bedingt auch wieder eine höhere Zahl
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
nötig.

Trotzdem sinken die Investitionen für
Umweltschutzanlagen seit vielen Jahren
drastisch. Ironie der Geschichte: nur we-
nige Stunden vor dem Unfall legte Bay-
er seinen neuesten „Umweltbericht“ vor.
Vorstandsmitglied Udo Öls räumte ein,
daß der Konzern trotz Rekordumsatz we-
niger in diesen Bereich investiere, da das
öffentliche Interesse an Umweltschutz
gesunken sei. Seit 1990 habe das Unter-
nehmen seine Investitionen auf dem Sek-
tor etwa halbiert, was aber nicht zu La-
sten von Umwelt und Sicherheit gehe…

Ein neues Licht wirft der Unfall auch
auf die umstrittene Bayer-Investition in
Taiwan, wo ebenfalls eine PUR-Fabrika-
tion geplant ist.Wie berichtet, hatte Bay-
er für die dortige Genehmigung ausge-
rechnet die Produktion in Dormagen als
Referenzanlage angegeben und Videos
von dieser „Musteranlage“ verteilt. Auf
Bedenken von taiwanesischen Umwelt-
schützerInnen hatten die Verantwortli-
chen geantwortet, Bayer baue die sicher-
sten Anlagen der Welt und es habe bei
Bayer noch nie (!) einen Störfall gegeben.
Daher ist es nicht verwunderlich, daß die
Nachricht vom Dormagener Unfall in
Taiwan buchstäblich wie eine Bombe
einschlug und alle Medien über diesen
Vorfall berichteten. Eine weitere Verzö-
gerung des Baus, der schon vor 12 Mona-
ten beginnen sollte, scheint unumgäng-
lich, sogar ein Stopp der Planungen ist
möglich.
Auszug aus STICHWORT Bayer,Ausgabe 3/97 In-
formationsdienst der Coordination gegen Bayer-
Gefahren.Für Anfragen, Kontakte und kostenlo-
ses Probeabo: CBG, Postfach 15 04 18, 40081 Düs-
seldorf Tel: 0211-333 911 Fax: 0211-333 940
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Wir Gefangenen sind – nur graduell un-
terschiedlich – alle gesundheitlich stark
geschädigt. Das ist eine Tatsache, die
nicht mehr ignoriert werden kann.

Die ärztlich festgestellten organischen
Schäden sind degenerativer Natur. Sie
sind deutlich von üblichen Knastschäden
unterscheidbare Ergebnisse von Lang-
zeitisolation und nicht durchgeführter
medizinischer Behandlung in den 90er
Jahren.

Die Symptome sind hauptsächlich
physische Kraftlosigkeit, Dauerschmer-
zen, Immunschwäche und eine daraus re-
sultierende geschwächte Arbeitskraft.
Die Substanz, von der wir die ganze Zeit
gelebt haben, ist aufgebraucht.

So ist die Situation. Das muß sozusa-
gen in Rechnung gestellt werden.

Wenn sich jetzt Leute überlegen, was
angesichts der Lage zu tun ist. Finde ich
es aber wichtig, daß sie sich nicht aus-
schließlich auf unseren schlechten Zu-
stand konzentrieren. Die Politik darf da-
bei nicht herausfallen, sonst saufen die
wirklichen Zusammenhänge im Krank-
heitsjammer ab.

Das erste, das man in der heutigen Si-
tuation festhalten muß, ist, daß sich an
den akuten Fällen wie bei Heidi und Hel-
mut zeigt, daß medizinisch unter Knast-
verhältnissen gar nichts mehr zu machen
ist.

Der Justizapparat ist ohne Probleme
in der Lage, ärztlich angeordnete Unter-
suchungen über Jahre hinweg zu verzö-
gern, Ergebnisse umzudeuten und not-
wendige Behandlungen zu hintertreiben.
Inzwischen ist es in manchen Fällen so
weit, daß auch im Knast eventuell mög-
liche Behandlungen nicht mehr anschla-
gen.

Das heißt aber nur, daß wir rausmüs-
sen, bevor die systematische Zerrüttung
zu irreversiblen Erfolgen kommt.

Das zweite sind die ursächlichen poli-

tischen Zusammenhänge, die es festzu-
halten gibt.

Und da in erster Linie die sonderge-
setzliche Staatspolitik gegen uns, die von
Anfang an und erklärtermaßen das Ziel
hatte, uns als politische Menschen aus-
zuschalten, und wenn nicht anders mög-
lich, eben auch über die physische Zer-
störung. Und weiter ist der zugespitzte
Zustand bei uns übriggebliebenen Ge-
fangenen jetzt konkret ein Ergebnis des
Kurses von ‘92, in dem wir noch einmal
so richtig zubetoniert worden sind.

Vernichtungshaft, der Begriff war im-
mer präzis.

Dieses Politik gegen uns muß aufge-
hoben werden. Da gibt es heute nur noch
die Freilassung.

Darum geht es, das ist unser Lösungs-
ansatz, weil, wie sich zeigt, auch medizi-
nisch anders nichts mehr real wird.

Und das darf nicht mit der Kranken-
misere zugeschüttet werden.

Christa Eckes

zum Brief von Rolf-Clemens

Einige haben bereits von der zugespitz-
ten gesundheitlichen Situation von Hel-
mut Pohl und Heidi Schulz erfahren.Und
davon, mit welchem Zynismus der Appa-
rat reagiert. Ihre körperliche Verfassung
ist das kalkulierte Ergebnis jahrelanger
Isolation und fortdauernder Angriffe auf
ihre Gesundheit und ihre politische Inte-
grität.

Bei Heidi sind es jetzt 15 Jahre,bei Hel-
mut insgesamt 21 Jahre.

Die Situation aller anderen Gefange-
nen ist entsprechend.

Dazu noch ein Gedanke.
1975, vor 22 Jahren, stellte der Jour-

nalist einer bürgerlichen Zeitschrift mit
Blick auf den Prozeß in Stammheim und
auf die Gefangenen fest:

„Wer ein halbes Jahr eingesperrt ist,
gleicht einem Menschen, der einen
schweren operativen Eingriff erlitt. Wer
fast drei Jahre eingesperrt ist, gleicht ei-
nem Menschen, dem ein Glied amputiert
wurde.“

Das waren zu dieser Zeit, zwei Jahre
vor 77, noch mögliche Wahrnehmungen
sogar von Menschen, die uns, den Gefan-
genen aus der RAF,vollkommen feindlich
gesinnt waren. Das war in einer Zeit der
hochgepeitschten psychologischen
Kriegführung.

Heute geht es bei den Gefangenen zeit-
lich um ganz andere Ausmaße –

Und Zeit ist eine Dimension der Fol-
ter, wie das Mittel, die Isolation.
Rolf Heißler, insgesamt 22 Jahre
Helmut Pohl, insgesamt 21 Jahre
Brigitte Mohnhaupt, insgesamt 19 Jahre

Stefan Wisniewski, 19 Jahre
Rolf-Clemens Wagner, 18 Jahre
Sieglinde Hofmann, 17 Jahre
Heidi Schulz, 15 Jahre
Christian Klar, 15 Jahre
Eva Haule, 11 Jahre
Birgit Hogefeld, 4 Jahre
Heute erscheinen die Sinne der Menschen
hier draußen abgestumpft gegenüber
dieser Realität, wie auch gegenüber der
wachsenden Destruktivität der BRD-
Macht insgesamt.

Die RAF ist heute Geschichte im Ge-
gensatz zu 1975.

Die Vernichtungshaft aber ist unge-
brochene Realität.

Die konkrete Situation der Gefangenen

Vorweg einige Sätze zur Systematik der
Maßnahmen:

die vielen Jahre der Isolation sind der
fundamentale Angriff auf jeden Gefan-
genen. Darauf bauen alle weiteren Son-
dermaßnahmen, Differenzierungen auf.

Es sind drei Stufen: zuerst die absolu-
te Isolation.

Später wird der Faktor Zeit bedeut-
sam. In dieser Phase – nach mindestens 4
bis 6 Jahren – werden Kontakte innerhalb
des von Widersprüchen aufgeladenen
Knastalltags zugelassen.

Die Isolation nach außen bleibt, ge-
nauso die Sondermaßnahmen. Der
Staatsschutz und die BAW haben weiter
und bis heute ihre Pfoten auf den Bedin-
gungen, sie bestimmen, was läuft.

Dann, wenn die physischen Folgen der
Haft durchbrechen,können sie im Knast-
apparat als weitere und als die zynisch-
sten Waffen gegen die Gefangenen einge-
setzt werden.

Die Knastmedizin hat generell die
Funktion der Ruhigstellung, der Neutra-
lisierung von Widerstandsgeist, der Ab-
segnung der schlimmsten und entwür-
digsten Angriffe auf Gefangene. Gegen
die politischen Gefangenen kommt das
potenziert zum Einsatz.

Helmut Pohl

Helmut ist seit Juli 84 gefangen, davor
war er schon einmal 2 Jahre und 6 Jahre
im Knast. Das Urteil gegen ihn: lebens-
lang. Seit 87 ist er in Schwalmstadt.

Seit Ende 89 ist er mit Rolf-Clemens
Wagner zusammen.

Ein Brief von Rolf-Clemens Wagner, Gefangener der RAF

„… gibt es heute nur noch
die Freilassung“
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Seit 89 ist dem Knast bekannt, daß
Helmut ein Wirbelsäulenleiden hat, das
sich in schweren körperlichen Krisen al-
le zwei Monate äußerte, mit Taubheitsge-
fühlen im Arm, krassen Schmerzen im
Rückenbereich bis zum Zusammenbruch
der Körperfunktionen.Anstaltsarzt Bäb-
lich in Schwalmstadt sagte zu Helmut,
daß er „so einen wie ihn nicht behandelt“.
Anträge auf externe Fachärzte des Ver-
trauens wurden abgelehnt.

Deswegen entschloß sich Helmut zu ei-
ner Klage gegen das Land Hessen.

In dem dazu von ihm eingeleiteten Be-
weissicherungsverfahren wegen unter-
lassener Hilfeleistung kommt es 1992 zu
den ersten relevanten Untersuchungen.
Die Röntgenaufnahmen von diesen Un-
tersuchungen „verschwinden“ auf dem
Weg zum Knast! Denn ohne Röntgenauf-
nahmen sind therapeutische Maßnah-
men nicht möglich.

Im Dezember 96 hat Helmut einen
Bandscheibenvorfall im Lendenwirbel-
bereich. Die Untersuchung, die das fest-
stellt, wird erst 2 Monate nach dem Vor-
fall zugelassen. Der externe Facharzt
stellt fest: Bei Helmut haben sich außer-
dem Verknöcherungen über mehrere
Halswirbel hinweg gebildet, die ins
Rückenmark hineinragen und es an einer
Stelle eindrücken.

Es droht eine irreversible Lähmung.
Der Facharzt sieht die Notwendigkeit

einer Operation.
Die BAW sieht keinen Handlungsbe-

darf. Sie fordert einen zweiten Gutach-
ter.

Dieser Gutachter, der seit über 20 Jah-
ren im Gutachtergeschäft für die Ge-
fängnisbehörden tätig ist, sagt zu Hel-
mut, er „müsse damit leben“. Er wider-
spricht dem ersten Gutachter.

Die BAW bezieht sich allein auf diesen
zweiten Gutachter, sieht weiter keinen
Handlungsbedarf. Die Anstalt (!) „wird
prüfen“, so die BAW, was innerhalb des
Knastes zur Behandlung zu tun ist, also
die, die über 8 Jahre alle verhindert ha-
ben.

Es geschieht also nichts.
Das ist der Stand bei Helmut.
Die Schmerzen nehmen weiterhin zu,

genauso die Bewegungseinschränkun-
gen.

Heidi Schulz

Heidi wurde im November 82 verhaftet.
Sie war 6 Jahre in Einzelisolation. Nach
dem Hungerstreik 89 war sie in einer

Kleingruppe zusammen mit drei weite-
ren Gefangenen aus der RAF. Diese
Kleingruppe existierte nur wenige Jahre.
Heute ist sie allein mit Sieglinde Hof-
mann im Gefängnis Köln-Ossendorf.

Das Urteil: 2x lebenslang. 1994 der 2.
Prozeß, ein Kronzeugenprozeß: ein wei-
teres lebenslang.

Die Situation von Heidi ist genauso
gravierend.

Bei Heidi kommen seit 1990 immer
mehr die physischen Auswirkungen der
Isolationshaft zum Durchbruch.

Nach der Feststellung einer Knoten-
bildung in der Brust beantragt Heidi
1991 die Zulassung einer Ärztin. Nach
Verzögerungen, nach Versuchen, Ärztin-
nen durch diskriminierende Maßnahmen
abzuschrecken, nach 14 Monaten, wird
eine Ärztin zugelassen.

Sie stellt fest, Untersuchungen außer-
halb des Knasts sind erforderlich,es wer-
den schließlich Operationen notwendig.

Alle Untersuchungen, jeder Eingriff
wird verschleppt und findet unter men-
schenunwürdigen Bedingungen statt.
Therapeutische Maßnahmen, Medika-
mente bekommt Heidi mit Verzögerungen
bis zu zwei Monaten oder eben gar nicht.

Es ist ein elendes Tauziehen um Selbst-
verständlichkeiten Monat um Monat,
Jahr um Jahr, das Kräfte frißt. Man kann
sich die immer neuen Palette von Lügen
und Willkürmaßnahmen Tag für Tag
nicht vorstellen, wenn man nicht selbst
unmittelbar mit diesem Knastregime
konfrontiert war, als Gefangener oder
Angehöriger.

Das Ergebnis ist, der Gesundheitszu-
stand von Heidi verschlechtert sich ste-
tig. Es hat ein rapider Gewichts- und
Kräfteverlust eingesetzt.

Jedem mit geringer medizinischer
Kenntnis ist bekannt, daß Gewichtsver-
lust ab einem bestimmten Punkt nicht
mehr zu stoppen ist. Jede weitere Zeit im
Gefängnis wird immer mehr zu einer un-
mittelbaren Lebensbedrohung.

Die Situation von allen anderen Ge-
fangenen aus der RAF unterscheidet sich
nicht grundsätzlich.Die Entwicklung bis
zu dieser Zuspitzung bei Heidi und Hel-
mut ist exemplarisch für das, was bei al-
len stattfindet.

Es gibt Differenzierungen in den Maß-
nahmen, und bei jedem Mensch ist der
Punkt, wo die Vernichtungshaft in mas-
sive körperliche Zerstörung umschlägt,
ein anderer, je nach seiner physischen
Konstitution.

Rolf-Clemens benennt die allgemei-
nen Symptome: physische Kraftlosigkeit,
Dauerschmerzen, Immunschwäche. Alle
körperlichen Schäden – die massiven
Wirbelsäulen-Probleme, die Überrei-
zung der Verdauungsorgane, Tinitus –
deuten auf die Ursache des systemati-
schen Reizentzugs, der Entsinnlichung,
bei gleichzeitiger Herstellung eines per-
manenten Spannungszustands. Der
Knast ist ein verödeter Raum, die Isola-
tion potenziert diese Verödung um ein
Vielfaches.Aber man darf sich nicht vor-
stellen, daß dort ein einziger Tag ohne
Übergriffe vergeht. Der Körper ist stän-
dig alarmiert, schließlich verweigert er
sich Bedingungen, die nicht zum Leben,
sondern zur Vernichtung gemacht sind.

Mit Streßerfahrungen hier draußen im
Alltag ist das in nichts zu vergleichen, wo
jede Situation die Möglichkeit des Ver-
änderns oder des Ausweichens in sich
hat.

Christian sagt in seinem Interview im
April (Süddeutsche Zeitung Magazin
25.4.97) auf die Frage nach der Wirkung
der Haft: „Ich bin schon weit darüber
hinaus, dafür noch Worte zu haben. Die
Isolationshaft zerschlägt den Gefange-
nen buchstäblich in Einzelstücke, mit
dem Kalkül, daß er jahrelang ohne Rück-
halt sich in seiner Qual an die Macht wen-
det, ihn wieder heil zusammenzufügen.
Politische Gefangene sitzen einen dop-
pelten Knast ab. Da ist einmal die direkt
gegen sie gerichtete Maßnahmen,und da-
zu noch die demonstrative Seite, mit der
der Staat auf die Gesellschaft zielt!“

Christa Eckes
Hintergrundinformationen insbesondere zur
Situation von Heidi und Helmut sind unter
folgenden Adressen zu bekommen:
Gila Pohl, PF 700 830, 60558 Frankfurt
Mathias Meyers, PF 1205, 55002 Mainz
Spendet auf das Angehörigenkonto, Stich-
wort „Freilassung“, Sonderkonto Kiener,
Landesgirokasse Stuttgart, BLZ 600 501 01,
Kto-Nr. 54 54 194

Rolf Heißler               Brigitte Mohnhaupt   Rolf-Clemens-Wagner Sieglinde Hoffmann Christian Klar             Eva Haule

Birgit Hogefeld
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8./9. Juli: NATO-Gipfel in Spanien be-
ginnt mit der „NATO-Osterweiterung“

31. 7.-3. August: Linke Sommerschule in
Schnepfenthal

26.August–1. Sept.: Europäischer Frie-
denszug von Brüssel nach Diyarbakir.
Infos bei: Appell von Hannover, Postfach
35, 61445 Oberursel, Tel. 06171/981348

29.-31.August: UZ-Pressefest, Dort-
mund.

1. September: Antikriegstag

6./7. September: Parteirat der PDS tagt
in Düsseldorf. Schwerpunktthema: Wie
weiter mit dem Linken Reformprojekt –
Positionen und Aktivitäten der PDS, Si-
tuation der westdeutschen Landesver-
bände.

21. September: Bürgerschaftswahlen in
Hamburg

20./21. September: Gewerkschaftspoliti-
sche Konferenz der PDS in Chemnitz.

26.–28. September: Internationale Che-
Guevara-Konferenz in der Humboldt-
Universität in Berlin. Infos über Cuba
Si, Reinhard Thiele, 030/24009455, Fax
030/24009409.

27./28. September: Grüner Länderrat in
Magdeburg

Vom 5. bis 11. Oktober ist bundesweit
„Aktionswoche“ der Kampagne gegen
ungeschützte Arbeitsverhältnisse, für
Versicherungsschutz für „610-DM-Jobs“

11./12. Oktober: Herbstkonferenz des
Forums Kommunistischer Arbeitsge-
meinschaften in Köln, Jugendgästehaus.

14./16. November: Bundesdelegierten-
konferenz von Bündnis 90/Grüne in
Kassel.

Anfang Dezember tagt der SPD-Bun-
desparteitag in Hannover

1. März 1998: Landtagswahlen in Nie-
dersachsen

•

Einladung
Die ARGE Konkrete Demokratie
– Soziale Befreiung in und bei der
PDS lädt ein zu ihrer satzungs-
mäßigen Mitgliederversammlung
’97
Sie findet im Rahmen der Linken
Sommerschule am Freitag, dem 1.
August 1997, 20 Uhr, im Restau-
rant Hermannstein, 99880
Schnepfenthal (Thür.) statt.

Tagesordnung:
1. Tätigkeits-
bericht der
Sprecherin
und des
Sprechers

2. Neuwahl
der Spre-
cherin und
des Spre-
chers

3. Weiter-
führung des
Projekts Lin-
ke Schule

4. Wahlstrategie der
PDS

Interessentinnen und Interessen-
ten sind herzlich eingeladen.

Es besteht die Möglichkeit, im
Hermannstein zu übernachten.
(Vorherige Rücksprache mit dem
Wirt ist zu empfehlen.
Telefon: 03622-2917)

In der Sommerschule 
werden diesmal die folgenden
Themen behandelt:

AG Geschichte: An den Wurzeln
der Totalitarismustheorie (Han-
nah Ahrendt)

AG Wirtschaft: Wirtschaftliche
Interessen, soziale und politische
Formierung und staatliche Inter-
vention. (Aktuelle Schwerpunkte:
Euro, EWWU, Alternatives Wirt-
schaften, theoretische Texte von
Weber, Sombart und Bourdieu)

AG Philosophie: Auseinanderset-
zung mit Hegel (Rationalisierung
von Herrschaft)

Schnepfenthal hat einen eigenen
Bahnhof. Die Bahn gibt Aus-
kunft.Vom Bahnhof
sind noch etwa 900 m
Fußweg in Richtung
Friedrichroda (Hin-
weisschilder beach-
ten).
Von der A4, Ab-
fahrt Waltershau-
sen, etwa 6km in
Richtund Frie-
drichroda. In
Schnepfenthal
hinter den
Bahnschienen
Hinweis-
schilder
zum Her-
mannstein
beachten.


